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Entwurf

des

für

die Preussifchen Staaten,

u a ch

den Beschlüssen des Königlichen Staatsraths.

Berlin,





Erster Tbeil.

Von Verbrechen und Polizei-Vergehenund deren
Bestrafung überhaupt.

Erster Titel.
Von Verbrechen.

Urster Abschnitt.

Von der Anwendung der Strafgesetze.

Z. t.
^tlle von Preußischen Unterthancn im Jnlande oder Auslande verübte Verbrechen
sind nach den Gesetzen des Preußischen Staats zu bestrafen.

§. 2.
Auch gegen Ausländer, welche wegen eines im Jnlande oder Auslande ver¬

übten Verbrechens vor den hiesigen Gerichten zur Untersuchunggezogen werden,
sind die Preußischen Strafgesetze anzuwenden. Eine Ausnahme tritt nur ein,
wenn die ini Auslande begangene, nach den Preußischen Gesetzen strafbare Hand¬
lung nach den Gesetzendes Auslandes straflos ist und kein Verbrechen gegen den
Preußischen Staat oder gegen einen Preußischen Unterthan enthält.

S- 3.
Wegen Verbrechen, welche im Auslände von einem Inländer oder Ausländer

verübt worden und nicht gegen den Preußischen Staat oder einen Preußischen
Unterthan gerichtet sind, darf die Untersuchungnur mit Genehmigung des Justiz-
Ministers eingeleitet werden.

§. ä.
Auf VerbrechenPreußischer Militairpcrsonen finden die Vorschriften dieses

Gesetzbuchs nur in soweit Anwendung, als nicht die Militairgesctzc ein Anderes
bestimmen.
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Z. 6.

Unbckanntschaft mit dem Strafgesetze gereicht dem Verbrecher nicht zur

Entschuldigung.

Eine Ausnahme findet nur statt, wenn aus besonder» Umstanden sich

ergicbt, daß der Thätcr ohne alles Verschulden ganzlich außer Stande war, davon

Kcnntniß zu erhalten, daß die Handlung unerlaubt war.

Z. 6.

Das Recht des Beschädigten auf Schadensersatz ist von der Bestrafung des

Thätcrs unabhängig.
lM)(k (kW ynu

Awiutcr Mschttitt.

Von Strafen.

7.

Kein Verbrechen darf mit einer andern, als mit der gesetzlich dafür bestimmten

Strafe oder Strafart belegt werden.
s. 8.

Die zulässigen Strafarten sind:

1. Todesstrafe,

2. Zuchthausstrafe,

3. Strafarbcit oder Fcstungsstrafc,

1. Gefängniß oder Festungshaft,

6. Körperliche Züchtigung,

6. Geldbuße,

7. Konfiskation einzelner Gegenstände,

8. Kassation,

9. Amtscntsctzung,

19. Degradation,

11. Verlust von Pensionen und Gnadcngchältern,

12. Verlust gewerblicher Rechte,

.13. Verlust der Ehrenrechte,

11. Landesverweisung,

15. Orts- und Bezirksvcrwcisung,

16. Besondere Polizeiaufsicht. r

1. Todesstrafe. Die Todesstrafe ist durch Enthauptung öffentlich zu vollstrecken, und die

Vollstreckung des Urthcils durch das Amtsblatt bekannt zu machen.

Bestimmt das Gesetz geschärfte Todesstrafe, so soll der Verbrecher zur

Richtstättc geschleift werden. Z. 10.
Außer den im Gesetze namentlich bestimmten Fällen ist auf geschärfte Todes¬

strafe nach richterlichem Ermessen auch dann zu erkennen, wenn das mit Todes-



( )
strafe bedroht»: Verbrechen entweder unter sehr erschwerendenUmständen verübt,
oder aus einer besondcrnVerworfenheit und Niederträchtigkeitder Gesinnungen
hervorgegangen ist.

S- 11.
Die zur ZuchthausstrafeVcrurthciltcn sind zu schwerer Arbeit, nach näherer

Bestimmung der Hausordnung, anzuhalten.
Die Dauer der Zuchthausstrafeist mindestensein Jahr.

S- 12.

Während der Strafzeit sind die zur ZuchthausstrafeVcrurthciltcn unfähig
zur Verwaltung ihres Vermögens und zur Verfügung darüber unter Lebenden; auch
darf ihnen kein Thcil ihres Vermögens oder ihrer Einkünfte zur freien Verfügung
verabfolgt werden.

s. 13.
Die Strafarbcit wird in einer von dem Zuchthause verschiedenen Straf¬

anstalt vollstreckt, in welcher die Sträflinge nach Maaßgabc der Hausordnung zu
angemessenen Arbeiten anzuhalten sind. In den Strafarbeitshäusern soll in Bezug
auf Arbeit, Disziplin und Beköstigung eine mildere Behandlung, als in den Zucht¬
hausern stattfinden.

Die Dauer der Strafarbcit ist mindestensdrei Monate.

Z. 14-
Die Gcfäugnißstrase wird in den dazu bestimmtenGerichts- oder Polizei-

Gefängnissen vollstreckt. Sie besteht in einfacher Freihcits-Entziehung; doch
können unvermögendeVcrurthcilte, um die Kosten ihres Unterhalts im Gefängnisse
aufzubringen, zu einer ihren Fähigkeiten und Verhältnissen angemessenen Arbeit
angehalten werden.

Z- 15.
Die Dauer der Gefängnißstrafe kann sich außer dem Falle des Z. 47. nicht

über ein Jahr erstrecken.

S- 16.
Gcfängnißstrasen von mehr als drei Tagen und nicht über drei Monate

können, wenn
1. durch deren Vollstreckungder Nahrungsstand des Verbrechersoder der Unter¬

halt seiner Familie gefährdet werden würde, oder
2. ein stärkerer Eindruckdavon für den Verbrecherzu erwarten ist,

von dem Nichter in ihrer Dauer verkürzt werden, und zwar
a) um ein Vicrthcil, entweder durch Schmälcruug der Kost, welche als¬

dann am ersten und an jedem dritten Tage in Wasser und Brod besteht,
oder dadurch, daß dem Gefangnen eine harte Lagerstätteangewiesen wird;

ss) um die Hälfte durch Verbindung beider genannten Schärfungsarten oder
durch einsamesGcfangniß.

2. Zuchthausstrafe.

3. Strafarbeit.

4. Gcfangnißstrafc.
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§- 17.

6 Fcstungsstrafe und Auf Fcstungsstrafe ist anstatt dcr Strafarbcit, und auf Festungshaft anstatt
Festungshaft. der Gefängnißstrafe zu erkennen, wenn solches nach den persönlichen oder bürger¬

lichen Verhältnissen des Verbrechers für angemessen zu achten ist.

Auf Festungshaft darf anstatt dcr Strafarbeit nur in denjenigen Fallen

erkannt werden, in welchen die Gesetze dies ausdrücklich zulassen.

s. 18.
Die zur Festungsstrafe Bcrurthciltcn werden auf dcr Festung in engem

Gewahrsam gehalten, auf den nothdürftigen Unterhalt eingeschränkt, und sind ver¬

pflichtet, diejenigen Arbeiten zu verrichten, welche ihnen mit Berücksichtigung ihrer

Fähigkeiten, Kräfte und bürgerlichen Verhältnisse angewiesen werden.

Z. 18.

Die zum Festungshaft Verurthciltcn werden auf den Festungen von denen,

welche Festungsstrafe erleiden, abgesondert, und sind dabei den im Z. 18. erwähnten

Beschränkungen nicht unterworfen.

s. 20.

Gemeinsame Bestimmung Keine zeitige Freiheitsstrafe darf die Dauer von fünf und zwanzig Jahren

über Freiheitsstrafen. überschreiten.
Z. 21.

6. Körperliche Züchtigung. Wenn bei einzelnen Verbrechen das Gesetz die körperliche Züchtigung als

Strafe ausdrücklich zuläßt, so hat der Richter nach de» besonder» Umständen des

Falles und den persönlichen Verhältnissen des Verbrechers zu ermessen, ob diese

Strafart in Anwendung zu bringen sev.

Gegen Personen weiblichen Geschlechts darf auf körperliche Züchtigung

nicht erkannt werden.
s. 22.

Läßt das Gesetz zwischen Freiheitsstrafe und körperlicher Züchtigung die

Wahl, so kann der Richter entweder auf letztere allein, oder auch auf beide zugleich

erkennen, und werden in lctzterm Falle bei Ermessung dcr Strafe zehn bis zwanzig

Hiebe einer vicrwöchcntlichen Gefängnißstrafe gleich geachtet.

s. 23.

Das Maaß der körperlichen Züchtigung muß in dem Erkenntnisse bestimmt

werden und darf die Anzahl von vierzig Hieben nicht übersteigen.

§. 21.

Ist zu besorgen, daß die Züchtigung der Gesundheit nachtheilig werden

könne, so muß der Nichter vor deren Vollstreckung das Gutachten eines gericht¬

lichen oder approbirten Arztes oder Wundarztes darüber, ob und in welchem Grade

dcr Verbrecher derselben, unbeschadet seiner Gesundheit, unterworfen werden könne,

erfordern. Fällt dieses Gutachten dahin aus, daß die körperliche Züchtigung ohne

Gefahr für die Gesundheit des Verbrechers nicht vollzogen werden kann, so muß
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dieselbe von dem erkennenden Richter in eine verhältnißmäßige Freiheitsstrafever¬
wandelt werden.

Z. 25.
Die Vollstreckungder Züchtigung geschieht im Gcrichtsgebäude oder im

Gcfäugnissc^ im Bciseyn einer Gcrichtsperson, durch einen Gcrichtsdicncr oder
Gefangcnwartcr.

Mehr als zwanzig Hiebe dürfen an einem Tage nicht crthcilt werden.

S- 26.
Bei Erkennungder Geldbußen ist, wenn sie im Gesetze nach einem höchsten Geldbuße,

und niedrigsten Betrage bestimmt sind, auf die Vermögens-Verhältnisse des Schul¬
digen besonders Rücksicht zu nehmen.

S- 27.
Die Konfiskation findet nur in Bezug auf einzelne Gegenstände statt. 8. Konfiskationeinzelner

Werkzeuge/ mit welchen ein Verbrechen verübt worden ist, sind/ sofern sie dem Gegenstände.
Verbrecher gehöre»/ jederzeit zu koufiszircu.

S- 28.
Die Amtscntsctzung hat den Verlust aller von dem Vcrurtheilten bekleideten s. Amtsentsctzungund

Aemtcr und der damit verbundenenRechte zur Folge. Kassation.
Die Kassation zieht außerdem noch die Unfähigkeitzu jedem öffentlichen

Amte nach sich.
S- 29.

Die Degradation ist nur gegen Beamte im unmittelbaren Staatsdienste 10. Degradation,
anwendbar. Ihre Wirkung besteht darin, daß der Beamte sich der Versetzung in
eine mit geringerem Einkommen verbundene Stelle einer unteren Klasse unter¬
werfen muß.

§. 30.
Der Verlust von Pensionen/ welche aus der Staatskasse an entlassene n. Verlust von Pensionen

Staatsdiener gezahlt werden, tritt ein, wenn der Pcnsionair vor oder nach seiner Ent- u. Gnadcngehältern.
lassung eines Verbrechenssich schuldig gemacht hat, welches, wenn er noch im Dienste
gewesen wäre, die Kassation oder Amtscntsetzuug zur Folge gehabt haben würde.

Auf den Verlust anderer Pensionen ist nur dann zu erkennen, wenn solches
durch besondere Vorschriftenbestimmt ist.

Z. 31.
Der Verlust des Guadcngchalts dcr Militair-Jnvalidcn, so wie des Anspruchs

auf letzteres, tritt ein, wenn ein Militair-Jnvalidc, vor oder nach seiner Entlassung
aus dem Dienste, ein Verbrechenverübt hat, welches während des Militärdienstes
die Ausstoßung aus dem Soldatcnstandc zur Folge gehabt haben würde.

s. 32.
Die Entziehung der Bcfugniß zum selbststäudigen Betriebe eines Gewerbes 12. Verlust gewerblicher

als Strafe kann für immer oder auf eine bestimmte Zeit stattfinden; im letztem Rechte.



13. Ehrenstrafcn.
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14. Landesverweisung.

Falle darf die Zeit der Entziehung nicht unter drei Monate und nicht über fünf
Jahre betragen.

Z. 33.
Die Ehrcnsrrafenbestehen in dem Verluste

4. des Adels,
2. der öffentlichen Würden und Titel,
3. der Standschast, sowie der Thcilnahmc an Stimm- und Ehrenrechten in

Gemeinden und Korporationen,
4. der Bcsugniß zur Ausübung des Patronats, der Gerichtsbarkeit und der

Polizeiverwaltung, und
Z. der Nationalkokarde.

34.
Die Vcrurtheilung zur Zuchthausstrafe oder Kassation zieht den Verlust

sämmtlichcr in dem §. 33. erwähnten Ehrenrechtenach sich, und ist darauf jeder¬
zeit ausdrücklich zu erkennen.

Bei Vcrurtheilung zu andern Strafen darf dieser Verlust nur dann ausge¬
sprochen werden, wenn solches bei einzelnen Verbrechen besonders bestimmt ist.

Außer diesen Fällen behält es in Ansehung des Verlustes der Rechte der
Standschaft, der Bcsugniß zur Ausübung der Gerichtsbarkeit, des Patronats und der
Polizeivcrwaltung bei dem Gesetze vom 8tcn Mai 1837-, so wie in Ansehung des
Verlustes der Kommunal-, Stimm- und Ehrenrechte bei den Vorschriftender Stadtc-
und Landgemeinde-Ordnungensein Bewenden.

Z. 35.
In Ansehung des Verlustes inländischerOrden und Ehrenzeichenkommen

die Bestimmungen des K. 17. der Erwcitcrungs-Urkundefür die Königlichen Orden
und Ehrenzeichen vom 18tcn Januar 181Ü. zur Anwendung; hat jedoch nach
den bestehenden Vorschriften bei einzelnen Arten von Ehrenzeichen(Kricgsdenk-
münze und Dicnstauszcichnungfür Unteroffiziereund Soldaten) der Richter über
deren Verlust zu entscheiden,so ist hierauf in allen denjenigen Fällen zu erkennen,
in welchen nach Z. 34. der Verlust der Ehrenrechteeintritt.

Z. 36.
In Ansehung auswärtiger Orden und Ehrenzeichenbleibt die Bestimmung

darüber: in wiefern dem Verurthciltcn, Inländer oder Ausländer, dieselben ferner
im Jnlande zu tragen gestattet scyn soll, dem Könige vorbehalten, und ist auch
hierbei die Vorschrift des K. 17. der Erwcitcrungs-Urkunde für die Königl. Orden
und Ehrenzeichenvom 18ten Januar 1816. in Anwendungzu bringen.

Z. 37.
Auf Landesverweisungkann nur gegen Ausländer erkannt werden. Sic

tritt gegen dieselben als Folge zeitiger Zuchthausstrafejederzeit ein.
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Z. 38.
Wenn auf Orts- oder Bezirksverweisungerkannt worden ist, so hat die 15. Orts- odcr Bezirks-

Landes-Polizeibehörde diejenigen Landcstheile zu bestimmen, in welchen der Vcr- Verweisung,
brcchcr seinen Aufenthalt nicht nehmen darf.

Z. 39.
Gegen Verbrecher, welche der öffentlichen Sicherheit gefährlich sind, findet 46. Besondere Polizei-

nach Abbüßung der Strafe in den vom Gesetze bestimmten Fällen die Stellung Aufsicht,
unter besondere Polizeiaufsichtstatt.

s. 40.
Die Stellung unter besondere Polizeiaufsichtwird vom Richter erkannt; sie

soll nicht unter einem Jahre betragen.
Die Aufhebungderselben nach Ablauf eines Jahres hängt von dem Ermessen

der Polizeibehörde ab.
Soll die besondere Polizeiaufsicht nach einer Dauer von fünf Jahren fort¬

gesetzt werden, so ist hiczu die Genehmigung der Landes-Polizeibehördeerforderlich.
Z. 4t.

Die Wirkungen der Stellung unter besondere Polizeiaufsichtsind:
lt. daß der Verurtheilte seinen Wohnort ohne Erlaubniß der Polizeibehördenicht

über Nacht verlassen darf;
2. daß ihm der Aufenthalt an bestimmten Orten von der Polizeibehördeuntersagt

werden kann; und
3. daß die Gerichts- und Polizeibehördenbefugt sind, bei ihm zu jeder Zeit

Haussuchung zu halten.
Z. 42.

Gegen Diebe und Räuber, welche unter Polizeiaufsichtgestellt sind, kann
die Polizeibehörde die Aufsicht dahin erweitern, daß dieselben ohne Erlaubniß
während der Nachtzeit ihre Wohnung nicht verlassen dürfen.

Die Nachtstundensind nach Jahreszeit, Ortsverhältnissenund Beschäftigung
des Beaufsichtigtendurch die Polizeibehörde zu bestimmen.

Z. 43.
Die besondere Polizeiaufsichtkann gegen Bestellungeiner Kaution für gutes

Betragen ausgehobenwerden. Uebcr die Zulassung der Kaution und deren Höhe
entscheidet die Polizeibehörde. Hat ein Dritter die Kaution bestellt, so tritt mit
Zurücknahmederselben die Polizeiaufsichtwieder ein.

Z. 44.
Die Kaution ist verwirkt, wenn der Verurtheilte nach deren Bestellungbis

zum Ablauf der für die Polizeiaufsichtbestimmten Zeit ein vorsätzliches Verbrechen
begeht. Uebcr die Vcrwirkung der Kaution hat der Richter, welcher über dieses
Verbrechen erkennt, gleichfalls zu entscheide». Die Kautionssummesoll nötigen¬
falls und selbst gegen den Bürgen mittelst persönlicher Haft beigctricbcn und zunächst
zum Ersätze des durch das neue Verbrechenzugefügten Schadens verwendet werden.

Entwurf. ^
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Z. 45.

Gcgcu Ausländer ist anstatt der Stellung unter Polizeiaufsicht auf Landes¬

verweisung zu erkennen.

Z. '40.

III. Strafverwand- Wenn bei Freiheitsstrafen eine Umwandlung der gesetzlich vorgeschriebenen

lung. Strasart erfolgen muß, so tritt statt einer einjährigen Strafarbcit achtmonatliche

Zuchthausstrafe, und statt einer einjährigen Gcfängnißstrafe achtmonatliche Straf¬
arbcit ein.

Nach diesem Maaßstabe ist in den Fallen, wo auf eine längere als

einjährige Gcfängnißstrafe zu erkennen seyn würde, letztere in Strafarbeit zu ver¬

wandeln; ausgenommen hiervon bleibt jedoch der Fall des K. 47.

Z. 47.

Geldbußen, welche wegen Unvermögens des Verbrechers nicht beigctricben

werden können, sind dergestalt in Gcfängnißstrafe zu verwandeln, daß bis zum

Betrage von dreißig Thalern ein Thaler, von dem Betrage von mehr als dreißig

bis zu einhundert Thalern zwei Thaler, und von dem Betrage über einhundert

Thalcr drei Thaler, einer eintägigen Gcfängnißstrafe gleichzustellen sind; doch darf,

in sofern nicht durch besondere Gesetze ein Anderes bestimmt ist, die Dauer der

Gefängnißstrafc, welche an die Stelle einer Geldbuße oder auch mehrerer gleich¬

zeitig zur Vollstreckung kommender Geldbußen tritt, niemals über vier Jahre steigen.

Eine Umwandlung von Freiheitsstrafen in Geldbuße findet niemals statt.

s. 48.

IV. Anrechnung der Unter- Wenn die Untersuchungshaft des Verbrechers ohne sein Verschulden vcr-

suchungshaft und des längert worden ist, so soll mit Rücksicht hierauf die von demselben gesetzlich verwirkte

Aufenthalts in einer Freiheitsstrafe oder Geldbuße gemindert werden.
Hellanstalt auf die

Strafe. Z. 49.

Wenn der Verbrecher aus der Strafanstalt wegen Geistes - oder körperlicher

Krankheit in eine Heilanstalt, oder wegen eines durch ihn nicht veranlaßtcn Grundes

in Untcrsuchungs- oder andere Haft gebracht worden ist, so wird ihm die Zeit dieser

Haft, so wie des Aufenthalts in der Heilanstalt auf seine Strafzeit angerechnet.

Z. 50.

V. Berücksichtigung der Bei Anwendung der in diesem Abschnitte bestimmten Strafarten gegen

Militnirverhältnisse. Personen, die noch im Militairvcrbande stehen, sind die darüber ergangenen bcson-

dern Vorschriften zu beachten.

Dritter Abschnitt.
Von dem Vorsatze und von der Fahrlässigkeit.

s. 51.

Ob ein Verbrechen vorsätzlich oder aus Fahrlässigkeit verübt worden , hat

der Richter nach den Umstanden zu ermessen.
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s. 52.
Als vorsätzlich verübt ist das Verbrechen zu erachten, wenn dasselbe so

erfolgt ist, wie es in der Absicht des Thätcrs gelegen hat.
Auch dann ist das Verbrechendem Thäter als ein vorsatzliches zuzurechnen,

wenn der eingetretene Erfolg zwar nicht zunächst oder ausschließlich bezweckt war,
aus den Umständen aber hervorgeht, daß solcher, für den als möglich vorauszu¬
sehenden Fall seines Eintritts, nicht außer der Absicht des Thäters gelegen hat.

Durch einen Jrrthum in der Person des Verletzten, oder in den Beweg¬
gründen wird der Vorsatz nicht ausgeschlossen.

Z. 53.
Ist aus der Handlung ein Erfolg entstanden, welcher außer der Absicht

des Verbrechers lag, so ist ihm, falls nicht bei einzelnen Verbrechen ein
Anderes bestimmt ist, die That nur in Beziehung auf den beabsichtigten Erfolg als
eine vorsätzliche, in Beziehung auf den ohne seinen Willen entstandenenErfolg
aber, nach Bcwandniß der Umstände, zugleich als eine fahrlässige anzurechnen und
die Strafe nach den Bestimmungen über das Zusammentreffenvon Verbrechen
(W. 118 — 122.) abzumessen.

Vierter Abschnitt.

Von der Vollendung und dem Versuche der Verbrechen.

§- 53.
Die im Gesetze bestimmte Strafe eines Verbrechensfindet nur dann, wenn i. Vollendetes Ver-

das Verbrechen vollendet ist, volle Anwendung. brechen.
Z. 55.

Der Versuch eines Verbrechens wird strafbar, sobald derselbe durch eine ll. Versuch,
solche äußere Handlung sich offenbart hat, welche schon als Anfang der Ausfüh¬
rung des beabsichtigten Verbrechens zu betrachten ist.

Z. 56.
Je mehr der Versuch der Vollendung des Verbrechens sich genähert, und

je weniger das Unterbleiben der Vollendung in dem Willen des Thätcrs seinen
Grund hat, desto großer ist die Strafbarkcit des Versuchs.

Z. 57.
Die Strafbarkeit eines verbrecherischen Versuchs wird dadurch nicht aus¬

geschlossen, daß der Thätcr sich zu demselben ungenügenderMittel bedient, oder
die Handlung an einem Gegenstände verübt hat, bei welchem die gesetzwidrige
Wirkung nicht eintreten konnte.

Z. 58.
Wenn bei einem Verbrechen, welches erst mit dem Eintritte eines bc- 1. Straft des beendigten

stimmtenErfolgs vollendet wird, der Verbrecher alles, was von seiner Seite zu Versuchs,
dieser Vollendung nothwcndig war, gcthan hat, der Erfolg aber, wider seinen

B2
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Willen, dennoch unterblieben ist, so soll, statt der auf das vollendete Verbrechen

bestimmten Todesstrafe, auf lebcnswicrigc Freiheitsstrafe, statt lebenswierigcr

Freiheitsstrafe auf Freiheitsstrafe von zwanzig Jahren erkannt, in allen andern

Fallen aber die Strafe auf zwei Drittheilc herabgesetzt werden.

Z. 59.
Strafe des nicht been- In andern, als den im K. 58. bezeichneten Fällen bleibt es dem Ermessen

tagten Versuchs. des Richters überlassen, in wiefern die Strafe des vollendeten Verbrechens dem

Maaße nach herabzusetzen oder eine gelindere Strafart zu wählen sey; sie darf

aber, wenn das vollendete Verbrechen Todesstrafe oder lebenswicrige Freiheitsstrafe

nach sich zieht, eine Freiheitsstrafe von fünfzehn Jahren, und bei gelindcrn Strafen

die Hälfte derselben nicht übersteigen.

Z. 60.

Allgemeine Vorschriften Enthält eine als Versuch strafbare Handlung schon ein anderes vollendetes
über die Strafe des Verbrechen, so ist die Strafe nach den Bestimmungen über das Zusammentreffen

Versuchs. von Verbrechen (W. 113 — 122.) zuzumessen.

Z. 61.
In welchen Fällen der Versuch abweichend von diesen allgemeinen Vor¬

schriften (K§. 55 — 60.) bestraft werden soll, ist bei den einzelnen Verbrechen

besonders bestimmt.
Z. 62.

Wer aus eigener Bewegung von der Vollendung eines schon begonnenen

Verbrechens absteht, und, wo dies nöthig ist, solche Anstalten trifft, daß die

beabsichtigte schädliche Wirkung nicht eintreten kann, der soll mit Strafe verschont
werden.

Ist jedoch die Versuchshandlung schon ein für sich bestehendes Verbrechen,

so wird die Strafe dieses letztem dadurch nicht aufgehoben.

fünfter Abschnitt.

Von den Urhebern eines Verbrechens und den

Theilnehmern.

Z. 63.
Mit der auf das Verbrechen im Gesetze angedrohten Strafe werden belegt:

derjenige, welcher das Verbrechen durch eigene Handlung unmittelbar bewirkt

hat (Urheber);

derjenige, welcher sich eines Andern zur Ausführung des Verbrechens bedient

oder denselben vorsätzlich zu dem verbrecherischen Entschluß bewogen hat

(Anstifter);

jeder, der zur Ausführung des Verbrechens und um diese zu befördern, eine

solche Hülfe geleistet hat, ohne welche unter den vorhandenen Umständen das

Verbrechen nicht hätte begangen werden können (Hauptgchülfc).

Urheber, Anstifter

und Hauptgehülfe. 1.

2.
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s. 6/1.
Der Anstifter ist, wenn die Ausführung des von ihm beabsichtigten

Vcrbcchens ohne seinen Willen unterbleibt, mit der Strafe des Versuchs dieses

Verbrechens zu belegen (W. 28. und 59.).

Z. 65.

Sind zwei oder mehrere Personen wegen der Verübung eines Verbrechens ll, Komplott,

vorher übereingekommen, so ist jeder von ihnen, welcher auf irgend eine Art vor,

bei oder nach der Ausführung mitgewirkt hat, oder bei der letztern auch nur gegen¬

wärtig gewesen ist, als Miturheber des Verbrechens anzusehen, auf welches die

Uebcreinkunft sich bezog.

Z. 66.

Die Verübung eines Verbrechens durch Komplott ist jederzeit ein Erschwe¬

rungsgrund bei Zumcssung der Strafe.

Gegen denjenigen, welcher die Verbindung veranlaßt (Anstifter des Kom¬

plotts) und gegen denjenigen, welcher den Plan zur Ausführung entworfen oder

die letztere geleitet hat (Rädelsführer), kann die Strafe bis um die Hälfte geschärft
werden.

Z. 67.

Auch wenn das beabsichtigte Verbrechen ganz unterblieben ist, so wird doch

schon die Eingehung des Komplotts jedem Thcilnchmer, welchem die Vorschrift des

H. 62. nicht zu Statten kommt, als nicht beendigter Versuch zugerechnet.

Z. 68.

Hat ein Theilnchmer des Komplotts vor, bei oder nach der Ausführung

gar nicht mitgewirkt, und ist er auch bei der letztem nicht gegenwärtig gewesen, so

soll derselbe, wenn ihm nicht die Vorschrift des K. 62. zu Statten kommt, oder er

nicht der Anstifter und als solcher zu bestrafen ist, mit der Strafe des nicht

beendigten Versuchs belegt werden.

Z. 69.

Ist eine Verbindung zu fortgesetzter Verübung von Verbrechen, gleicher lll> Bande,

oder verschiedener Art, eingegangen (Bande), so finden bei den in Folge einer

solchen Verbindung verübten Verbrechen nicht nur die Vorschriften der ZH. 65 —68.

Anwendung, sondern es können auch die sonst stattfindenden Strafen, den Umstän¬

den nach, bis zur Verdoppelung geschärft werden, in sosern nicht bei einzelnen

Verbrechen besondere Vorschriften für diese Fälle ertheilt find.

Z. 70.

Wer außer dem Falle eines Komplotts die von einem Andern beabsichtigte ^ Gehulfe.

Verübung eines Verbrechens wissentlich durch Rath oder That befördert, ist als

Gchülfc zu bestrafen, sofern ihn nicht nach A. 63. Ko. 3. als Hauptgehülfen die

Strafe des Urhebers trifft.

s. 71.

Die Strafe des Gchülfen, wenn sie nicht bei den einzelnen Verbrechen

besonders bestimmt worden, ist nach der dem Urheber gesetzlich angedrohetcn Strafe,
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jcdoch in gcringcrcm Maaße und zwar »ach Verhältnis; des Einflusses zn bestimmen,

welchen die Beihülfe auf die Vollbringung der That gehabt hat.

Besteht die Strafe des Urhebers in Todes- oder lebenswieriger Freiheits¬

strafe, so kann der Gehülfc im erstem Falle höchstens mit lebenswieriger, im letztem

aber höchstens mit zwanzigjähriger Freiheitsstrafe belegt werden. In allen andern

Fällen darf die Strafe der Gehülfen zwei Drittheile der dem Urheber angedrohcten

Strafe nicht übersteigen. Rüekstchtlich der Ermäßigung der Strafe unter den

niedrigsten gesetzlichen Grad findet die Vorschrift des K. 69. Anwendung.

§. 72.

Thcilnehmcr an Sss^r Kenntniß von einem verübten Verbrechen hat, und dennoch an den

Vorthcilcn desselben Thcil nimmt, oder, in Beziehung auf das bereits vollendete

u,i v Urheber oder dessen Mitschuldige auf irgend eine Weise aus eignem

Interesse begünstigt, hat, wenn nicht durch besondere Vorschriften eine härtere

Strafe angeordnet ist, Geldbuße, Gefängnißstrafe oder Strafarbcit bis zn fünf

Jahren verwirkt. Bei der Zumessung dieser Strafe ist auf die Größe und Schwere

des begangenen Verbrechens, soweit der Theilnehmcr oder Begünstiger dieselbe

gekannt hat, Rücksicht zu nehmen.

Z. 73.

Ist die Begünstigung ohne eigenes Interesse nur ans Thcilnahme an der

Person des Verbrechers erfolgt, so tritt Geldbuße bis zu fünfhundert Thalern oder

Gefängnißstrafe bis zu sechs Monaten ein.

s. 7ss.

In dem K. 73. gedachten Falle bleibt die Begünstigung straflos, wenn sie

Eltern oder Kindern, Ehegatten, Geschwistern, Schwägern, Vormündern oder

Mündeln geleistet wurde.

Unter Eltern und Kindern find nicht nur alle Verwandte und Verschwägerte

in auf- und absteigender Linie, sondern auch Adoptiv- und Pflege-Eltern und

Kinder zu verstehen.

Unter den Verwandten in auf- und absteigender Linie find auch die unehe¬

lichen begriffen; zwischen einem unehelichen Kinde und dessen Abkömmlingen einer¬

seits, und feinem Vater und dessen Verwandten in aufsteigender Linie andererseits

jcdoch nur dann, wenn die uneheliche Verwandtschaft durch rechtskräftiges Erkenntniß

oder Anerkcnntniß der Vaterschaft bereits festgestellt war.

Z. 75.

vi. Unterlassene Hin- Haben Eltern (K. 73.), Vormünder, Erzieher, Lehrmeister und Dicnst-

derung eines vcr- Herrschaften von einem verbrecherischen Vorhaben der ihrer Gewalt oder Aufsicht

brecherischen Vor- untergebenen Personen glaubhafte Kenntniß erhalten und die Ausführung desselben

b"bens. zu verhindern unterlassen, obwohl sie solche ohne eigene oder eines Dritten

Gefahr hatten verhindern können, so sind dieselben, wenn die Verhinderung aus

Vorsatz unterblieb, gleich den Gehülfcn (Z. 71.), wenn die Verhinderung aus

Fahrlässigkeit unterblieb, gleich den Begünstigern (Z. 72.) zu bestrafen. Die

Eltern, Vormünder und Erzieher trifft aber diese Strafe nur dann, wenn sie die
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Ausführung des verbrecherischen Vorhubens ohne Anzeige bei der Obrigkeit zu

verhindern vermochten.

Machen Beamte, welche vermöge ihres Amtes Verbrechen zu verhindern

verpflichtet sind, sich eines solchen Vergehens schuldig, so kann die Strafe nach

Umstanden durch Amtsentsetzung verscharst werden.

s. 76.

Wenn außer den im K. 76. bezeichneten Fällen jemand von einem ver¬

brecherischen Vorhaben, durch welches der Staat oder eine Privatperson mit einem

erheblichen Schaden bedrohet wird, glaubhafte Kenntniß erhalten und die Ausfüh¬

rung desselben, durch zeitige Anzeige bei der Obrigkeit, oder durch Benachrichtigung

des Bedroheten, oder durch andere ihm zu Gebote stehende Mittel, soweit es ohne

eigene oder eines Dritten Gefahr geschehen konnte, zu verhindern unterlassen hat,

so soll derselbe, wenn die Verhinderung aus Vorsatz unterblieb, mit der im K. 72.

bestimmten Strafe der Begünstigung des Verbrechens, und, wenn die Verhinderung

aus Fahrlässigkeit unterblieb, mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalcrn oder mit

Gcfangnißstrafe bis zu drei Monaten bestraft werden. Diese Bestimmung findet

jedoch auf Eltern und Kinder (A. 73.), auf Ehegatten, Geschwister und Schwäger

nur in soweit Anwendung, als sie die Ausführung des verbrecherischen Vorhabens

ohne Anzeige bei der Obrigkeit zu verhindern im Stande waren.

S- 77.

In Ansehung bereits verübter Verbrechen ist die Unterlassung der Anzeige, VII. Unterlassung der

außer den Personen, welche vermöge ihres Amtes zur Anzeige verpflichtet sind,

und außer den durch die Gesetze besonders bestimmten Fallen, nur dann strafbar,

wenn jemand, welchei von dcni Thätcr eines Verbrechens Kenntniß hat, und weiß,

daß ein Unschuldiger deshalb zur Untersuchung gezogen worden ist, die Anzeige

des wahren Thaters bei der Obrigkeit unterläßt. Es tritt in diesem Falle die im

H. 72. bestimmte Strafe ein.

Die Bestimmung dieses Z. findet jedoch auf die im K. 74. genannten Per¬

sonen keine Anwendung.

Hcchstcv Abschnitt.

Von den Gründen, welche die Strafbarkeit ausschließen

oder aufheben.

§. 78.

Nur demjenigen kann ein Verbrechen zugerechnet werden, welcher die Un- i.

rechtmäßigkeit seiner Handlung einzusehen und sie zu unterlassen im Stande war.

s. 79.

Wegen Zurcchnungsunfahigkeit zur Zeit der That sind daher den gesetzlichen Mangel der Zurcchnungs-

Strafen nicht unterworfen: fähigkeit.

1. Kinder bis zum vollendeten zwölften Jahre; jedoch sind sie der Polizei zu

überweisen, um wegen der hauslichen Züchtigung derselben durch ihre Eltern,

Anzeige eines
verübten Ver¬

brechens.

Ausschließung der
Strafbarkeit.
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Vormünder oder Erzieher, oder wegen anderer Zucht- oder Bcsserungsmittcl

das Erforderliche anzuordnen;

2. Taubstumme, sofern sie nicht die Fähigkeit erlangt hatten, die Unrechtmäßig¬

keit ihrer Handlungen einzusehen;

3. diejenigen, welche durch Wahnsinn, Raserei, Blödsinn oder durch einen

anderen Krankhcitszustand des Gebrauchs der Vernunft gänzlich beraubt

waren;

4. diejenigen, welche sich im Zustande des Schlafs oder gänzlicher Schlaf¬

trunkenheit oder einer andern Art von völliger Bewußtlosigkeit befanden.

Z. 80.
Hat sich jedoch der Thäter absichtlich durch Trunk oder sonst in einen

solchen Zustand versetzt, um in demselben ein zuvor beschlossenes Verbrechen aus¬

zuführen, so ist ihm die That, soweit er sie vorher beschlossen hatte, als eine vor¬

sätzliche zuzurechnen.

Z. 81.

Hat sich jemand den bewußtlosen Zustand, in welchem er ein Verbrechen

beging, ohne eine solche Absicht (Z. 80.) zugezogen, so kommt es aus die Umstände

an, ob ihm das Verbrechen als ein fahrlässiges zugerechnet werden kann.

Z. 82.

Wenn die Strafbarkeit einer Handlung durch besondere Thatumstände bedingt

ist, so kann diese Handlung nur denjenigen, welche jene Thatumstände kannten, als

vorsätzliches Verbrechen zugerechnet werden.

Wer eine an sich strafbare Handlung begeht, deren Strasbarkcit durch

gewisse ihm unbekannte Thatumstände erhöht wird, dem können diese Thatumstände

nicht zugerechnet werden.

Z. 83.

In wiefern äußere Gewalt oder Drohungen, durch welche der Thäter zu

der Handlung bestimmt worden ist, dessen Zurechnungssähigkeit aufheben, hat der

Richter nach den Umständen und niit Rücksicht auf die Gcmüths- und Lcibes-

Beschaffcnhcit des Thäters zu ermessen.

s. 84.

Nothwehr. Die im Zustande rechter Nothwchr begangenen Handlungen sind straflos.

Rechte Nothwehr ist vorhanden, wenn jemand bei einem rechtswidrigen Angriffe

gegen seine Person, Ehre oder -Vermögen, auf den augenblicklich nöthigcn Schutz

der Obrigkeit mit Gewißheit nicht rechnen kann, und ihm, außer der gewaltsamen

Sclbstvertheidigung, kein anderes sicheres Mittel zu Gebote steht, den ihm

drohenden Schaden abzuwenden.

Z. 85.

Die Nothwchr findet eben sowohl zur Abwendung eines unzweideutig ange¬

drohten, als eines schon begonnenen Angriffs und selbst zur Wiedererlangung von

Sachen statt, deren sich der Angreifende schon bemächtigt hatte.
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Z. 86.
Nicht nur der Angegriffene oder Bedrohet? selbst, sondern auch ein jeder,

der denselben vcrthcidigt oder ihm Beistand leistet, hat das Recht der Nothwehr.

s. 87.

Die Nothwehr darf nicht weiter geübt werden, als ihr Zweck erfordert.

Z. 88.
Ergicbt sich aus den Umständen, daß der Angegriffene aus Bestürzung,

Schreck oder Furcht das Maaß erlaubter Vcrtheidigung überschritten hat, so kann

ihm diese Ucbcrschreitung nicht zugerechnet werden.

Z. 89.

In andern, als den im K. 88. bezeichneten, Fällen hat der Richter nach

den jedesmaligen Umständen zu beurtheilcn, ob die Ueberschrcitung der Grenzen

der Nothwehr als ein blos fahrlässiges oder als ein vorsätzliches Verbrechen zu

betrachten sey.

Z. 90.

Wer in Nothwehr einen Andern gctödtet oder erheblich verwundet hat, ist,

bei Vermeidung einer Geldbuße bis zu zweihundert Thalcrn oder einer Gcsangniß-

strafe bis zu drei Monaten, verpflichtet, den Vorfall ungesäumt, sobald er hierzu

im Stande ist, der Obrigkeit anzuzeigen.

§. 9t.

Auch außer dem Falle der Nothwehr sind Handlungen, welche zur eigenen Dringendste Roth,

oder eines andern Menschen Rettung aus einer gegenwärtigen dringenden Gefahr

für Leib oder Leben begangen worden sind, in soweit sie nur die Abwendung

dieser unvermeidlichen Gefahr bezwecken und sich darauf beschränken, straflos.

Jedoch liegt dem Handelnden ob, von der begangenen Verletzung entweder

den Beschädigten selbst oder die Obrigkeit unverzüglich in Kenntniß zu setzen.

Die Unterlassung dieser Anzeige zieht Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder

Gefängnisstrafe bis zu drei Monaten nach sich.

Z- 92.

Die Strafbarkeit des Verbrechens wird dadurch nicht aufgehoben, daß Bcfchl zur Verübung

es in Folge eines Befehls begangen ist. der That.

Wenn jedoch ein öffentlicher Beamter dem ihm untergebenen Beamten eine

Handlung befohlen hat, welche zu befehlen er an sich befugt war, so ist der Unter¬

gebene dafür nicht verantwortlich, wenn auch die Handlung unter den obwaltenden

Umständen eine Ueberschrcitung der Amtsbefugnisse enthält.

Z. 98.

Ist wegen eines Verbrechens rechtskräftig erkannt worden, so findet gegen II. Aufhebung der

denselben Angeschuldigten wegen eben dieses Verbrechens eine Untersuchung nicht Strafbarkeit,

ferner statt. 1. RichterlichesErkenntniß.

In wiefern Ausnahmen hiervon zulässig sind, bestimmt die Strafprozeß-

Ordnung.

Entwurf. ^
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S- 94.
Ist ein Verbrechen gegen den Preußischen Staut verübt, der Verbrecher

aber im Auslände zur Untersuchunggezogen und entweder freigesprochen oder doch
gelinder, als nach den diesseitigen Gesetzen, gestraft worden, so findet gegen den¬
selben, er scy ein In- oder Ausländer, eine anderweitige Untersuchungund
Bestrafung durch die hiesigen Gerichtestatt. In sofern jedoch nach hiesigen Gesetzen
auf Freiheitsstrafe oder Geldbuße zu erkennenist, hat der Richter auf die bereits
im Auslände erlittene Strafe Rücksicht zu nehmen.

Z. »5.
Wenn bei Abfassung eines Erkenntnissesübersehen worden, den durch das

Verbrechen zugleich verwirkten Verlust der im Z. 33. genannten Ehrenrechte oder
der im letzten Satze des K. 35. erwähnten Ehrenzeichen, den Verlust einer Pension
oder eines Gnadengchalts, oder eines Anspruches auf letzteres, oder die Stellung
unter besondere Polizei-Aussicht auszusprechen, so muß dieses durch ein nachträg¬
liches Erkcnntniß geschehen.

Dasselbe findet statt, wenn bei Abfassung eines Erkenntnissesgegen Per¬
sonen, die noch im Militairvcrbande stehen, die Gesetze wegen der militairischcn
Ehrcnstrafen, als: Verlust des National-Militair-Abzeichens, Versetzung in die
zweite Klasse des Soldatcnstandcs, und Degradation nicht beachtet worden sind.

Z. 96.'
Ist ein Preußischer Untcrthan im Auslande wegen eines Verbrechensver-

urtheilt worden, welches nach diesseitigen Gesetzen zugleich die Kassation, Amts-
cntsctzung, Degradation oder die im §. 95. erwähnten besonderenStrafen nach
sich zieht, so findet, zum Zweck der nachträglichenAussprechungdieser Strafen, eine
anderweitigeUntersuchung vor den diesseitigen Gerichten statt.

Z. 97.
In allen Fallen der §§. 93 — 95. muß vor Einleitung des nachträglichen

Verfahrens bei dem Justizministerangefragt werden.
Z. 98.

2. Verjährung. Bei Verbrechen, welche mit Todesstrafe bedroht sind, findet eine Verjäh¬
rung nicht statt.

Z. 99.
Bei allen andern Verbrechen wird die Strafbarkeit durch Verjährung auf¬

gehoben, wenn
1. keine amtliche Untersuchung wider den Verbrechereingeleitet, oder
2. die Fortsetzung der gegen ihn eingeleiteten Untersuchungaufgegeben oder auf

Freisprechung von der Instanz erkannt worden ist,
und in dem Falle unter 1. seit der Vcrübuug des Verbrechens, und in den Fällen
unter 2. seit der letzten amtlichenHandlung, die im Z. 191. bestimmten Zeiträume
verflossen sind.

Z. 100.
Die Verjährung kommt jedoch demjenigen nicht zu Statten, welcher durch

die Flucht der gegen ihn eingeleiteten Untersuchung sich entzogen hat.
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S. 101.
Die zur Verjährung erforderliche» Zeiträume sind, in sofern nicht die Gesetze

ausdrücklich Ausnahmen bestimmen:
1. bei Verbrechen, deren höchste Strafe eine zehnjährige Freiheitsstrafeübersteigt,

zwanzig Jahre;
^2. ^bci Verbrechen, deren höchste Strafe entweder eine fünfjährige Freiheitsstrafe

übersteigt, oder in Kassation, Amtsentsetzuugoder Degradation besteht, zehn
Jahre;

3. ^bci Verbrechen, deren höchste Strafe in dreimonatlicherFreiheitsstrafe oder
in Geldbuße von Einhundert Thalcrn übersteigt, fünf Jahre; und

4. bei allen übrigen Verbrechen, ein Jahr.
K. 102.

Verbrechen, deren Bestrafung von dem Antrage einer Privatperson abhängig 3. Verzeihung,
ist, bleiben straflos, wenn der Verletzte dem Thäter verziehen oder den Antrag auf
dessen Bestrafung nicht binnen drei Monaten gemachthat.

Diese Frist beginnt mit dem Tage, an welchen: der Verletzte von den
UmständenKcnntniß erhalten hat, wodurch es sich bestimmt, daß das'Verbrechen
zu denjenigen gehört, deren Ahndung von seinem Antrage abhängt. Ist bis
zu diesem Zeitpunkte schon die Verjährung nach Vorschrift der KK. 99 —101.
eingetreten, so findet auch der Antrag auf Bestrafung nicht mehr Statt.

Z. 103.
Sind im Falle des Z. 102. mehrere Thcilnchmcrvorhanden, so darf die Unter¬

suchung nur gegen diejenigen eröffnet werden, auf deren Bestrafung angetragen ist.
§. 10ä.

Der Antrag auf Bestrafung kann nach förmlicher Eröffnung der Unter¬
suchung nicht wieder zurückgenommen werden.

Ausnahmen finden in den Fällen der W. 187. und 283. statt.
Z. 105.

Der Tod des Verbrechershebt dessen Strafe auf. 4. Tod des Verbrechers.
Doch werden Geldbußen, auf welche bei Lebzeiten des Verbrechersrechts¬

kräftig erkannt worden ist, in den Nachlaß desselben vollstreckt.
In Betreff der Konfiskation verbleibt es bei den darüber bestehenden

Bestimmungen.

Kicbcntcv Abschnitt.

Von der Zumessung, inglcichem von der Milderung und
Schürfung der Strafen.

Z. 100.
Wenn die inr Gesetz auf ein Verbrechenangcdrohctc Strafe verschiedene I. Zumessung der

Grade hat, oder dem Nichter die Wahl zwischen mehreren Strafarten überlassen ist, Strafe,
so hat derselbe den Strafgrad oder die Strafart nach den Umständen zu bestimmen,
durch welche sich die Strafbarkeit des Verbrechers erhöhet oder vermindert.

C2
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Z. 407.
Die Strafbarkeit des Verbrechers erhöhet oder vermindert sich hauptsächlich,

je nachdem

1. durch seine That mehr oder weniger Rechte verletzt wurden;

2. die Verletzung einen höhern oder nicdcrn Grad erreicht hatte;

3. die That unter Umständen begangen wurde, wodurch die öffentliche Sicher¬

heit, Ruhe und Ordnung mehr oder weniger gefährdet war;

1. die That an befriedeten Orten, insbesondere in Kirchen oder landesherrlichen

Schlössern verübt wurde;

Z. zur Begehung des Verbrechens die Religion oder religiöse und kirchliche Ge¬

brauche vorgeschützt oder gemißbraucht worden sind;

6. mehr oder weniger Pflichten für den Verbrecher vorhanden waren, die That

zu unterlassen;

7. der Verbrecher mehr oder weniger sähig war, diese Pflichten oder die Stras-

würdigkeit seiner Handlung zu erkennen;

8. der äußere Anreiz zum Verbrechen für ihn mehr oder minder groß war;
9. er aus mehr oder minder bösartigem Antriebe die Handlung beging;

10. derselbe mit mehr oder weniger Uebcrlegung zur Ausführung der That

schritt; oder

11. größere oder geringere Hindernisse dabei überwand;

12. der Verbrecher durch seinen bisherigen Lebenswandel einen höhern oder ge¬

ringen, Grad von Vcrdcrbthcit und Neigung zu Verbreche» zu erkennen

gegeben hat, oder schon früher wegen Verbrechen verurtheilt worden ist,

oder nicht;

13. er das Verbrechen in der Untersuchung gcläugnet oder dasselbe eingestanden

hat; insbesondere ist zu berücksichtigen, wenn das Gcstandniß vor der

Uebcrführung freiwillig abgelegt worden ist.
Z. 408.

Bezeichnet das Gesetz bei einem Verbrechen Umstände, welche die Straf¬

barkeit erhöhen oder vermindern, so ist ans diese zunächst Rücksicht zu nehmen.
Z. 109.

Zur Vcrurtheilung in de» höchsten oder niedrigsten Grad der gesetzlichen

Strafe ist nicht erforderlich, daß alle, oder auch nur mehrere der die Strafbarkeit

erhöhenden oder vermindernden Gründe (KZ. 107. und 108.) zusammentreffen.
Z. 140.

Läßt das Gesetz zwischen Zuchthausstrafe und Strasarbcit (Festungsstrafc)

die Wahl, so tritt die erstcre ein, wenn der Verbrecher durch die That eine völlige

Verläugnung des Ehrgefühls oder einen hohen Grad von Bosheit zu erkennen

gegeben hat.

Z. III.

II. Milderung und Eine Milderung der Strafe unter das im Gesetze bestimmte Maaß oder
Scharfung der eine Schärfung über dasselbe hinaus darf, wenn nicht bei einzelnen Verbrechenein
Strafe. Anderes bestimmt ist, nur in den nachstehenden Fällen (KZ. 112—125.) eintreten.
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§. 112.
Hat der Verbrecher zur Zeit, als er die That beging, zwar das zwölfte ^

aber noch nicht das scchszchnte Lebensjahr vollendet, so ist vom Richter zu er¬
messen, ob derselbe bereits für zurechnungsfähigzu achten ist, oder nicht. In
dem letzten Falle findet die Vorschrift des §. 79. l>lo. 1. Anwendung; in dem
ersten Falle tritt eine Milderung der Strafe dahin ein, daß

1. statt Todes- oder lcbenswicrigerFreiheitsstrafe auf eine Freiheitsstrafebis zu
fünfzehn Jahren,

2. statt einer zeitigen Freiheitsstrafe oder einer Geldbuße auf eine Strafe, deren
Maaß die Hälfte jener Strafen nicht übersteigen darf, und

3. niemals auf Zuchthausstrafe oder Verlust der Ehrenrechtezu erkennen ist.

Z. 113.
Die im §. 112. erwähnten Strafen sollen entweder in cigcnds für jugend¬

liche Verbrecher bestimmtenStrafanstalten, oder zwar in den ordentlichen Straf¬
anstalten, jedoch in abgesonderten Räumen, vollstreckt werden.

Statt der Gcfängnißstrafen kann den Umstanden nach (§. 21.) auf ver-
haltnißmaßigc körperliche Züchtigung erkannt werde».

§. 11ä.
Wenn der Verbrecher aus eigenem Antriebe die nachthciligen Folgen seiner

That verhindert oder den dadurch verursachtenSchaden ersetzt hat, so kann nach
Ermessen des Richters die gesetzliche Strafe bis auf das im Z. 58. bestimmte Maaß
gemildertwerden.

Ein Gleiches findet statt, wenn der Verbrecher, bevor er wegen der That
von einer Behörde zur Verantwortung gezogen war, sich freiwillig selbst angegeben
hat, und die That unter Umstanden verübt war, nach welchen der Thater ohne die
Sclbstangabe muthmaßlich uncntdcckt geblieben wäre.

Z- l15.
Die Strafe kann nach Befinden der Umstände bis auf das im Z. 55.

bestimmte Maaß gemildert werden, wenn der Verbrecher bei der That auf Befehl
oder im Auftrag einer Person gehandelt hat, welcher er im Allgemeinen Gehorsam
oder besondere Ehrerbietung schuldig war.

Z. 116.
Eben diese Vorschrift(K. 115.) findet Anwendung, wenn der Thäter durch

äußere Gewalt oder Drohungen, welche die Zurechnung an sich nicht aufheben
(§. 83.) zu der Handlung bestimmt worden ist.

Z. 117.
Bei Verbrechen, welche im Auslände von Ausländern verübt worden find,

kann die Strafe mit Rücksicht auf das am Orte der That geltende gelindere Straf¬
gesetz gemildert werden, wenn das Verbrechen nicht gegen den PreußischenStaat
und nicht gegen einen PreußischenUnterthan verübt worden ist.

MildcrungSgründc.
1. Jugend.

2. Reue.

3. Befehl zur Verübung
der That.

4. Ucußerc Gewalt oder
Drohung.

Z. Gelindere Strafbc-
stimmungdes aus¬
wärtigen Gesetzes.

»
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Z- ^8.
It Schärfungsgründe. Wenn mehrcrc strafbare Handlungen derselben Art nur als ein fortgesetztes

1.Z Zusammentreffen mch- Verbrechenanzusehen sind, so bewirkt dieses Zusammentreffennur eine Steigerung
rerer BcUnechcn. ^ Strafe bei deren Zumcssung (§K. 106 — 100.).

Z. 119.
Sind durch eine und dieselbe Handlung mehrere Strafgesetze übertreten,

so soll nur die Strafe des schwersten Verbrechens angewandt, bei deren Zumcssung
aber (M. 106 — 109.) das Zusammentreffender mehreren Verbrechenberücksich¬
tigt werden.

Z. 120.
Hat aber der Verbrecher durch mehrcrc Handlungen mehrere für sich be¬

stehende Verbrechen verübt, so ist gegen ihn auf sämmtliche dadurch verwirkte
Strafen zu erkennen; wenn aber deren Verbindung nicht möglich ist, nur auf die
schwerste dieser Strafen und auf diejenigen,welche mit der schwersten vereinbar sind.

Z. 12t.
Treffen mehrcrc zeitige Freiheitsstrafenzusammen, so sind mit Berücksich¬

tigung der Vorschriftdes K. 20. folgende Grundsätze zu beobachten:
1. sind die Freiheitsstrafen von verschiedenerArt, so ist unter verhältnismäßigerVer¬

kürzung ihrer Gesammtdauer (Z. 46.) auf die schwerste dieser Strafen zu erkennen;
2. sind diese Strafen von gleicher Art, so ist in der Regel auf ihre Gesammt¬

dauer zu erkennen; doch sollen
3. Gefängnisstrafen von mehr als einem Jahre unter verhältnismäßiger Ver¬

kürzung ihrer Gesammtdauer (K. 46.) in Strafarbeit verwandelt werden.
Z. 122.

Die im K. 121. vorgeschriebenen Bestimmungenfinden auch dann Anwen¬
dung, wenn ein Verbrecher durch verschiedeneErkenntnisse zu Freiheitsstrafenvcrur-
thcilt worden ist, welche gleichzeitig zur Vollstreckungkommen, oder wenn er
während der Verbüßung einer Freiheitsstrafe ein Verbrechen begeht, welches
nicht blos nach der Hausordnung disziplinarischzu ahnden, sondern anderweitig
mit einer Freiheitsstrafezu belegen ist.

Z. 123.
2. Rückfall. Wenn Jemand, nachdem er wegen eines Verbrechens im In - oder Aus¬

lande rechtskräftigvcrurthcilt worden, sich eines gleichartigen Verbrechensschuldig
macht, so befindet er sich im Rückfalle, und es soll alsdann die sonst verwirkte
Strafe jederzeit geschärft werden. Diese Verschärfung darf aber, in sofern nicht
bei einzelnen Verbrechenein Anderes bestimmtist, das höchste gesetzliche Strafmaas
des zuletzt begangenen Verbrechensnicht um mehr als die Hälfte und niemals die
im H. 20. bestimmte Dauer übersteigen.

Z. 124.
Als gleichartig sind, außer den gleichnamigen Verbrechen, Diebstahl,

Unterschlagung, Raub, Hehlerei,Erpressung,Betrug, Münzverbrechenund Urkunden¬
fälschung zu betrachten.
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Z. 125.
Die Streife des Rückfalls ist auch dann verwirkt, wenn das frühere oder

gegenwärtigeVerbrechen, oder das eine wie das andere, kein vollendetes, sondern
mir ein versuchtes, oder der Verbrecher nicht als Urheber, sondern nur als Ge¬
hülst zu betrachtenist. '

Z. 126.
Wird von einem zur lebenswierigcnFreiheitsstrafevcrurthciltcnVerbrecher

von neuem ein mit Freiheitsstrafe bedrohtesVerbrechen verübt, so soll statt der
letztem darauf erkannt werden, daß der Verbrecher mit denjenigen Strafmittcln
zu belegen ist, welche nach der Hausordnung der Strafanstalt gestattet sind.
Die nähere Bestimmung hierüber hat der Richter der Behörde der Strafanstalt
zu überlassen.

Zweiter Titel.
Von Polizei-Vergehen.

Z. 127.
Als Polizcivcrgehcn (Kontraventionen) sind nur solche Handlungen oder

Unterlassungenzu bestrafen, welche Gesetze oder besondereobrigkeitliche Verord¬
nungen dafür erklären.

§. 128.
Den polizeilichen Gesetzen, Vorschriftenund Anordnungensind Alle, welche

sich im Lande aufhalten, ohne Unterschied, ob sie Inländer oder Ausländer sind,
in gleichem Maaßc unterworfen.

Z. 129.
Die von Inländern oder Ausländern im Auslände begangenenPolizciver-

gehcn werden diesseits nur dann bestrast, wenn besondere Gesetze oder Staatsvcrträge
dies vorschreiben.

Z. 130.
Die Strafen der Polizcivcrgehcnsind, in sofern nicht in bcsondern Gesetzen

ein Anderes bestimmt ist:
1. Verweis,
2. Geldbuße bis zu fünfzig Thalcrn,
3. Gefängnißstrafc bis zu sechs Wochen,
1. körperliche Züchtigung,
5. Konfiskation einzelner Gegenstände.

Z. 131.
Die körperliche Züchtigung ist nur zulässig in Fällen eines groben öffent¬

lichen Unfugs und in denjenigen Fällen, in welchen sie durch allgemeine oder
besondere Verordnungen ausdrücklich gestattet ist. Sic darf die Anzahl von
zwanzig Hieben nicht übersteigen.
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Z. 132.

Zur polizeilichen Strafbarkeit einer Handlung genügt deren Verbot, und

ist die ausdrückliche Androhung einer Strafe nicht erforderlich.

Z. 133.

Ist ein Polizcivcrgchen nicht mit einer bestimmten Strafe bedroht, jondern

das Verbot entweder ohne alle Erwähnung einer Strafe, oder ohne nähere Be¬

stimmung des Strafmaaßcs erlassen worden, so kann nur Geldbuße bis zu

fünf Thalcrn oder Gcfängniß bis zur Dauer Einer Woche eintreten.

Z. 134.

Die Strafe, mit welcher das Polizeivcrgchcn bedrohet ist, tritt ein ohne

Unterschied, ob dasselbe vorsätzlich oder fahrlässig verübt worden, ob der Kontra¬

venient Urheber oder Gehülfe ist. Jedoch sind diese Umstände, wenn die Strafe

nach einem höhern oder nieder» Grade festgestellt ist, bei Zumcssung derselben zu

berücksichtigen.

Z. 135.

Der bloße Versuch eines Polizeivergehcns ist nicht strafbar.

Z. 136.

Die Unterlassung der Anzeige beabsichtigter oder bereits verübter Polizei-

Vergehen ist nur dann strafbar, wenn eine solche Anzeige in einzelnen Fällen

besonders vorgeschrieben ist.

Z. 137.

Ist ein Polizcivcrgehen auf Befehl desjenigen, welchem der Uebcrtrctcr

im Allgemeinen zu gehorchen verpflichtet war , verübt worden, so bleibt dem Er¬

messen der Behörde überlassen, in wiefern der Uebcrtrctcr zu bestrafen ist, oder

nicht. Dagegen wird der Befehlende stets mit der vollen Strafe des Polizeiver¬

gehcns belegt.

Z. 138.

Die Verjährungsfrist für Polizeivcrgchcn ist sechs Monate.

§. 139.

Der Rückfall ist, wo nicht ein Anderes ausdrücklich bestimmt ist, nur als

Zumcssuugsgrund zu berücksichtigen.

Z. 140.

Soweit nicht vorstehend (Z. 127. u. f.) ein Anderes bestimmt worden,

flndcn die Vorschriften des ersten Titels auch auf Polizcivcrgchen Anwendung.
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Zweiter Theil.
Von den einzelnen Verbrechen und deren Strafen.

Erster Titel.

H o ch v e r r a t h.

§. 141.
^)es Hochverraths macht sich ein Preußischer Untcrthan schuldig, welcher es
unternimmt,

4. das Leben oder die Freiheit des Königs zu gefährden,
2. das Königliche Haus, den König oder den Thronfolger zu verdrängen, oder

die Thronfolge zu verändern,
3. das Staatsgebiet ganz oder thcilweisc der Herrschaft des Königs zu entziehen,

oder
4. die Staatsverfassung gewaltsamzu ändern.

Z. 142.
Auch derjenige Preußische Unterthan begeht einen Hochvcrrath, welcher es

unternimmt, auf gewaltsameWeise den DeutschenBund aufzulösen, die Bundes-
Verfassungzu ändern, oder das Bundesgebiet zu verkleinern.

Z. 143.
Das Verbrechen (KZ. 141. u. 142.) ist als vollendetanzusehen, wenn

a) zu dessen Verübung ein Angriff erfolgt, d. h. eine solche Handlung, durch
welche das verbrecherische Vorhaben unmittelbar zur Ausführung gelangen
sollte, unternommen, oder

U) der Angriff (litt, o.) mit einer oder mehreren Personen bereits verabredet
worden ist.

§. 144.
Der Hochvcrrathcrhat die Todesstrafe und in dem Falle des K. 141. l>"o. 1.

geschärfte Todesstrafe verwirkt.
Ist es jedoch in dem Falle des §. 143. litt. b. noch nicht zur Unternehmung

des verabredeten Angriffs gekommen, so tritt gegen diejenigen Thciluchmer, welche
nicht zu den Anstiftern oder Rädelsführern gehören, zehnjährige bis lebenswicrige
Zuchthausstrafe ein.

Z. 145.
Wer öffentlich durch Rede oder Schrift zu einem hochverrätherischen An¬

griffe auffordert, ist, wenn diese Aufforderungdie Unternehmungdes Angriffs nicht
zur Folge hat und auch nicht in Folge einer Verabredung (K. 143. litt, li.) gesche¬
hen ist, mit zehnjährigerbis lcbcnswicriger Zuchthausstrafezu belegen.

DEntwurf.
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Z. 146.
Eben diese Strafe (K. 145.) hat derjenige verwirkt, welcher zur Vorberei¬

tung eines Hochverraths, wenn dieses Verbrechen nicht zur Vollendung gekommen
ist (K. 143.), mit einer auswärtigen Macht sich eingelassen, die ihm vom Staate
anvertraute Gewalt gcmißbraucht, ein Komplott gestiftet, Mannschaften angeworben
oder eingeübt, oder Waffen oder andere Mittel zuni Angriff aufgesammelt hat.

Z. 147.
Wer außer den Fallen der W. 145. und 146. in hochvcrrätherischcr Absicht

Handlungen, die als Vorbereitung eines Hochverratesanzusehen sind, begeht, wird,
wenn dieses Verbrechen nicht zur Vollendung gekommenist, mit Zuchtbausstrafe
bis zu zehn Jahren belegt.

s. 148.
Gegen diejenigen, welche wegen eines hochverräterischen Unternehmens

(W. 141. bis 147.) zu zeitiger Zuchthausstrafevcrurthcilt worden sind, tritt nach
deren Abbüßung die Stellung unter Polizeiaufsichtein (M. 36. u. f.).

§. 149.
Die Vcrurtheilung wegen eines hochverräterischenUnternehmens(M. 141.

bis 147.) zur Todes- oder lcbcnswierigcnZuchthausstrafe zieht den Verlust der
Fähigkeit des Verurthcilten, über sein Vermögen unter Lebendenoder von Todes-
wcgcn zu verfügen, und zugleich die Ungültigkeitnicht nur aller nach Eröffnung
der UntersuchunggetroffenenVerfügungen, sondern auch der schon früher errich¬
teten letztmaligen Verordnungen nach sich.

H. 156.
Bei der Eröffnung einer Untersuchung wegen eines hochverräterischen

Unternehmens(W. 141 — 147.) ist eine Kuratel über das Vermögen, welches der
Angeschuldigte bereits besitzt, oder welches ihm späterhin noch anfallt, anzuordnen.

H. 151.
Hat ein Angeschuldigtersich der Bestrafung durch die Flucht entzogen, so

bleibt diese Kuratel (Z. 156.) gegen ihn fortbestehen, auch wenn nur auf zeitige
Zuchthausstrafe erkannt worden ist. Alle Verfügungen, welche der flüchtige Ver¬
brecher nach Eröffnung der Untersuchungüber sein Vermögen unter den Lebenden
getroffen hat, sind ungültig; seine letztmaligen Verordnungen, sie mögen vor oder
nach Eröffnung der Untersuchungerrichtet scyn, haben keine rechtliche Wirkung,
wenn er im flüchtigen Zustande verstirbt.

s. 152.
Bei unterlassener Hinderung eines hochverräterischenUnternehmensfinden

die Vorschriftender M 75. und 76. mit der Maaßgabe Anwendung:
1. daß nicht auf Geldbuße erkannt werden darf,
2. daß bei der vorsätzlich unterlassenenHinderung auf den Verlust der Ehren¬

rechte (A. 33.) zu erkennenist, und
3. in dem zweiten Falle des K. 73. Gcsängnißstrafeoder Strafarbcit bis zu zwei

Jahren eintritt.
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S. 133.
Jeder Mitschuldige cm ciucui hochvcrrätherifchcn Unternehmen, welcher zu

einer Zeit, in welcher der Ausführung desselben noch vorgebeugtwerden kann, der
von diesem Unternehmenanderweitignoch nicht unterrichtetenObrigkeit vollständige
Anzeige macht und seine Mitschuldigenangicbt, soll mit Strafe verschont werden.

Z. 13-4.
Ausländer, welche einer der in den W. 144 —4 47. bezeichnetenHandlungen

innerhalb oder außerhalb des Preußischen Staats oder des im H. 4 52. bezeichneten
Verbrechens wahrend ihres Aufenthalts im Preußischen Staate sich schuldig
machen, sollen gleichfalls mit den in den W. 4 44 — 4 52. verordneten Strafen
belegt werden.

Zweiter Titel»

Landesverrat!).

Z. 133.
Ein PreußischerUntcrthan, welcher, ohne hochvcrrathcrischen Zweck, mit

einer fremden Macht sich einläßt, um dieselbe zu einem Kriege gegen den Preu¬
ßischen Staat oder den deutschen Bund zu veranlassen, begeht einen Landesvcrrath,
und hat, wenn der Krieg wirklich ausgebrochen ist, die Todesstrafe, sonst aber
zehnjährige bis lebcnswicrige Zuchthausstrafeverwirkt.

H. 133.
Preußische Untcrthanen, welche, während eines gegen den Preußischen

Staat oder den deutschenBund ausgekrochenenKrieges, Dienste im feindlichen
Heere nehmen, oder, wenn sie schon früher im Kriegsdienste einer fremden Macht
standen, darin nach Ausbruch des Krieges mit derselben, der ergangenenAuffor¬
derung zuwider, verbleibenund die Waffen gegen den König und dessen Bundes¬
genossentragen, sind als Laudcsvcrrather mit dem Tode zu bestrafen.

Z. 137.
Als Landesverräther sind gleichfalls mit dem Tode zu bestrafen, diejenigen

Preußischen Untcrthanen, welche während eines gegen den Preußischen Staat oder
den deutschen Bund ausgekrochenen Krieges

1. Festungen, Pässe, besetzte Plätze oder andere Vertheidigungspostcn, un¬
gleichen Königliche oder verbündeteTruppen, oder auch nur einzelne Offiziere
oder Soldaten durch Verrath in feindliche Gewalt bringen,

2. Zeughäuser, Magazine, Kassen oder andere dem Staate oder seinen Bundes¬
genossen gehörige Vorräthe von Waffen, Munition oder sonstigenKriegs-
bcdürfnissen an den Feind vcrrathcn,

3. dem Feinde Mannschaften zuführen,
4. Soldaten zum Uebcrgange zum Feinde verleiten,
5. Operationsplanc oder Plane von Festungen oder festen Stellungen dem

Feinde vcrrathcn,
D2
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6. dem Feinde als Spion dienen oder feindliche Spione zur Beförderung ihrer
Absichten aufnehmen, verbergenoder ihnen sonst Beistand leisten.

In den Fallen ü>>v. 1. und 2. soll der beendigte Versuch (Z. 58.) dem vollendeten
Verbrechen gleich geachtet werden.

Z. 158.
Ein Preußischer Unterthan, welcher wahrend eines gegen den Preußischen

Staat oder den deutschen Bund ausgebrochencn Krieges dem Feinde freiwilligals
Lieferant dient oder eine andere Handlung begeht, von der er weiß, daß dadurch
die Unternehmungendes Feindes befördert, oder den Truppen des Königs oder
dessen Bundesgenossenbei ihren Operationen Hindernissein den Weg gelegt oder
Nachthcile zugefügt werden, hat fünfjährige bis lcbcnswicrige Zuchthausstrafe
verwirkt.

Besteht aber diese Handlung darin, daß er
1. dem Feinde Wege oder Führten, welche demselben unbekannt waren, nachweist,
2. Festungswerke, Zeughäuser, Magazine oder andere dem Staate oder seinen

Bundesgenossenzugehörige Vorräthe von Waffen, Munition oder ssonsiigcn
Kricgsbedürfnissen zerstört oder verdirbt, oder

3. einen Aufstand unter den Truppen des Königs oder dessen Bundesgenossen
erregt,

so trifft ihn als Landcsvcrräthcrdie Todesstrafe.
§. 159.

Gegen Ausländer ist wegen der in den M 155. 157. und 158. bezeich¬
neten Handlungen nach dem Kricgsgcbrauchezu verfahren. — Begehen sie aber
solche Handlungen, wahrend sie unter dem Schutze des Preußischen Staats
in dessen Gebiete sich aushalten, so sind sie mit den in den vorangeführtcn M
bestimmten Strafen zu belegen.

Z. 160.
Die Bestimmungen der KK. 148 —153. finden auch auf Landcsvcrrathcr

Anwendung.
Z. 161.

Polizeiliche Vorschriften. Wer ohne obrigkeitliche Erlaubniß zur KricgszcitReisen in die von Feinden
besetzten Länder unternimmt, oder nach solchen Ländern einen Briefwechselin
Chiffern oder andern geheimen Zeichen, oder auf andern Wegen, als durch die
öffentlichenPosten, unterhält, hat Geldbuße bis zu fünfzig Thalcrn oder Ge-
fängnißstrafc bis zu sechs Wochen verwirkt.

Z. 162.
Niemand soll bei Vermeidung der im Z. 161. bestimmten Strafcsohnc

besondere Erlaubniß Risse von Festungen oder einzelnen Festungswerkenaufnehmen.
Z. 163.

Wer außer seinem Gewcrbsbctricbeohne Erlaubniß der Obrigkeit Vorräthe
von Waffen oder Munition aufsammelt, hat Konfiskation dieser Vorräthe und die
im §. 161. bestimmte Strafe zu gewärtigen.
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Dritter Titel.
Beleidigungen der Majestät und der Mitglieder

des Königlichen Hauses.
§. 16-4.

Wer den König thätlich beleidigt, wird mit dem Tode bestraft; in minder 4. MaiestätSbelcidigung.
schweren Fällen oder bei mildernden Umstanden kann jedoch, anstatt der Todesstrafe,
auf zehnjährige bis lcbcnswicrige Strafarbcit oder Zuchthausstrafeerkannt werden.

Z. 165.
Gegen denjenigen, welcher den König mit einer thätlichen Beleidigung

bedroht, soll Strafarbcit oder Zuchthausstrafevon zwei bis zu zehn Jahren eintreten.
Z. 166.

Wer durch Acußerungcn in Wort oder Schrift, oder durch andere Hand¬
lungen, welche nicht in Tätlichkeiten bestehen, als Abbildungen,Darstellungenu.s.w.
die Ehre des Königs angreift, hat Strafarbcit von sechs Monaten bis zu fünf
Jahren verwirkt.

Z. 167.
Wer sich dergleichenAcußerungcn oder Handlungen (§. 466.) erlaubt,

welche zwar an sich nicht als Beleidigungen des Königs anzusehen sind, dennoch
aber die demselbengebührende Ehrfurcht verletzen, ist mit Gesängnißstrafe nicht
unter sechs Wochen zu belegen.

Z. 168.
Beleidigungen, welche der Königin, dem Thronfolger oder einem andern 2. Beleidigungender Mit-

Mitgliede des Königlichen Hauses zugefügt sind, werden bestraft: gliedcr des Königlichen
4. in dem Falle des §. 464. mit fünfjähriger bis lebcnswicrigcrStrafarbcit oder H"Mev.

Zuchthausstrafe,
2. in dem Falle des §. 465. mit ein- bis fünfjähriger Strafarbcit oder Zucht¬

hausstrafe und
3. in den Fallen des §. 4 66. mit Gefänglich nicht unter drei Monaten, oder

mit Strafarbcit bis zu drei Jahren.
§. 169.

In den Fallen der §§. 464. 465. und 468. 4. und 2. tritt, auch
wenn nur auf Strafarbcit erkannt worden, zugleich der Verlust der Ehrenrechte
(§. 33.) ein; in den Fallen der §§. 466. und 468. 3. kann auf diesen
Verlust nach richterlichem Ermessen erkannt werden.

Z. 170.
Die Strafen der §§. 466. 467. 468. i8io. 3. und 469. finden auch gegen

denjenigen Anwendung, welcher vorsätzlich Schriften, Abbildungen oder Dar¬
stellungen der erwähnten Art anfertigt oder verbreitet.
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Sammtlichc E.remplarcsolcher Schriften, Abbildungenoder Darstellungen,
sowie die Platten und Formen, mit denen dieselben angefertigt worden, sind in
Beschlag zu nehmen und nach Vorschrift der 277. und 278. zu vernichten.

Der K. 276. findet hier gleichfalls Anwendung.
Z. 171.

Gegen denjenigen, welcher sein Gewerbe zur Anfertigung oder Verbreitung
solcher Schriften, Abbildungen oder Darstellungen mißbraucht, kann zugleich auf
zeitweise oder immerwährendeEntziehung der Bcfugniß zum Betriebe des gcmiß-
brauchtcn Gewerbes (Z. 32.) erkannt werden; im Rückfall soll dies jederzeit
geschehen.

s. 17-2.
Angriffe auf die Ehre verstorbener Mitglieder des Königlichen Hauses sind

mit Gefangnißstrase oder Strafarbcit bis zu zwei Jahren zu ahnden. Die Unter¬
suchung darf jedoch nur mit Genehmigung des Justizministers eingeleitet werden.

Vierter Titel.
Gefährdung des Preußischen Staats in seinen Verhältnissen

zu anderen Staaten.
Z. 173.

1. Vcrrath. Wer mit Verletzung seiner Unterthanen- oder Dienstpflichtvorsatzlich
1. zur Gefährdung der Rechte des Staats im Verhältnis zu einer fremden Macht

die darüber sprechenden Urkunden und Beweismittel vernichtet, verfälscht oder
unterdrückt,

2. einer fremden Macht Staatsgeheimnisse offenbart, ihr Fcstungsplänc oder
solche Urkunden, Aktenstücke oder Nachrichtenmitthcilt, von denen er wußte,
daß das Wohl des Staats deren Geheimhaltung erfordere, oder

3. ein ihm aufgetragenesStaatsgeschaft mit einer fremden Macht zum Nachtheil
des PreußischenStaats führt,

soll, sofern nicht etwa ein Hoch- oder Landesverrathdadurch bezweckt worden, mit
fünf- bis zwanzigjährigerZuchthausstrafebestraft und unter Polizeiaufsicht(KK. 39
u. f.) gestellt werden.

Eben diese Strafen treffen denjenigen, welcher einer der vorstehend bezeich¬
neten Handlungen gegen den deutschen Bund sich schuldig macht.

2. UnbefugteAus'wnndc- H. 174.
rung und Verleitung Wer auswandert, ohne die darüber bestehenden Vorschriften zu beachten,
DttcrriM^^^"^ ^ ^ Geldbuße bis zu Einhundert Thalern verwirkt.

Z. 175,
Wer es sich zum Geschäft macht, Unterthanenzur Auswanderungzu ver¬

leiten, soll mit Gefangniß nicht unter einem Monat oder mit Strafarbcit bis zu
zwei Jahren bestraft werden.
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Z. 175.

Eben diese Strafe hat derjenige verwirkt, welcher Vorsteher, Gehülfen oder
Arbeiter inländischer Fabriken verleitet, vor Ablauf der Kontraktszeitden Dienst ihrer
Fabrikhcrrn zu verlassenund in den Dienst auslandischerFabrikhcrrn überzugehen.

s. 177.
Wer die Königlichen Lande verlaßt, um sich der Pflicht zum Eintritt in

den Dienst des stehenden Heeres zu entziehen, den trifft, vorbehaltlichder zu erfül¬
lenden Dienstpflicht, eine Geldbuße von fünfzig bis zu Eintausend Thalern, oder
Gcfangnißstrafe nicht unter Einem Monat oder Strafarbcit bis zu Einem Jahre.

Außerdem verliert er, bis er sich wieder gestellt, die Bcfugniß, über sein
Vermögen lctztwillig oder unter Lebenden zu verfügen, und es finden hierbei überall
die Vorschriftender M 150. und 15k. Anwendung.

Z. 178.
Wer Untcrthancnzum Militairdienstc fremder Mächte anwirbt oder sie den

Werbern der letzter» zuführt, ist, in sofern dadurch nicht ein Landeövcrrath begangen
wird (K. 157. 3.), niit Strafarbcit von sechs Monaten bis zu drei Jahren
zu belegen.

Z. 179.
Wer einen Soldaten vorsätzlich zur Desertion verleitet, oder ihm dazu beför¬

derlich ist, hat, in sofern nicht diese Handlung als Landesvcrrath einer strengeren
Strafe unterliegt (K. 157. 4.), sechsmonatlichcbis zweijährige, und in dem
Falle des K. 178. ein- bis fünfjährige Strafarbeit oder Zuchthausstrafe verwirkt.

Auch kann neben der Strafarbcit zugleichauf den Verlust der Ehrenrechte
(K. 33.) erkannt werden.

Z. 180.
Wenn ein PreußischerUnterthan im In- oder Auslande, oder ein Ausländer 3. Feindliche Handlungen

während seines Aufenthalts im Preußischen Staate, gegen einen, mit letzten» in befreundete Staa-
Frieden befindlichen Staat oder dessen Regenten einer Handlung sich schuldig gemacht Beleidigungen
hat, welche, wen» er sie gegen den König oder den PreußischenStaat verübt hätte, "».-wältig» ^cnrui.c,
als ein hochverräterisches Unternehmen(M 141 —147.) oder als ein Landes¬
vcrrath (W. 155 —158.) anzusehenseyn würde, so soller, in sofern er nicht
durch seine Handlung nach diesseitigen Gesetzeneine schwerere Strafe verwirkt hat,
mit Strafarbeit oder Zuchthausstrafe bis zu zehn Jahren belegt werden.

Die Einleitung der Untersuchungkann jedoch nur mit Genehmigung des
Justizministers erfolgen.

Z. 181.
Wer gegen einen auswärtigen Regenten oder dessen Familienglicdcr einer

Beleidigung sich schuldig macht, soll,
1. wenn die Beleidigung in Tätlichkeiten gegen die Person bestand, mit Gcfäng-

niß nicht unter sechs Monaten oder mit Strafarbcit bis zu fünf Jahren,
2. in anderen Fällen mit Gcfängniß nicht unter zwei Monaten oder mit Straf¬

arbeit bis zu drei Jahren
bestraft werden.
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Z. 182.
Beleidigungender bei dem Königlichen Hofe beglaubigtenGesandten sind,

1. wenn sie in Tätlichkeiten gegen die Person bestanden, mit Gefangniß nicht
unter drei Monaten oder mit Strafarbcit bis zu drei Jahren,

2. in anderen Fällen mit Gefangniß nicht unter einem Monate oder mit Straf¬
arbcit bis zu zwei Jahren

zu ahnden.

Fünfter Titel.
Verletzung der Achtung gegen die Regierung und die Obrigkeit.

Z. 183.
Verletzung der Achtung Wer öffentlich, in Worten, Schriften, Abbildungen oder Darstellungen,

gegen die Regierung. den Staat, dessen Verfassung, Einrichtung oder Verwaltung, es scy im Ganzen
oder in einzelnen Zweigen, durch Erdichtungenoder durch Entstellungender Wahr¬
heit, durch Schmähungen oder Spott herabzuwürdigensucht, hat Gefangniß nicht
unter drei Monaten oder Strafarbcit bis zu drei Jahren verwirkt.

Die Vorschriften der HZ. 47V. und 171. kommen hier gleichfalls zur
Anwendung.

s. 184.
Die Bestimmung des A. 183. findet auch gegen denjenigen statt, welcher

eine der im Z. 183. bezeichneten Handlungen gegen den deutschen Bund oder einen
der deutschen Bundesstaaten begeht.

Z. 185.
Verletzung der Amts- Bei Beleidigungen, welche gegen öffentliche Behörden oder Beamte oder

und Dicnsiehre. gegen Militairpcrsoncn, während ihrer Dicnstverrichtungcnoder in Beziehung auf
ihre Dienstverrichtungcnoder ihr Dienstvcrhältniß verübt werden, ist die durch die
Beleidigung nach den Vorschriften der KZ. 258. u. f. verwirkte Strafe jederzeit zu
verschärfen, und wo nach jenen VorschriftenGeldbuße oder Gefängnißstrafcstatt¬
findet, stets auf letztere zu erkennen; die Verschärfung darf aber das daselbst
bestimmte höchste Strasmaaß nicht um mehr als die Hälfte übersteigen.

Die Strafe ist besonders dann zu verschärfen, wenn die Beleidigung gegen
eine Wache verübt worden ist.

Z. 186.
Diese Bestimmungen (§. 185.) finden auch Anwendungauf Beleidigungen

1. gegen Geistliche, in sofern nicht die härteren Strafen der ZK. 241. und 242.
eintreten, und

2. gegen ständische oder Kommunal-Versammlungen.
s. 187.

Wegen Verletzungen der Amts- oder Dienstehre (ZK. 185. und 186.) findet
die Bestrafung nur statt, wenn der Beleidigte oder die Dienstbehörde darauf an¬
tragt. Der Antrag kann so lange, als das Erkenntnis) erster Instanz noch nicht
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publizirt ist, zurückgenommen werden, von dcm Beleidigten jedoch nur mit Geneh¬
migung der Dienstbehörde.

Bei dergleichen Beleidigungen gegen Militairpcrsoncn steht der Antrug auf
Bestrafung, so wie die Befugniß zu dessen Zurücknahme nur der vorgesetzten Dienst-
Behörde zu.

Ist eine solche Beleidigung gegen eine der obersten Staatsbehörden oder
deren Chef verübt worden, so schreiten die Gerichte von Amtswcgen ein; sie müssen
jedoch vor Eröffnung der Untersuchung die Genehmigungdes Justizministerseinholen.

§. 188.^
Wer in Eingaben an die Obrigkeit Lügen vorbringt, hat eine Geldbuße Polizeiliche Vorschrift,

bis zu fünfzig Thalcrn oder Gefängnißstrafc bis zu sechs Wochen verwirkt.
Eben diese Strafe trifft denjenigen, welcher für Andere eine solche Schrift

anfertigt, ungeachtet ihm bekannt war, daß sie eine Lüge enthalte.

Sechster Titel.
Verbrechen gegen die obrigkeitliche Gewalt.

Z. 189.
Wer die zur öffentlichenBekanntmachung angeschlagenenVerordnungen, i. Abreißung obrigkcit-

Bcfchlc, Patente oder Anzeige» der Obrigkeit vorsatzlich abreißt, beschädigt,befleckt licher Patente/ Siegel !c.
oder verunstaltet, soll, wenn er dabei die Absicht hatte, der ObrigkeitVerachtung
zu beweisen, oder das Bekanntwerdenoder die Befolgung der obrigkeitlichen Anord¬
nungen zu verhindern, mit Gcfangniß nicht unter sechs Wochen oder Strafarbeit
bis zu achtzehn Monaten belegt werden.

Z. 190.
Wer ein obrigkeitliches Siegel, welches angelegt ist, um Sachen zu ver¬

schließen, zu bezeichnen oder in Beschlag zu nehmen, unbefngterweiseund vor¬
sätzlich erbricht, ablöset oder beschädigt, hat, sofern nicht in einzelnen Fällen ein
Anderes bestimmtist, Gcsangnißstrafeverwirkt.

Z. 191.
Sclbsthülfc ist, außer den in den Gesetzenbesonders bestimmten Fallen, n. UnerlaubteSelbst-

uur erlaubt: hülfe.
1. zum Schutze gegen eigenmächtige Störungen des Besitzes oder der Gewahrsam;
2. zur Wiedererlangung des Besitzes oder der Gewahrsam gegen denjenigen,

welcher sich einer Sache gewaltsam, heimlich oder listiger Weise bemächtigt
hat, wenn derselbe auf frischer That betroffen wird, oder die Hülfe der Obrig¬
keit wahrscheinlich zu spät kommen würde; und

3. zur Vertreibung desjenigen, welcher unbefugter Weise in das Bcsitzthum
eines Andern eindringt oder gegen dessen erklärten Willen darin verweilt.

Die Sclbsthülfc darf jedoch nicht weiter gehen, als ihr Zweck erfordert; auch dürfen
zur Wiedererlangungdes Besitzes unerheblicher Vcrmvgcnsstücke keine gewaltsamen,
dem Leben oder der Gesundheit gefährlichen Mittel angewandt werden.

Entwurf. ^
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Z. 192.
Unerlaubte Sclbsthülfe zieht Geldbuße bis zu Einhundert Thalern oder

Gefangnißstrasebis zu drei Monaten nach sich. Ist die Sclbsthülfe einer bereits
ergangenen obrigkeitlichen Verfügung zuwider verübt worden, so tritt Gefängniß-
strafe nicht unter vierzehn Tagen oder Strafarbeit bis zu einem Jahre ein. In
beiden Fällen kann die Strafe bis zur Verdoppelung geschärft werden, wenn die
Sclbsthülfe von Mehreren vereint ausgeübt worden ist.

Werden bei der Sclbsthülfe Gewalthätigkeiten gegen Personen oder vorsätz¬
liche und rechtswidrigeBeschädigungenan Sachen begangen, so treten die Vor¬
schriften wegen zusammentreffender Verbrechen (M. 118. u. flg.) ein.

s. 193.
III. Befreiung eines vorsätzlich einen Gefangenen aus der Gewalt der Obrigkeit befreit

Gefangenen. demselben zu seiner Befreiung Mittel oder Gelegenheitverschaffthat, soll mit
Gefängnißstrafe nicht unter einem Monat oder mit Strafarbeit bis zu fünf Jahren
belegt werden.

Die Strafe ist bei der Zumcssung zu erhöhen, wenn der Gefangene ein für
die öffentliche Sicherheit gefährlicher Verbrecher war, oder die Befreiung mit
Gewalt geschah.

Z. 194.
Wer wissentlich einen wegen Hoch- oder Landesvcrraths angeklagten oder

verurthciltcn Gefangenen befreit, oder dessen Entwcichung befördert, soll mit
Strafarbcit oder Zuchthaus von fünf bis zu zehn Jahren belegt und unter Polizei¬
aufsicht (K. 39. u. f.) gestellt werden.

Auch kann neben der Strafarbeit zugleich auf den Verlust der Ehrenrechte
(Z. 33.) erkannt werden.

H. 195.
Hat Jemand, dem die Aufbewahrung oder Bewachung eines Gefangenen

anvertraut ist, dessen Befreiung bewirkt oder befördert, so ist derselbe,
1. wenn dies vorsätzlich geschehen ist, mit den in den ZZ. 193. und 194.

bestimmten, den Umständen nach bis zur Verdoppelung zu schärfenden
Strafen,

2. wenn ihm aber nur Fahrlässigkeit dabei zur Last fällt, mit Gefängniß bis zu
sechs Monaten

zu belegen.
Gegen öffentliche Beamte tritt zugleich in dem erstem Falle Kassationein;

in dem zweiten Falle kann, den Umständen nach, zugleich auf Amtscntsetzung
erkannt werden.

§. 196.
Haben zwei oder mehrere Gefangene ihre Befreiung mittelst gcgcisicitigcr

Unterstützungbewirkt, so trifft sie die Strafe des Z. 193. oder des K. 194.
§. 197.

Wenn sich mehrere Gefangene in einer Gefangen- oder Strafanstalt zum
gewaltsamenAusbrechenoder zu Gewaltthätigkcitcn gegen die Aufscher oder gegen
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die Beamten zusammengerottet haben, so tritt gegen dieselben die Strafe des Auf¬

ruhrs nach näherer Vorschrift der AK. 20si. und 206. ein.

Z. 198.

Ausländer, welche durch richterliches Urthcil des Landes verwiesen sind und IV- Rückkehr eines Ver-

ohne Erlaubniß zurückkehren, haben Eefängnißstrafe nicht unter drei Monaten wiesencn.

oder Strafarbcit bis zu einem Jahre und erneuerte Landesverweisung verwirkt;

bei abermaliger unbefugter Rückkehr sollen sie niit Strafarbcit von sechs Monaten

bis zu zwei Jahren belegt und wiederum des Landes verwiesen werden.

Die Halste dieser Freiheitsstrafen tritt ein, wenn ein Ausländer durch poli¬

zeiliche Verfügung des Landes verwiesen ist und ohne Erlaubniß zurückkehrt.

Z. 199.

Wer auf den Grund eines richterlichen Urtheils aus einem Orte oder Bezirke

verwiesen ist und ohne Erlaubniß dahin zurückkehrt, ist mit Gcfangniß von sechs

Wochen bis zu sechs Monaten zu bestrasen und auf's Neue an diesem Orte oder

Bezirke zu verweisen.

Im Rückfalle ist auf Strafarbcit bis zu einem Jahre zu erkennen.

Z. 200.

Dieselben Freiheitsstrafen (K. 199.) treten ein, wenn ein untcr die Aufsicht

der Polizei Gestellter den Vorschriften des K. 41. No. 1. und 2. zuwidcrhandelr.

Z. 201.

Wer sich der Vollziehung obrigkeitlicher Anordnungen oder Befehle thätlich v. Widersetzung gegen
widersetzt, soll, , die Obrigkeit.

1. wenn er sich dabei an den mit der Vollziehung beauftragten Personen oder

an denjenigen, welche zu deren Beistände zugezogen worden sind, vergreist

vdcr dieselben dabei mit Tätlichkeiten bedrohet, mit Gcfängniß nicht unter

sechs Wochen oder mit Strafarbcit bis zu zwei Jahren,

2. wenn die Widersetzlichkeit nicht gegen die Person gerichtet war, mit Ge-

fangnißstrafe bis zu drei Monaten oder Geldbuße bis zu einhundert Thalcrn

bestraft werden.

Diese Bestimmungen finden auch Anwendung auf Widersetzlichkeiten gegen

Schildwachcn und kommandirtc Militairpersoncn.

In Ansehung der Widersetzlichkeiten bei Forst- und Jagdverbrechcn, un¬

gleichen gegen Zollbeamte verbleibt es bei den besonderen Vorschriften der Gesetze

vom 31stcn Marz 1837. und vom 23stcn Januar 1838. Z. 26.

Z. 202.

Die untcr No. 1. des Z. 201. bestimmte Strafe ist auch gcgcu denjenigen

zu verhangen, welcher durch Gewalt oder Drohungen obrigkeitliche Personen zu

einer Amtshandlung zu nöthigcn, oder von deren Ausführung abzuhalten sucht.

Z. 203.

Das Verbrechen des Aufruhrs ist vorhanden, wenn mehrere Personen sich vi. Aufruhr,

öffentlich zusammenrotten, um mit vereinter Gewalt der Ausführung einer obrig¬

keitlichen Anordnung oder Verfügung sich zu widersetzen, oder von der Obrigkeit

etwas zu erzwingen, oder an derselben Rache oder Gewalt zu verüben.
E2
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Z. 204.
Wenn von den Zusammengcrottctcnnoch keine Gewaltthaten verübt sind,

und dieselben entweder aus eigenem Antriebe oder auf die Aufforderungoder den
Befehl der obrigkeitlichen Beamten oder des Befehlshabers der bewaffnetenMacht
sogleich wieder auseinandergehenund zur Ordnung zurückkehren,so sollen nur die
Anstifter und Rädelsführer mit Strafarbcit bis zu zwei Jahren bestraft werden.

Z. 206.
Beharren die Zusammcngcrotteten, der Aufforderung oder des Befehls der

obrigkeitlichen Beamten oder des Befehlshabers der bewaffnetenMacht ungeachtet,
in ihrem Ungehorsam, so sollen

4. die Anstifter und Rädelsführer, so wie diejenigen, welche bei dem Aufruhr
als Anführer aufgetreten waren, mit Strafarbeit von zwei bis zu fünf
Jahren,

2. diejenigen Thcilnchmcr, welche mit Schußwaffen versehen waren, mit Straf¬
arbeit von einem bis zu drei Jahren,

3. die übrigen Theilnehmcrmit Gcfängniß nicht unter drei Monaten oder Straf¬
arbcit bis zu zwei Jahren

bestraft werden.
Z. 206.

Sind aber bei dem Aufruhr Gewaltthätigkcitcn an Personen oder Sachen,
insonderheitgegen obrigkeitliche Beamte oder gegen die bewaffneteMacht, verübt
worden, so haben

4. die Anstifter und Rädelsführer, so wie diejenigen, welche bei dem Aufruhr
als Anführer aufgetreten sind, Strafarbeit oder Zuchthausstrafevon fünf bis
zu zwanzig Jahren,

2. diejenigenThcilnchmer, welche mit Schußwaffen versehen waren, Straf¬
arbcit oder Zuchthausstrafevon drei bis zu zehn Jahren,

3. die übrigen ThcilnchmerStrafarbcit oder Zuchthausstrafe von einem bis zu
fünf Jahren

verwirkt. Auch kann auf körperliche Züchtigung erkannt werden.
Außerdem kommen die Strafen der durch die Gewaltthaten verübten bcson-

dern Verbrechengegen die Thäter derselben nach den Vorschriftender §§. 118. u. f.
zur Anwendung.

Z. 207.
In den Fällen der Zg. 206. und 206. soll gegen die Anstifter, Rädels¬

führer und Anführer zugleich die Stellung unter Polizeiaufsicht (§Z. 39. u. f.)
eintreten; in wiefern solche auch gegen die sonstigen Theilnehmcran dem Aufruhr
zu verhängen scy, hat der Richter nach den Umständen zu ermessen.

Z. 208.
Bei Zumcssungder in den HZ. 204. bis 206. angedrohtenStrafen ist auf

die Veranlassung des Aufruhrs, und ob die Zusammenrottung mit Vorbedacht
geschehen, oder plötzlich entstanden ist, ferner auf die Größe und Dauer der
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Gefahr für die öffentliche Sicherheit, auf die Schwere der dabei verübten Ver¬
brechen, insbesondereauf die Zahl der Aufrührcr, und ob dieselben mit andern,
als Schußwaffen oder mit sonstigen gefährlichen Werkzeugenversehen waren oder
nicht, Rücksicht zu nehmen.

Z. 209.
Wer öffentlich durch Rede oder Schrift zu einem Aufruhr aufgeforderthat,

ist, wenn diese Aufforderung das Verbrechen des Aufruhrs nicht zur Folge hatte,
mit Strafarbcit bis zu zwei Jahren zu belegen.

Z. 210.

Gegen Auslander, welche der in den AK- 204. bis 200. und 209. bezeich¬
neten Verbrechen sich schuldig machen, ist stets zugleich auf Landesverweisung
zu erkennen.

Z. 2l1.
Entsteht außer dem Falle des §.203. ein öffentlicher Auflaus, und die dabei VII. Tumult,

versammelte Menge gebt auf den Befehl der obrigkeitlichen Beamten oder des
Befehlshabers der bewaffnetenMacht nicht sogleich auseinander, so sind die unge¬
horsam Verweilendenmit Gefängnis bis zu sechs Monaten zu bestrafen.

Haben die Tumnltuanten Gewaltthatcn an Personen und Sachen, jedoch
noch keinen thatlichcnWiderstand gegen die obrigkeitlichen Beamten oder die bewaff¬
nete Macht verübt, so sollen

4. die Anstifter und Rädelsführer mit Strafarbcit von sechs Monaten bis zu
fünf Jahren, und

2. die übrigen Theilnchmcr mit Gefangniß nicht unter drei Monaten oder mit
Strafarbcit bis zu zwei Jahren belegt werden.

Außerdem kommen gegen die Urheber der Gewaltthatcn die besonderenStrafen
dieser Verbrechennach Vorschrift der KZ. k 1 8. u. f. zur Anwendung.

Leisten die Tumnltuanten einen thatlichcn Widerstand gegen die obrigkeit¬
lichen Beamten oder die bewaffnete Macht, so geht der Tumult in das Verbrechen
des Aufruhrs über und wird nach den Vorschriften der KZ. 205. bis 208. bestraft.

§. 212.
Wer bei einem Aufrühre oder Tumulte unter den zusammengerotteten Gemeinsame Bestim--

Personcn betroffen wird, hat die Vermuthung der Thcilnahme an demselbenmungen.
gegen sich.

Z. 213.
Gegen diejenigen, welche in der Nähe eines Aufruhrs oder Tumults als

Zuschauer verweilen und auf die von der Obrigkeit erfolgte Aufforderung sich nicht
entfernen, tritt Gefängnisstrafe bis zu drei Monaten ein.

Z. 214.
Wer bei Gelegenheit eines Aufruhrs oder Tumults, ohne jedoch hieran

selbst Thcil zu nehmen, mit Lärm verbundenen Unfug verübt, ist mit körperlicher
Züchtigung oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten zu bestrafen.
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Z. 215.
Bei dem Gesetze über die Aufrcchthaltungder Mannszucht auf den See¬

schiffen vom Zlsten März 1841. behält es sein Bewenden.
Z. 216.

Vlll. Aufregung durch Wer bei Volksversammlungenoder Volksfesten, es mögen dieselben erlaubte
Reden und Adressen pok- ftyn oder nicht, öffentliche Reden hält, welche auf Veränderungen in der Ver-
tischen Inhalts bei Volks- ftssung des Preußischen Staats, des DeutschenBundes oder Deutscher Bundes-

tria.üü! m,gur. stauten abzielen, ist mit Gefängniß bis zu sechs Monaten, und wer in dergleichen
VolksversammlungenAdressen oder Beschlüsse solchen Inhalts in Vorschlag bringt
und durch Unterschrift oder mündliche Bcistimmung genehmigen läßt, mit Gefängniß
nickt unter einem Monate zu bestrafen.

S- 217.
Polizeiliche Vorschriften. Außerordentliche Volksversammlungen oder Volksfeste, nämlich solche,

welche bisher hinsichtlichder Zeit und des Orts weder üblich noch gestattet waren,
dürfen, unter welchem Namen und zu welchem Zweck es immer scy, ohne voraus¬
gegangeneGenehmigung der Obrigkeitnicht stattfinden.

Diejenigen, welche zu solchen von der Obrigkeit nicht genehmigten Ver¬
sammlungen oder Festen durch Verabredungen oder Ausschreiben Anlaß geben, sind
mit Geldbuße bis zu fünfzig Thalern zu bestrafen.

Z. 218.
Wer ohne polizeilicheErlaubniß öffentlicheLustbarkeitenveranstaltet oder

öffentlich ankündigt, oder auf Straßen oder öffentlichen Plätzen Gegenstande,
welche die Neugierde erregen, zur Schau umhcrführt oder ausstellt, verfallt in
eine Geldbuße bis zu fünfzig Thalern.

Z. 219.
Diejenigen, welche in Schankstubenoder an anderen dergleichen öffentlichen

Vergnügungs-Orten zu einer von der Polizei verbotenen Zeit verweilen, ungeachtet
sie zum Fortgehen aufgefordertworden sind, haben Geldbuße bis zu zwei Thalcrn,
die Wirthe aber, welche solches dulden, Geldbuße bis zu zehn Thalcrn zu gewärtigen.

Z. 220.
Wer durch ungebührlicheHandlungen ruhestörendenLärm erregt, ist mit

Geldbuße bis zu zehn Thalern oder mit Gefängniß bis zu vierzehn Tagen oder
körperlicher Züchtigung zu belegen.

Diese Strafe wird verdoppelt, wenn Mehrere vereint sich solcher Ruhe¬
störungen schuldig machen.

Z. 221.
Bei dem Ausbruche eines Aufruhrs oder Tumults und bis zu dessen

Dämpfung müssen die Haus- und Dienstherrschaftendie zu ihrem Hauswesen
gehörigen Personen, so wie die Fabrikhcrren, Handeltreibendenund Meister ihre
Gehülfen, Gesellen, Lehrlinge und Arbeiter in den Wohnungen oder Werkstätten
zurückhalten, und dürfen sie, wenn die Umstände eine Ausnahme nöthig machen,
daraus nur unter Anwendung solcher Vorsichtsmaaßregcln entlassen, durch welche
eine Vergrößerung des Zusammenlaufs möglichst vermieden wird.
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Wer dieser Verpflichtung entgegenhandelt, hat Geldbuße bis zu fünfzig
Thalcrn oder Gefaugnißsirafc bis zu sechs Wochen verwirkt. Eben diese Strafe
trifft denjenigen, welcher sich den Anordnungen der Haus- oder Dienstherr¬
schaft u. s. w. nicht fugt und ohne Erlaubniß sich entfernt.

s. 222. '
Bei gleicher Strafe (Z. 22 k.) müssen alle diejenigen, welche in der Gegend,

wo ein Aufruhr oder Tumult stattfindet, geistige Getränke feil halten, die zu deren
Verkauf oder Aufbewahrungbestimmten Räume verschließen und sich des Verkaufes
dieser Getränke ganzlich enthalten.

s. 223.
Wer einer der im Z. l?9. bezeichneten Handlungen aus Muthwillen sich

schuldig macht, ist mit Geldbuße bis zu fünfzig Thalern oder Gefangniß bis zu
sechs Wochen oder mit körperlicher Züchtigung zu bestrafen.

Z. 224.
Wer Personen, zu deren Anzeige die Obrigkeit öffentlich aufgeforderthat,

verheimlicht, oder deren Flucht befördert, ungeachtet er von der Aufforderung
Kenntnis' hat, soll, falls er nicht als Begünstiger eines Verbrechens eine höhere
Strafe verwirkt hat, mit Geldbuße bis zu fünfzig Thalern oder mit Gefangniß bis
zu sechs Wochen belegt werden. Die Anwendungdieser Strafe bleibt jedoch in dem
Falle des §. 74. ausgeschlossen.

^ Z. 225.
Die Ucbertrctung der Bestimmung im Z. 42. wird mit Gefangniß bis zu

sechs Wochen bestrast.

Siebenter Titel.
Unerlaubte Verbindungen.

Z. 226.
Wer an einer Verbindung Theil nimmt, zu deren Zwecken oder Beschäf¬

tigungen es gehört, über Veränderungen in der Verfassungdes Preußischen Staats,
des deutschen Bundes oder eines der deutschen Bundesstaaten zu berathschlagcn, hat
Gefängnißstrasc nicht unter drei Monaten oder Strafarbcit bis zu zwei Jahren,
und wenn er Stifter, Vorsteheroder Beamter der Verbindung ist, Strafarbcit von
sechs Monaten bis zu fünf Jahren verwirkt. Gegen die Stifter und Vorstehersoll
jederzeit, gegen die sonstigen Thcilnchmcr kann, nach Umständen, zugleich auf
Stellung unter Polizei-Aussicht (AK. 39. u. f.) erkannt werden.

Ocffentlichc Beamte, welche sich dieses Verbrechens schuldig machen, haben
außerdem Amtsentsetzungverwirkt.

s. 227.
Dicfe Strafen (K. 226.) sind um die Hälfte zu schärfen:

1. wenn dergleichen Verbindungenniit einer andern inländischen oder auslandischen
Verbindung, welche nach den Preußischen Gesetzenals unerlaubt anzusehen
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ist, auf irgend eine Weise, z. B. durch Briefwechsel,Mitthcilung ihrer Sta¬
tuten, Satzungen oder Beschlüsse, oder durch Zusammenkünfte mittelst Abge¬
ordneter u. s. w. in Beziehungoder Verkehr treten; oder

2. wenn die Mitglieder die Erfüllung der von ihnen übernommenenVerpflich¬
tungen eidlich, oder durch Versicherung an Eidesstatt oder auf Ehrenwort
angeloben; oder

3. unbekannten Oberen Gehorsam, oder bekannten Oberen einen unbedingten
Gehorsam versprechen; oder

4. zur Verheimlichung ihrer Zwecke und Beschäftigungen falsche Statuten vor¬
legen, oder sonst andere, als ihre wirklichen Zwecke vorspiegeln; oder

3. wenn in einer solchen Verbindung mehrere Grade und Abstufungen in der
Art bestehen, daß den in den unteren Graden oder Abstufungenbefindlichen
Mitgliedern der Zweck der Verbindung nicht vollständigbekannt ist.

Diese Erhöhung der im §. 226. bestimmten Strafe tritt jedoch nur gegen diejenigen
Theilnchmcrder Verbindung ein, welche

1. bei einem der unter 1 —5. angeführten erschwerenden Umstände selbst bcthciligt
gewesen sind, oder

2. von denselben auch nur Wissenschafterhalten haben und nicht sofort darauf
aus der Verbindung ausgetreten sind.

Z. 228.
Wer an einer Verbindung Thcil nimmt,

4. nach deren Statuten das Daseyn, die Verfassung oder Zwecke vor der Obrig¬
keit geheim gehalten werden sollen und von den Mitgliedern Verschwiegenheit
hierüber anzugeloben ist;

2. in welcher unbekanntenOberen Gehorsam, oder bekannten Oberen ein unbe¬
dingter Gehorsam versprochen wird; oder

3. welche von der Obrigkeitbesonders untersagt worden ist,
hat, wenn darauf die Bestimmung des Z. 226. keine Anwendungfindet, Gefäng-
nißstrafc bis zu sechs Monaten verwirkt. Die Stifter, Vorsteher und Beamten
einer solchen Verbindung sind mit Gefangnißstrafc nicht unter einem Monat zu
belegen.

Z. 229.
Besteht der Zweck einer unerlaubte» Verbindung (W. 226. u. 228.) in

einer schon als Verbrechen strafbarenHandlung, oder ist von der Verbindung im
Ganzen oder von einzelnen Mitgliedern derselben irgend ein anderes Verbrechen
aus Anlaß der Verbindung ausgeführt, unternommen oder auch nur begünstigt
worden, so kommen die Vorschriftenüber das Zusammentreffenmehrerer Verbrechen
(ZZ. 118. u. f.) zur Anwendung.

Z. 23tt.
In Ansehung der Studenten-Verbindungen verbleibt es bei dem Gesetze

vom 7ten Januar 1838., in die Steile der Bestimmungender §K. 6. bis 8. jenes
Gesetzes treten jedoch die der vorstehenden M 226. 227. u. 22i).
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Z. 231.

Von jeder Verbindung, welche eine bestimmte Verfassung(mit Vorstehern, Polizeiliche Vorschriften.
Beamten und Statuten) erhält, muß der Orts-Obrigkeit durch die Stifter oder
Vorsteher bei Vermeidung einer Geldbuße bis zu fünfzig Thalcrn unverzüglich
Anzeige gemacht werden.

Z. 232.
Das öffentliche Tragen von Abzeichen in Kokarden, Bändern u. f. w.,

es sey von Inländern oder Ausländern, in anderen Farben, als jenen des Landes,
welchem derjenige angehört, der solche Abzeichenträgt, ist mit Geldbuße bis zu
fünf Thalcrn zu ahnden.

Achter Titel.
Verbrechen gegen die Hoheitsrechte und Regalien.

Z. 233.
Wer ein Hohcitsrecht oder Regal wissentlichohne Befugniß ausübt, soll,

nach Verhältniß der Wichtigkeit des angemaaßten Rechts und der von ihm dabei
gehegten unerlaubtenAbsicht, mit Geldbuße von hundert bis zu zweitausend Thalern
oder mit Gefängniß nicht unter zwei Monaten oder Strafarbeit bis zu zwei Jahren
belegt werden.

§. 234.
Wer in Ausübung eines ihm zustehenden Hoheitsrechts oder Regals die

dabei vorgezeichnetcn Grenzen vorsätzlich überschreitet, ist mit Geldbuße von fünfzig
bis zu eintausend Thalcrn oder mit Gefängniß nicht unter einem Monat oder mit
Strafarbeit bis zu einem Jahre zu belegen.

Hat er dadurch dem Staate oder einer Privatperson erheblichen Nachtheil
zugefügt, so soll er noch außerdem zur eigenen Ausübung des gemißbrauchten
Rechts für unfähig erklärt werden. Die Verwaltung des Hoheitsrechtsoder Regals
wird in diesem Falle auf die Dauer der Besstzzeit des Verurthciltcn vom Staate
geführt, und die damit verbundenen Lasten und Kosten werden, ohne daß hierüber
ein Prozeß zulässig ist, aus dem Vermögen des Verurthcilten bestritten. War der
letztere zur Ausübung der genannten Rechte nur für Andere berufen, so fällt die
Verwaltung diesen oder deren anderweit zu bestellenden Vertretern anHeim.

K. 235.
Derjenige, welcher öffentliche Abgaben zu erheben berechtigtist und dabei

die vorgeschriebenen Tarife, Taxen oder Reglements vorsätzlich überschreitet, soll
mit Erlegung des zehnfachenBetrages des zu viel Erhobenen, und, falls sich
dieser Betrag nicht ermitteln läßt, mit Geldbuße bis zu Fünfhundert Thalern
bestraft werden.

Entwurf. 8
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Z. 236.
Wer vorsätzlichund widerrechtlichöffentlicheAbgaben dem Staate oder

einem anderen Berechtigtenentzieht, soll den vierfache» Betrag des Entzogenenals
Strafe erlegen.

§. 237.
Die M 233. bis 236. finden nur in den Fallen Anwendung, in denen

nicht durch besondere Verordnungen andere Strafbestimmungcn getroffen find.

i. Gotteslästerung.

il. Beleidigung der Re-
ligionsgescllschaftcn.

III. Störung
tesdienstes.

des Got-

Neimter Titel.

Verbrechen,welche sich auf die Religion beziehen.

Z. 238.
Ocffentlich ausgestoßcne Gotteslästerungen werden mit Gefänglich von

einem bis zu sechs Monaten bestraft.

Z. 239.
Wer öffentlich durch Rede, Schrift oder Darstellungen eine der christlichen

Kirchen oder eine geduldete Religionsgesellschaft, oder ihre Lehren, Einrichtungen
oder Gebräuche, oder die Gegenstände ihrer Verehrung schmäht oder verspottet,
hat Gcfängnißstrafe nicht unter zwei Monaten oder Strafarbcit bis zu zwei Jahren,
und wenn dabei die Absicht zum Grunde liegt, Haß und Erbitterung unter den
Angehörigen der verschiedenen Religionsparteienzu erregen, Strafarbcit bis zu drei
Jahren verwirkt.

Die Vorschriften der §Z. 170. und 471. kommen hier gleichfalls zur An¬
wendung.

Z. 210.
Wer Gegenstände der gottesdienstlichcnVerehrung einer der christlichen

Kirchen oder einer geduldeten Ncligionsgescllschaftdurch beschimpfende Handlungen
herabwürdigt, oder in Kirchen und andern von der Obrigkeit gestatteten religiösen
Versammlungsorten an Gegenständen, welche dem Gottesdienste unmittelbar
gewidmet sind, beschimpfenden Unfug verübt, soll mit Gefänglich nicht unter zwei
Monaten oder mit Strafarbeit bis zu zwei Jahren belegt werden.

Die Hälfte dieser Strafen trifft denjenigen, welcher sich eines solchen Unfugs
auf Kirchhöfenan den Gräbern schuldig macht.

Z. 211.
Wer die Mitglieder einer der christlichen Kirchen oder einer geduldeten Reli-

gionsgescllschaftan der Feier des Gottesdienstes oder einzelnergottesdicnstlicher
Handlungen durch Gewalt oder Drohungen zu verhindern, oder eine solche schon
begonnene Feier durch Gewalt oder Drohungen zu stören unternimmt, imgleichen
wer einen Geistlichenwährend seiner gottesdienstlichcnAmtsvcrrichtungen thätlich
beleidigt, soll mit Strafarbeit von sechs Monaten bis zu drei Jahren belegt werden.
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Z. 242.

Wer durch ungebührliche Handlungen, jedoch ohne Anwendungvon Gewalt
oder Drohungen, die Feier des Gottesdienstes oder einzelner gottcsdicnstlichcr Hand¬
lungen stört, imglcichcn wer gegen einen Geistlichen während seiner gottesdienstlichcn
Amtsverrichtungcn einer anderen, als thätlichcn Beleidigung sich schuldig macht,
hat Gcfangniß oder Strasarbcit bis zu achtzehn Monaten verwirkt.

Z. 243.
Eidliche Versicherungenoder eidliche Angelobungcn, welche nicht vor einer IV. Mißbrauch der Re-

öffcntlichen Behörde abgeleistet worden sind, werden sowohl an demjenigen, welcher Privat-Eiden,
sie gegeben, als demjenigen, welcher sie gefordert oder abgenommenhat, mit Geld¬
buße bis zu fünfzig Thalcrn oder mit Gefänglichbis zu sechs Wochen geahndet.

Z. 244.
Hat eine solche eidliche Angelobung die Begehung einer unerlaubten Hand¬

lung zum Gegenstände, so tritt sowohl gegen denjenigen, welcher den Eid geleistet,
als denjenigen, welcher solchen gefordert oder abgenommenhat, Gcfängnißstrafevon
sechs Wochen bis zu einem Jahre, und, in sofern darin schon der Versuch ciucs
Verbrechensenthalten ist, zugleich die Strafe dieses Versuches ein.

Zehnter Titel.
Meineid und Eidcsbrnch.

§. 245.
Wer vor einer öffentlichen Behörde als Partei, es sey persönlich oder durch I. Meineid und falsche

einen Bevollmächtigten, oder als Zeuge oder Sachverständiger einen Eid wissentlichVersicherung an Eidesstatt,
falsch schwört, oder, wo die Vcrcidung des Zeugen oder Sachverständigen vor der
Vernehmung stattfindet, den in dieser Eigenschaftgeleisteten Eid vorsätzlich verletzt,
macht sich des Meineides schuldig.

Z. 246.
Dem Eide werden gleich geachtet

1. die Bethcucrungsformelnder Mitglieder solcher Religionsgesellschaften,denen
das Gesetz den Gebrauch jener Bethcucrungsformeln in Stelle des Eides
gestattet;

2. die Versicherung, welche in Beziehung auf einen bereits in derselben Ange¬
legenheit oder von einem ein für allemal vereideten Sachverständigen in Be¬
ziehung auf den von ihm geleisteten Eid vor einer öffentlichen Behörde abge¬
geben wird.

Z. 247.
Das Verbrechendes Meineides ist erst dann vollendet, wenn die Verhand¬

lung in Ansehung desjenigen, welcher den Eid abgeleistet hat, geschlossen ist, die
Eidesleistungmag der Aussage vorausgegangen oder nachgefolgt seyn.

F2
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Z. 248.

Wer einen Meineid begeht (§§. 243 — 247.), soll mit Zuchthaus von drei
bis zu zehn Jahren bestraft und unter Polizeiaufsicht(§g. 39. u. f.) gestellt werden.
Wurde der Meineid um eines Gewinns oder Vorthcils willen begangen, so tritt
zugleich eine Geldbuße von zweihundert bis zu zweitausend Thalcrn ein.

Z. 249.
Ist in einer Untersuchung, in welcher der Angeschuldigte vcrurthcilt worden,

gegen denselben ein falsches Zeugniß abgelegt, so kann die Strafe des Z. 248. bis
auf Zuchthaus von fünf und zwanzig Jahren erhöhet werden.

§. 250.
Wenn jemand vor einer öffentlichen Behörde in Fällen, in welchen, außer

den im A. 247. No. 2. bezeichneten, das Gesetz eine bloße Versicherungan Eidesstatt
vorschreibt,oder in welchen die Betheiligten ihm gegen seine bloße Versicherungder
Wahrheit die Ableistung des Eides erlassen haben, wissentlicheine falsche Versiche¬
rung oder Erklärung abgicbt, so ist er mit ein- bis dreijähriger Zuchthausstrafe
zu bestrafen und unter Polizeiaufsichtzu stellen (W. 39. u. f.). Wurde dieses Ver¬
brechen um eines Gewinns oder Vorthcils willen begangen, so tritt zugleich eine
Geldbuße von fünfzig bis zu eintausendThalern ein.

Z. 251.
Wer in den Fällen der ZK. 245. 246. und 250. aus eigenem Antriebe die

nachteiligen Folgen seines Verbrechens durch zeitige Anzeige desselbenbei der
Behörde abwendet, soll mir mit Gcsängniß oder Strafarbcit auf drei Monate bis
zu zwei Jahren belegt werden.

Z. 252.

II. Unbedachtsamer Eid. Liegt der Ableistung eines falschen Eides oder der Verletzung eines Eides
(§§. 245. und 246.), oder der falschen Versicherungan Eidcsstatt (Z. 250.) nur
Fahrlässigkeit zum Grunde, so tritt, in sofern solche eine Unterlassung derjenigen
Sorgfalt enthält, welche unter den obwaltendenUmständenerwartet werden mußte,
Gefängniß nicht unter drei Monaten oder Strafarbcit bis zu zwei Jahren ein.

Werden aber durch zeitige Anzeige des Jrrthums alle nachthciligcnFolgen
desselben abgewandt, so findet nur Geldbuße bis zu fünfzig Thalern statt.

Z. 253.

III. Falscher Widerruf Wer ein eidlich (ZA. 245. 246.) oder unter Versicherung an Eidcsstatt,
der Wahrheit gemäß, abgelegtesZeugniß gegen besseres Wissen vor einer öffent¬
lichen Behörde als unrichtig widerruft, hat ein- bis dreijährige Zuchthausstrafeund,
wenn dabei ein Gewinn oder Vortheil beabsichtigt ward, Geldbuße von fünfzig bis
zu eintausendThalcrn verwirkt.

Z 254.
Gegen denjenigen, welcher einen Andern zum Meineide, oder zu einer

falschen Versicherungan Eidesstatt, oder zum falschen Widerrufe eines eidlich oder
unter -Versicherungan Eidcsstatt, der Wahrheit gemäß, abgelegten Zeugnisses
vorsätzlich verleitet hat (Anstifter), können die in den M 248. bis 250. und 253.
bestimmten Strafen bis um die Hälfte geschärft werden.

eines Eides.

Gemeinsame Bestim¬

mungen.
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Z. 255.
Wcr ohne die im K> 254. bemerkte Absicht einem Zeugen vor oder nach

Ablcgung seines Zeugnisses, in Beziehung auf dasselbe, Geschenkeoder andere
Belohnungen zuwendet oder verspricht, hat Gcfangnißstrafe bis zu drei Monate»
oder Geldbuße bis zu einhundertThalern zu gewärtigen.

Z. 255.
Eben diese Strafe (A. 255.) trifft denjenigen Zeugen, welcher eine Beloh¬

nung für sein Zeugniß vor oder nach dessen Ablegung fordert oder annimmt.
Hat er sich jedoch vor seiner Abhörung eine Belohnung oder das Ver¬

sprechen einer solchen durch die Drohung auszuwirkengesucht, sonst gar kein Zeug¬
niß oder ein der Partei ungünstiges ablegen zu wollen, so trifft ihn die Strafe der
Erpressung (§. 444.).

Z. 257.
Wer vorsatzlich einer durch eidlichesAngclöbniß vor Gericht geleisteten IV. EideSbruch.

Kaution oder dem in dem Manifestations-Eide enthaltenen Versprechen zuwider
handelt, ist mit dem Verlust der Ehrenrechte (§. 33.) und mit Gesangniß nicht
unter drei Monaten oder Strafarbeit bis zu zwei Jahren zu bestrafen.

Cilfter Titel.

Verletzungen der Ehre.

Z. 258.
Wcr wider besseres Wissen einen Andern einer solchen Handlung bezüchtigt, I. Verlaumdungz

durch welche sich derselbe eines Verbrechens schuldig gemacht oder die Verachtung
zugezogen haben würde, wird als Nerlaumder mit Gesangniß nicht unter einem
Monate oder mit Strafarbeit bis zu einem Jahre, und wenn solches durch öffent¬
liche Blatter, oder durch Schriften, Abbildungenoder Darstellungen, welche durch
Austhcilung, Verkauf, Aushang oder Aufstellung verbreitet worden sind, geschah,
mit Strafarbcit bis zu zwei Jahren belegt.

Auch kann zugleich auf den Verlust der Ehrenrechte (A. 33.) erkannt werden.
Z. 259.

Derjenige, welcher wider besseres Wissen einen Anderen bei einer öffent¬
lichen Behörde der Vcrübung eines Verbrechensanschuldigt, oder ihn eines solchen
durch Angabc unwahrer Thatsachcn verdachtig zu machen sucht, soll

4. wenn der Gegenstand der Anschuldigungein gesetzlich mit Zuchthaus- oder
Todesstrafe bedrohtesVerbrechen ist, mit Zuchthausstrafe von einem bis zu
fünf Jahren,

2. in andern Fallen mit Strafarbcit oder Zuchthaus bis zu drei Jahren belegt
werden.

Ist der Andere in Folge der falschen Anschuldigung bestraft worden, so soll außer¬
dem noch auf diejenige Strafe erkannt werden, welche jener schuldloserlitten hat.

Zugleich ist, auch wenn nur auf Strafarbcit erkannt worden, der Verlust
der Ehrenrechte(K. 33.) auszusprechen.
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§. 260.
übele Nachreden) Wer cincm Anderen eine der im §. 268. bezeichnete» Handlungen zwar

nicht wider besseres Wissen, jedoch ohne deren Wahrheit erweisen zu können, bei¬
mißt, hat Geldbuße bis zu dreihundertThalcrn oder Gefängniß bis zu vier Mo¬
naten, und wenn solches unter den am Schlüsse jenes K. erwähnten erschwerenden
Umständen geschah, Gcfangniß nicht unter vierzehn Tage» oder Strasarbcit bis
zu cincm Jahre verwirkt.

§. 261.

Ist die Acußcrung (A. 260.) gegen einen Dritten geschehen, dem an deren
Mittheilung gelegen ist, so tritt eine Bestrafung nur in dem Falle einer weiteren
Verbreitung derselben und nur gegen denjenigen ein, durch dessen Verschulden die
Verbreitung erfolgt ist.

Z. 262.
Wird der Inhalt der Acußcrung (Z. 260.) als wahr erwiesen, so kann sie

auch nicht als eine Ehrenkränkung(K. 266.) bestraft werden, es scy denn, daß sie
in einer solchen Weise oder unter solchen Umstanden erfolgt wäre, aus welchen
erhellt, daß sie in der Absicht zu beleidigen geschehen sey.

Z. 263.
Zum Erweise der Wahrheit (K. 262.) sollen Beweismittel, deren Ausnahme

eine erhebliche -Verzögerung zur Folge haben würde, nur in sofern zugelassen werden,
als aus den Umständen erhellt, daß sie nicht zum Verschleiße der Sache vorge¬
schlagen worden sind.

Z. 26^.
Ist in dem Falle des Z. 260. die dem Andern beigemesseneHandlung ein

Verbrechen, so kann wegen einer solchen Acußcrung ein Strafverfahren erst dann
eingeleitet werden, wenn wegen dieses Verbrechens rechtskräftigerkannt und keine
Strafe ausgesprochen, oder die Eröffnung einer gerichtlichenUntersuchung für
unstatthaft erklärt worden ist.

Z. 265.
Die Bestimmungen des Z. 262. finden auch Anwendungbei Aeußcrungcn,

durch welche über eine wahre, der Ehre eines Andern nachtheilige Thatsachc, oder
über seine Person in Bezug auf diese Thatsachc Mißbilligung oder Tadel ausge¬
sprochen wird.

§. 266.
Ehrenkrankung. Wer durch Handlungen oder durch andere, als die in den AZ. 258 — 260.

bezeichneten Aeußcrungcndie Ehre eines Andern kränkt, hat
j. wenn solches durch Tätlichkeiten gegen die Person des Beleidigtengeschah,

Gefängniß nicht unter acht Tagen oder Strasarbcit bis zu achtzehn Monaten,
2. in andern Fällen Gefängniß bis zu vier Monaten oder Geldbuße bis zu drei¬

hundert Thalcrn
verwirkt.
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Z. 267.
In dem Falle des §. 266. No. 1. soll, wenn die Thätlichkeitgegen Eltern

oder mittelst Auflanerns oder hinterlistigenAnfalls verübt mürbe, Gefängnißstrafe
nicht unter einem Monate oder Strasarbeit bis zu zwei Jahren, und in den Fallen
des 'Z. 266. 2., wenn die Ehrenkränkungunter den am Schlüsse des K. 258.
erwähnten erschwerenden Umständen begangen ward, Gcfängnißstrafe von acht
Tagen bis zu sechs Monaten eintreten.

Z. 268.
Hat eine durch Tätlichkeiten verübte Ehrenkränkung zugleich eine körper¬

liche Verletzung des Beleidigten zur Folge gehabt, so finden die Vorschriftenvon
dem Zusammentreffenmehrerer Verbrechen(Z. 118. u. f.) Anwendung.

Z. 269.
Wenn jemand durch eine ihm zugefügte rechtswidrige Behandlung zur

augenblicklichen Beleidigung des Gegners gereizt wurde, so ist auf eine mildere
Strafe und nach richterlichem Ermessen statt der Freiheitsstrafe auf Geldbuße zu
erkennen. Auch kann derselbe nach Uniständenganz mit Strafe verschont werden.

Z. 270.
Ist eine Ehrcnkränkung auf der Stelle ohne Uebcrschrcitung des Maaßcs erwie-

dcrt worden, so kann von keinem Thcile auf Bestrafung angetragenwerden (K.28V.).
Eine Ucberschreitung des Maaßcs wird nach Vorschrift des K. 269. beurtheilt, und
hebt auch die Anklage wegen der vorausgegangenenEhrcnkränkungauf.

s. 271.
Als Verletzungender Ehre können

tadelnde Urthcilc über wissenschaftliche und künstlerische Werke oder Leistungen,1.
Gemeinsame Bestimm

mungen:

welche sich auf den Werth oder Unwcrth des Gegenstandes beschränken,oder H Aeußerungen,welche
nicht als Verletzungen

der Ehre zu betrachten

sind;

doch die Person des Urhebersnur in Bezug auf seine Leistungenberühren;
2. Aeußerungen, welche zur Ausführung oder Vertheidigung von Gerechtsamen

gemacht worden sind, und
3. Vorhaltungen und Rügen der Vorgesetzten gegen ihre Untergebenen

nicht bestraft werden, es sey denn, daß sie in einer solchen Weise oder unter solchen
Umständenerfolgt wären, aus welchen erhellt, daß sie in der Absicht zu beleidigen
geschehen seyen.

§. 272.
Bei Zumessung der Strafen sind besonders zu berücksichtigen:

1. der Rang und Stand des Beleidigten;
2. das Verhältniß des Beleidigten zu dem Beleidiger, in sofern dieser dem

crstcrcn besondere Achtung oder Ehrerbietung schuldig ist, und
3. die Beschaffenheit der Beleidigung in Hinsicht auf Zeit und Ort, wo sie zu¬

gefügt worden ist.
Z. 273.

Bei Beleidigungen solcher Personen, welchen der Beleidiger besondere
Achtung oder Ehrerbietung schuldig ist, soll niemals auf Geldbuße, sondern jeder¬
zeit auf Freiheitsstrafeerkannt werden

K) Zumeffungsgründe;
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c) Verletzungender Ehre
durch öffentlich ver¬
breitete Schriften oder
Darstellungen;

ä) Privatgenugthuung;

Z. 274.
Bei Verletzungender Ehre durch öffentlich verbreitete Schriften, Abbil¬

dungen oder Darstellungen ist die Strafe (KK. 258. 260. 267.) um die Halste zu
erhöhen, wenn der Verfasser sich gar nicht oder nicht mit seinem wahren Namen
genannt hat (Pasquill).

Z. 275.
In wieweit bei den durch öffentlich verbreitete Schriften oder Darstellungen

verübten Verletzungen der Ehre, außer dem Urheber auch diejenigen strafbar sind,
welche bei Anfertigung dieser Schriften oder Darstellungen oder bei deren Ver¬
breitung mitgewirkt haben, ist nach den Vorschriften von der Thcilnahmc an dem
VerbrechenAnderer (KK. 68. bis 71.) zu beurtheilcn.

Z. 276.
Die Natur der strafbaren Handlung wird dadurch nicht geändert, daß in

einer solchen Schrift oder Darstellung der Beleidigte nicht genannt, sondern auf
andere Weise kenntlich gemacht ist.

Z. 277.
Oeffentlich angeschlagene oder zur weitem Verbreitung noch vorräthige

Exemplare ehrenverletzendcr Schriften oder Darstellungen, sie mögen dem Verfer¬
tigen noch zugehüren oder nicht, sind auf den Antrag des Beleidigten in Beschlag
zu nehmen und, wenn sie durch richterliches Urtheil für ehrcnvcrletzcnderklart
worden sind, zu vernichten.

Z. 278.
Ist jedoch der Hauptzweck einer Druckschrift ein erlaubter, und sind darin

nur nebenbei beleidigende Stellen eingestreut, so kann der Beleidigte alsdann nur
die Vernichtung derjenigen Blatter der Schrift fordern, welche nach der Entschei¬
dung des Richters die beleidigenden Stellen enthalten.

Z. 279.
Gegen denjenigen, welcher sein Gewerbe zur Anfertigung oder Verbreitung

der im A. 274. erwähnten Schriften, Abbildungen oder Darstellungen mißbraucht,
kann zugleich auf zeitweise oder immerwährende Entziehung der Befugniß zum
Betriebe des gcmißbrauchtcnGewerbes (Z. 32.) erkannt werden.

Z. 280.
In allen Fällen, in denen wegen einer Verletzung der Ehre auf Strafe

erkannt wird, ist dem Beleidigten auf Kosten des Verurtheilten eine Ausfertigung
des Erkenntnisses zu ertheilen.

Bei falschen Anschuldigungen(K. 259.) und bei öffentlich verübten Ver¬
letzungen der Ehre kann, wenn der Beleidigte darauf anträgt, zugleich auf öffent¬
liche Bekanntmachung der erfolgten Bestrafung erkannt werden. Dies muß auf
Verlangen des Beleidigtenjederzeit geschehen,wenn die chrenverletzende Acußcrung
durch Schriften, Abbildungen oder Darstellungenverbreitet worden ist. Die Art,
wie die Bekanntmachungzu bewirken ist, hat der Richter nach den Umstanden zu
bestimmen; ist die Ehrenvcrlctzung in einer Zeitschrift geschehen, so muß die
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Bestrafung durch die öffentlichen Blätter, und wo möglich durch dieselbe Zeitschrift

bekannt gemacht werden.
§. 281.

Ist eine Verletzung der Ehre von der Art, daß für die bürgerlichen Ver¬

haltnisse des Beleidigten, seinen Geschäftsbetrieb oder sein Fortkommen nachtheilige

Folgen zu besorgen sind, so ist der Beleidiger auf den Antrag des Beleidigten zu

einer dem letzteren in Gelde zu leistenden Genugthuung zu verurtheilen, deren Betrag

der Richter nach den Umständen zu ermessen hat.

Die gesetzliche Strafe findet unabhängig hiervon statt.

Z. 282.

Die Bestrafung einer Verletzung der Ehre erfolgt außer dem Falle des P Antrag auf Bestra-

§. 269. nur auf den Antrag des Beleidigten. Sind Ehefrauen oder Kinder, die

noch unter väterlicher Gewalt stehen, beleidigt worden, so haben auch die Ehe¬

männer oder Vater das Recht, auf Bestrafung des Beleidigers anzutragen.

Bei Verlaumdungen oder Ehrenkränkungcn gegen ganze Stände, Korpo¬

rationen, Gesellschaften oder Familien ist jedes Mitglied derselben, und bei verläum-

dcrischen oder ehrenkrankenden Aeußerungen über Verstorbene sind deren Ehegatte,

Verwandte in auf- und absteigender Linie (§. 74.), Geschwister und Erben zu

dem Straf-Antrage berechtigt.

Ist die gegen einen Stand, gegen eine Korporation, Gesellschaft oder

Familie verübte Verläumdung oder Ehrenkränkung aus den Antrag eines der zu dem

beleidigten Stande :c. gehörigen Mitglieder bestraft worden, so findet eine weitere

Rüge von Seiten der übrigen Mitglieder nicht statt.

s. 283.

Zu dem Antrage auf Bestrafung (§. 282.) ist ein Ehegatte gegen den

andern nicht berechtigt.

Z. 284.

Die Zurücknahme des Straf-Antrags (§. 282.) kann von Seiten dessen,

der ihn angebracht hat, so lange geschehen, als das Erkcnntniß erster Instanz noch

nicht publizirt ist.

Z. 285.

Ist bei wechselseitige» Ehrenvcrletzungen von einem Thcile binnen der im

§. 192. bestimmten Frist auf Bestrafung angetragen worden, so kann der andere

Thcil auch nach Ablauf jener Frist bis zum Schlüsse des Verfahrens in erster

Instanz auf Bestrafung antragen.

Z. 286.

Die Bestimmungen dieses Titels finden keine Anwendung, wenn Eltern gegen

ihre Kinder, Vormünder gegen ihre Pflegebefohlenen, Lehrer gegen ihre Schüler,

Erzieher gegen ihre Zöglinge, Lehrherrcn und Meister gegen ihre Lehrlinge und Gesellen,

Dienstherrschaften gegen ihr Gefinde, und Schiffs-Kapitaine gegen die Schiffsmann¬

schaften bei Vorhaltungen, Rügen oder körperlicher Züchtigung die Grenzen des ihnen

zustehenden Rechts der Zucht überschreiten oder dieses Recht mißbrauchen; dergleichen

Überschreitung und Mißbrauch wird nach den Vorschriften der §§.366 —379. bestraft.
Entwurf. G
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Zwölfter Titel.
Z w e i k a m p f.

Z. 287.

Die Herausforderung zum Zweikampfe mit tödtlichcn Waffen, so wie die

Annahme einer solchen Herausforderung, wird mit Gefänglich von vier Wochen bis

zu sechs Monaten bestraft.
Z. 288.

Die Strafe wird verdoppelt, wenn die Herausforderung auf eine solche Art

des Zweikampfes, welche die Tödtung eines der beiden Theile zur unabwendbaren

Folge haben würde, oder dahin gerichtet ist, daß der Zweikampf so lange fortgesetzt

werden soll, bis einer der beiden Theile getödtct worden ist.

Z. 289.

Die Strafe der Herausforderung und deren Annahme (W. 287. u. 288.)

fällt zcdoch weg, wenn die Parteien von dem Zweikampfe vor dessen Beginnen aus

eigener Bewegung abgestanden sind.

Z. 290.

Der Zweikampf wird mit Gefänglich nicht unter drei Monaten oder mit

Festungshaft oder Fcstungsstrafe bis zu zehn Jahren bestraft; es soll jedoch,

wenn einer von beiden Thcilcn getödtet worden ist, niemals auf eine geringere, als

zweijährige Freiheitsstrafe erkannt werden.

Z, 29l.

Ist bei einem Zweikampfe der im K. 288. bezeichneten Art einer der beiden

Theile getödtet worden, so tritt fünf- bis zwanzigjährige, und wenn keine Tödtung

erfolgt ist, zwei- bis zehnjährige Festungsstrafc ein.

Z. 292.

Die Strafe (§Z. 290. und 291.) soll einem jeden der beiden Theile nach

Maaßgabe seines Verschuldens und mit Rücksicht aus die Veranlassung des Zwei¬

kampfs und dessen mehr oder minder nachtheiligen Ausgang zugemessen, und bei

der Zumessung besonders erhöht werden

1. gegen denjenigen, welcher durch die Beschaffenheit der Beleidigung oder sonst

aus eine boshafte Weise, er scy der Herausforderer oder der Geforderte, den

Zweikampf herbeigeführt hat, und

2. in den Fallen, wenn der Zweikampf ohne Sekundanten unternommen

worden ist.

Z. 293.

Ist eine Tödtung oder körperliche Verletzung mittelst vorsätzlicher Ucbcrtrc-

tung der vereinbarten Regeln des Zweikampfs bewirkt worden, so wird der Ucber-

trctcr nach den Allgemeinen Vorschriften über das Verbrechen der Tödtung oder der

körperlichen Verletzung bestraft.
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Z. 291.
Diejenigen, welche den Auftrag zu einer Herausforderung übernommenund

ausgerichtethaben (Kartellträgcr), sollen mit Gcfängnißstrafebis zu sechs Monaten
belegt werden.

Z. 295.
Wer Jemand zum Zweikampf mit einem Dritten absichtlich, insonderheit

durch Bczcigung oder Androhung von Verachtung anreizt, ist, wenn der Zwei¬
kampf wirklich stattgefunden hat, mit Gefänglich nicht unter drei Monaten oder
mit Strafarbcit bis zu drei Jahren zu belegen.

Z. 296.
Die Sekundanten sind mit Gefänglich nicht unter einem Monate zu

bestrafen; sie bleiben aber straffrei, wenn sie ernstlich bemüht gewesen sind, den
Zweikampf zu verhindern, oder dessen nachthciligcn Erfolg abzuwenden.

Z. 297.
Die bei einem Zweikampfe zugezogenen Aerztc oder Wundärzte sind

straflos, und auch nicht verpflichtet, über den beabsichtigtenoder ausgeführten
Zweikampf der Obrigkeit anders, als auf deren Aufforderung, Anzeige zu machen.

Dreizehnter Titel.
Verbrechen wider das Leben und die Gesundheit.

Urstcr Abschnitt.
Verbrechen wider das Leben.

Z. 298.
Wer mit überlegtemVorsätze einen Menschen tödtct, begeht einen Mord, i Todtung.

und hat die Todesstrafe verwirkt. 1. Mord.
Ist das Verbrechen an Eltern (A. 71.) oder Ehegatten begangen, so tritt

geschärfte Todesstrafe ein.
Z. 299.

Wer vorsätzlich, jedoch nicht mit Ucbcrlegung, sondern im Affekte (Leiden- 2. Todschlag,
schaft) einen Menschen tödtet, begeht einen Todschlag und hat zehnjährige bis
lcbcnswicrigeStrafarbcit oder Zuchthausstrafe verwirkt. In wiefern die Tödtung
dem Urheber derselben als eine vorsätzliche zuzurechnen scy, ist nach Vorschriftdes
§. 62. zu bcurthcilcn.

§. 300.
War bei einem Todschlage (K. 299.) der Thatcr ohne eigene Schuld von

dem Getödtetcn selbst durch körperliche Mißhandlungen oder schwere Beleidigungen
oder Beschimpfungen, es sey gegen ihn selbst oder gegen seine Eltern, Kinder oder
Ehegatten, zum Zorn gereizt und dadurch aus der Stelle zur That hingerissen
worden, so kann die Strafe bis auf fünfjährige Strafarbcit herabgesetzt werden.

G 2
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Z. 30t.

Qualifizirter Todschlag. Der Todschlag an Eltern (H. 74.) wird mit dem Tode bestraft.

Z. 302.

Auch den trifft die Todesstrafe, welcher vorsatzlich, wenn auch nicht mit

Ueberlegung, bei Unternehmung eines Verbrechens, um ein dessen Ausführung

entgegentretendes Hinderniß zu beseitigen, oder um sich der Ergreifung auf frischer

That zu entziehen, einen Andern tödtct.

Z. 303.

3. Durch Mißhandlung Ist der Tod eines Menschen durch Mißhandlungen verursacht worden, es

verschuldete Tödtung. erhellt jedoch aus den Umständen, daß der Thäter nicht die Absicht zu tödtcn hatte,

so tritt Strafarbcit oder Zuchthausstrafe von fünf bis zu zwanzig Jahren ein.

Z. 304.

War die That unter den im Z. 300. bezeichneten Umstanden verübt, so kann

die Strafe bis aus einjährige Strafarbcit ermäßigt werden. Diese Straf-Ermäßigung

bleibt aber ausgeschlossen, wenn das Verbrechen an Eltern stA. 74.) begangen wurde.

Z. 305.

War es nach der Beschaffenheit der Handlung unwahrscheinlich, daß der

Tod die Folge derselben seyn würde, so tritt in dem Falle des Z. 303. Strafarbcit

von einem bis zu fünf Jahren, und in dem Falle des K. 304. Gcfängniß oder

Strafarbeit von sechs Monaten bis zu drei Jahren ein.

Z. 306.

4. Tödtung im Hand- Ist Jemand von Mehreren gleichzeitig gcmißhandelt und dadurch getödtet

gemcnge. worden, so sind alle diejenigen, welche dem Gctödteten eine tödtliche Verletzung

beigebracht haben, nach den Vorschriften über den Todschlag, die übrigen Teil¬

nehmer aber nach den Vorschriften über Körperverletzungen zu bestrafen. Sind

die von Mehreren beigebrachten Verletzungen nicht einzeln, sondern nur durch ihr

Zusammentreffen tödtlich, so findet gegen alle Theilnchmcr zwei- bis zehnjährige

Strafarbcit oder Zuchthausstrafe statt. Eben diese Strafe trifft in dem Falle, wenn

der Urheber der tödtlichen Verletzung nicht zu ermitteln ist, diejenigen Thcilnehmer,

welchen die That nach den obwaltenden Umständen beigemessen werden kann.

Z. 307.

5. Vergiftung. Wer einem Andern vorsätzlich Gift beigebracht und dadurch de» Tod des¬

selben bewirkt hat, soll mit dem Tode bestraft werden, ohne Unterschied, ob er die

Tödtung beabsichtigt hatte, oder nicht.

Z. 308.

6. Kindesmord. Eine Mutter, welche ihr uneheliches Kind in oder gleich nach der Geburt

vorsätzlich tödtet, hat zehnjährige bis lebcnswierige Strafarbeit oder Zuchthausstrafe
verwirkt.

Bei Zumessung der Strafe ist besonders zu berücksichtigen, ob das Kind

bereits lebensfähig gewesen, und ob die Tödtung mit überlegtem Vorsatze verübt

worden ist, oder nicht.
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Z. 309.

Wurde die vorsatzliche Tödtuug des uuehelichen Kindes (Z. 308.) von

andern Personen, als der Mutter verübt, oder nahmen dergleichen Personen an

dem Verbrechen der Mutter Theil, so ist deren Strasbarkcit nach den Vorschriften

vom Morde oder Todschlage zu beurthcilcn.

Z. 310.

Wer einen Todtkranken oder tödlich Verwundeten auf dessen Verlangen 7. Tödtung eines Todt

tödtet, ist mit Gesängniß nicht unter drei Monaten oder mit Strasarbeit bis zu kranken,

drei Jahren zu belegen.
s. 311.

Wer einem Andern zum Selbstmorde behülflich ist, hat ein- bis fünfjährige 8. Beihülfe zum Selbst

Strasarbeit verwirkt. morde.

s. 312.

Wer den Tod eines Menschen durch eine Fahrlässigkeit herbeiführt, soll 9. Tödtung aus Fahr

mit Gesängniß nicht unter zwei Monaten oder mit Strafarbeit bis zu drei Jahren lSsstgkeit.

belegt werden.

Die Strafe ist bei der Zumessung besonders dann zu steigern, wenn

1. die Handlung oder Unterlassung, welche den Tod des Andern zur Folge

hatte, schon an sich rechtswidrig oder verboten war, oder

2. der Thäter zu der Aufmerksamkeit oder Vorsicht, welche er dabei aus

den Augen setzte, vermöge seines Amts, Berufs oder Gewerbes beson¬

ders verpflichtet war.

In dem letzteren Falle (No. 2.) kann der Thäter zugleich seines Amtes entsetzt oder

der Befugniß zur Betreibung seiner Kunst oder seines Gewerbes auf Zeit oder für immer

verlustig erklärt werden (Z. 32.); beim Rückfalle ist hierauf jederzeit zu erkennen.

Z. 313.
Der Tod wird als Folge der dem Gctödtetcn zugefügten Verletzung Gemeinsame Bestim-

angeschcn und dem Thäter nach näherer Bestimmung der §A. 208. bis 312. mung.

beigemessen, ohne Unterschied, ob eine Verletzung dieser Art in andern Fällen durch

Hülfe der Kunst geheilt worden, ob der tödtlichc Erfolg durch zeitige und zweck¬

mäßige Hülfe hätte verhindert werden können, oder ob die Verletzung nur wegen

der cigcnthümlichcn Lcibesbeschaffcnhcit des Getödteten oder wegen der zufälligen

Umstände, unter welchen sie zugefügt wurde, den tödtlichen Erfolg gehabt hat.

Z. 314.
Eine Schwangere, welche durch äußere oder innere Mittel ihre Frucht vor- U. Abtreibung der Lei

sätzlich im Mutterleibe tödtet oder solche abtreibt, ist mit ein- bis fünfjähriger besfrucht.

Strafarbeit zu belegen. Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher eine solche Hand¬

lung an einer Schwangeren mit deren Einwilligung vorgenommen hat.

§. 315.
Wer vorsätzlich einer Schwangeren ohne deren Wissen oder Willen die

Leibesfrucht tödtet oder abtreibt, ist mit fünf- bis zehnjähriger Zuchthausstrafe, und
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falls dadurch ein bleibender Nachthcil für die Gesundheit der Mutter oder gar deren
Tod herbeigeführt ist, mit zehnjähriger bis lcbenswierigcr Zuchthausstrafe zu belegen.

Z. 316.
Wer gegen eine schwangere Person, oder in deren Gegenwart, ungeachtet

ihm die Schwangerschaft bekannt war, eine solche Handlung sich erlaubt, durch
welche eine unzeitigc Entbindung oder der Tod der Leibesfrucht leicht herbei¬
geführt werden kann, hat, wenn diese Folge wirklich eintritt, Gcfängnißstrafc nicht
unter vierzehn Tagen verwirkt.

Ist die Handlung eine an sich strafbare, so findet die Vorschrift
des K. 118. u. f. über das Zusammentreffen mehrerer Verbrechen Anwendung.

s. 317.
III. Aussetzung hülfloser Wer eine wegen jugendlichen Alters, Krankheit oder Gebrechlichkeit hülflosc

Personen. Person an einen solchen Ort und unter solchen Umständen aussetzt, daß die Lcbcns-
rettung des Ausgesetzten mit Wahrscheinlichkeit nicht erwartet werden kann, soll,
wenn das Verbrechen in der Absicht zu tobten verübt worden ist, mit den Strafen
des vollbrachten oder versuchten Mordes belegt werden.

Lag die Absicht zu tobten nicht vor, so tritt,
1. wenn der Ausgesetzte um das Leben gekommen ist, zehnjährige bis lcbens-

wicrige,
2. wenn der Ausgesetzte an der Gesundheit beschädigt worden ist, fünf- bis zehn¬

jährige, und
3. wenn derselbe keinen Schaden erlitten hat, zwei - bis fünfjährige Strafarbeit

oder Zuchthausstrafe
ein.

Z. 318.
Geschah die Aussetzung an einen solchen Ort und unter solchen Umstanden,

daß zwar Gefahr für das Leben oder die Gesundheit des Ausgesetzten vorhanden
war, die baldige Rettung desselben aber von dem Thätcr nut Wahrscheinlichkeit
gehofft werden konnte, so ist im Falle des Z. 3l7. I>». 1. auf Zuchthaus oder
Strasarbcit von fünf bis zehn Jahren, im Falle von 1>c». 2. auf Strafarbcit von
zwei bis fünf Jahren, und im Fall von lXo. 3. auf Strafarbeit von sechs Monaten
bis zu drei Jahren zu erkennen.

§. 319.
Geschah die Aussetzung an einem solchen Ort und unter solchen Umständen,

daß keine Gefahr für das Leben oder die Gesundheit des Ausgesetzten zu fürchten
war, so tritt Gefängnißstrafe nicht unter zwei Monaten, und wenn wider Erwarten

der Ausgesetzte dennoch dadurch beschädigt oder um das Leben gekommen ist, Gcfang¬
nißstrafc nicht unter vier Monaten oder Strafarbcit bis zu drei Jahren ein.

§. 320.
Die vorstehenden Bestimmungen (W. 317 — 319.) kommen auch dann zur

Anwendung, wenn derjenige, welchem eine hülflosc Person zur Fürsorge anvertraut
ist, sich von derselben entfernt und sie in einem hülsloscn Zustande verläßt.
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Vorsatzliche Körperver¬
letzung !

a) schwere;

§. 321.

Wer einen Leichnam ohne Vorwitzen der Behörde beerdigt, oder sonst heim- V. Heimliche Beerdigung,

lieh bei Seite schufst, oder zu der heimlichen Beerdigung oder Beiseiteschafft»^

behülflich ist, hat, in sofern hiermit nicht ein schwereres Verbrechen verbunden ist,

Geldbuße von fünf bis zu einhundert Thalcrn oder Gefängnißstrafe von acht Tagen

bis zu drei Monaten verwirkt.

Twciter Abschnitt.

Körperverletzungen und Verbrechen wider die Gesundheit.

Z. 322.
Wer vorsatzlich einem Andern eine solche körperliche Verletzung oder Miß- t

Handlung zufügt, welche mit nachlhciligen Folgen für die Gesundheit desselben oder

mit der Gefahr solcher Folgen verbunden ist, hat Strafarbeit oder Zuchthausstrafe

bis zu fünf Jahren verwirkt.
Z. 323.

Die Dauer dieser Strafe kann bis zu zehn Jahren gesteigert werden, wenn

der Verletzte der Sprache, des Gesichts, des Gehörs oder der Zcugungsfähigkcit

beraubt, erheblich verstümmelt oder verunstaltet, zu seinen Berufsarbeiten unbrauch¬

bar gemacht, oder in eine Geisteskrankheit versetzt worden, bei welcher keine gegrün¬

dete Hoffnung zur Wiederherstellung vorhanden ist. Ist eine solche Verletzung mit

überlegten: Vorsatz zugefügt worden, so tritt Zuchthausstrafe von fünf bis zu

fünfzehn Jahren ein.
Z. 321.

Ist Jemandem bei einer von Mehreren gleichzeitig verübten Mißhandlung

eine schwere körperliche Verletzung (W. 322. 323.) zugefügt worden, und es kann

der Urheber der stattgefundcnen schweren Verletzung nicht ausgcmittelt werden, oder

haben die Mißhandlungen nur durch ihr Zusammentreffen den eingetretenen Erfolg

gehabt, so ist gegen die einzelnen Thcilnchmer auf die Hälfte der in den W. 322.

und 323. bestimmten Strafe zu erkennen.
Z. 325.

Die in den 322 — 323. bestimmten Strafen sind um die Hälfte

zu verschärfen, wenn das Verbrechen an Eltern oder mittelst Auflaucrns oder hinter¬

listigen Anfalls verübt wurde. Zugleich kann neben der Strasarbcit auf den Verlust

der Ehrenrechte (§. 33.) erkannt werden.

Z. 326.
Ist die einem andern vorsatzlich zugefügte körperliche Verletzung oder Thät- Ii) leichte,

lichkcit nicht mit Gefahr und nicht mit nachthciligcn Folgen für die Gesundheit

desselben verbunden, so tritt Gefangnißstrafe ein. Ward die Verletzung unter den

im Z. 325. bezeichneten Umständen verübt, so ist der Thätcr mit Gefängniß nicht

unter einem Monate oder mit Strafarbeit bis zu zwei Jahren zu bestrafen; auch

kann zugleich nach richterlichem Ermessen auf den Verlust der Ehrenrechte (H. 33.)
erkannt werden.
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Z. 327.

2. Beschädigung durch Wer vorsätzlich, jedoch ohne die Absicht zu tödtcn, einem andern Gift bci-

gebracht hat, soll, wenn demselben hierdurch ein Schaden an seiner Gesundheit, zu

deren Heilung keine Wahrscheinlichkeit vorhanden ist, zugefügt worden, mit zchn-

bis lebcnswierigcr, sonst aber mit fünf- bis zehnjähriger Zuchthausstrafe belegt werden.

Z. 328.

3. Fahrlässige Körperver- Wer die Verletzung eines Menschen an dem Körper oder der Gesundheit

letzung. durch eine Fahrlässigkeit herbeiführt, soll nach dem Grade der letztem und nach der

Erheblichkeit des entstandenen Schadens mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern

oder mit Gcfängniß bestraft werden.

Z. 329.

4. Mitthcilung einer an- Wer eine ansteckende Krankheit, mit welcher er selbst behastet ist, einem Andern

steckenden Krankheit, mittheilt, wird, wenn dies vorsätzlich geschah, nach Vorschrift der §Z. 322. 323.

und wenn es fahrlässigerwcisc durch Verletzung der nöthigcn Vorsicht gegen eine von

der Krankheit nicht unterrichtete Person geschah, nach Vorschrift des K. 328. bestraft.

Z. 330.

Gemeinsame Bestim- Ist eine körperliche Verletzung mit Uebcrtrctung der besonderen Pflichten,

mungen. zu welchen der Thäter vermöge seines Amtes oder Berufs verbunden war, verübt

worden, so soll, wenn dies vorsätzlich geschah, jederzeit zugleich auf Amtscnt-

setzung oder auf den Verlust der Bcfugniß zur Betreibung der Kunst, oder des

Gewerbes für immer, oder auf Zeit (Z. 32.) erkannt werden. — Der Richter kann

hierauf auch bei fahrlässigerwcise verübten Verletzungen erkennen, wenn besonders

erschwerende Umstände vorliegen oder der Thäter sich im Rückfalle befindet.

Z. 331.

Wegen vorsätzlich zugefügter leichter Körperverletzungen (g. 326.) und wegen

fahrlässigcrweise verursachter Körperverletzungen, welche nicht zu den im A. 323.

bezeichneten besonders schweren gehören, so wie in den Fällen des g. 329. findet,

wenn das Verbrechen nicht mit Uebcrtrctung einer besondern Amts- oder Bcrufspflicht

(Z. 330.) begangen wurde, eine Bestrafung nur aus den Antrag des Verletzten oder

desjenigen statt, welcher ihn vor Gericht zu vertreten, gesetzlich befugt ist.

Z. 332.

4. Selbstverstümmelung. Wer in der Absicht, sich dem Militärdienste zu entziehen, zu demselben

durch Selbstverstümmelung oder sonst auf irgend eine Weise sich völlig unfähig

macht, oder seine Unfähigkeit hiezu durch einen andern bewirken läßt, hat Zucht¬

hausstrafe von einem bis zu drei Jahren verwirkt.

Eben diese Strafe trifft denjenigen, welcher die Unfähigkeit des Andern

bewirkt hat. Hat er hierdurch zugleich eine besondere Amts- oder Bcrufspflicht

verletzt, so findet gegen ihn die Strafbestimmung im ersten Satze des §. 330. eben¬

falls Anwendung.
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Dritter Abschnitt.
Polizeiliche Strafvorschriften,

S- 533.
Wer ohne ausdrückliche Erlaubniß

3. Gift zubereitet oder au Andere überläßt,
2. Arzneien, soweit der Handel mit denselben nicht für gewisse Arten und Quan¬

titäten durch besondere Verordnungen freigegeben ist, verkauft, oder zwar
unentgeltlich, jedoch einem besonderenobrigkeitlichen Verbote zuwider, an
Andere überläßt,

3. Schießpulvcr zubereitet oder feilhält,
hat Geldbuße von fünf bis fünfzig Thalcrn und Konfiskation der vorräthigcu
Materialien zu gewärtigen.

Z. 334.
Gleiche Strafe haben diejenigen verwirkt, welche bei der Aufbewahrung

oder dem Transport von Giftwaaren oder Schießpulver oder bei Ausübung der
Befugnis zur Zubereitung oder Fcilhaltuug dieser Gegenstände, so wie der Arzneien
die deshalb ergangenen Verordnungennicht befolgen. Sind jedoch in diesen Verord¬
nungen besondere Strafbestimmungcn enthalten, so kommen diese zur Anwendung.

Z. 333.
Niemand darf, in sofern nicht besondere Verordnungen eine Ausnahme

gestatten, einen Tobten vor Ablauf von drei Tagen nach dessen Absterben
beerdigen oder beerdigen lassen. Wer diesem zuwiderhandelt oder die sonst in
Ansehung der Beerdigungen bestehenden polizeilichen Vorschriften außer Acht laßt,
hat eine Geldbuße von drei bis zu fünfzig Thalern oder eine Gefängnisstrafe bis zu
sechs Wochen zu gewärtigen.

Z. 33l>.
Selbstmördersollen, wen» die Entleibung nicht in einem Aufalle von Gcistcs-

zerrüttuug geschehen ist, ohne alle äußere Ehren in der Stille beerdigt werden.
Z. 337.

Wer bei der Feuerung in verschlossenen Gemächern eine Unvorsichtigkeit sich
zu Schulden kommen läßt, in deren Folge die darin befindlichen Personen durch den
Dampf in Gefahr gefetzt werden, ist mit einer Geldbuße von drei bis zu fünfzehn
Thalern oder mit drei- bis vicrzchntagigcmGefängnis zu bestrafen.

§. 338.
Wer geladenes Gewehr in seiner Wohnung hält, muß dasselbe dergestalt

mit Vorsicht aufbewahren, daß Kinder oder andere, von dem geladenen Zustande
des Gewehrs nicht untcrrichtetcPersonen zu dem Gewehr nicht gelangen können,
und daß ein Umstürzen oder Herabfallen des Gewehrs, oder ein anderer Zufall keine
Entladung herbeiführen kann.

z. 339.
GlcichcVorsicht(K. 338.) liegt denen ob, welche sich mit geladenem Gewehr

in ein fremdes Haus begeben, oder sonst an Orten verweilen,wo Menschen verkehren.
Entwurf.

1. Unbefugter Handel w.
mit Schießpulver/ Giften
und Arzneien.

2. Voreilige Beerdi¬
gungen.

3. Selbstmord.

4. Unvorsichtigkeit bei der
Feuerung in verschlosse¬
nen Gemächern.

Unvorsichtigkeit mit ge¬
ladenem Gewehr w.



( 68 )

Führen und Feilhalten
verbotener Waffen.

7. Zu schnelles Fahren
oder Reiten.

Z. 3)0.
Die Hauswirthc, welche solche Personen (§. 339.) bei sich aufnehmen,

sind auf gleiche Weise, wie letztere selbst, für die sichere Aufbewahrung des gela¬
denen Gewehrs derselben verpflichtet.

S- 3)1.
Die Uebcrtretungdieser Vorschriften(M. 338 — 349.) soll mit einer Geld¬

buße von drei bis zu fünfzehn Thalcrn, oder mit einer Gcfangnißstrafc von drei
bis zu vierzehn Tagen geahndetwerden.

s. 3)2.
Wer an bewohnten oder von Menschen besuchten Orten mit Feuer-

gcwchr oder andern, Geschoß ohne obrigkeitliche Erlaubniß schießt, ist mit Geld¬
buße von fünf bis zu fünfzig Thalcrn oder mit Gefangniß bis zu sechs Wochen
zu bestrafen.

Z. 3)3.
Bei gleicher Strafe darf Niemand Sclbstgeschossc,Schlageten oder Fuß¬

angeln legen.
Z. 3)).

Niemand darf Stoß-, Hieb- oder Schußwaffen, welche in Stöcken, Röhren
oder sonst unter einer anderen Gestalt verborgen sind, inglcichcn Stoßwaffen mit
drei - oder mehrkantigen Klingen feilhalten oder führen.

Die Uebcrtretung dieses Verbots wird bestrast an demjenigen, welcher der¬
gleichen Waffen feilhalt, mit einer Geldbuße von zehn bis zu fünfzig Thalcrn oder
mit Gefangnißstrafevon acht Tagen bis zu sechs Wochen, an demjenigen, welcher
solche Waffen führt, mit einer Geldbuße von drei bis zu fünfzehn Thalcrn oder mit
einer Gcfangnißstrascbis zu vierzehn Tagen, und in beiden Fallen zugleich mit der
Konfiskationder Waffen.

Z. 3)5.
Das zu schnelle Fahren oder Reiten in Städten oder Dörfern, besonders

auf Brücken, in Thoren, beim Umlenken oder bei Wendungen um die Ecke, wird
niit Geldbuße von zwei bis zu zehn Thalcrn bestraft.

Z. 3)6.
Von der im L. 3)5. bestimmten Strafe bleibt der Fahrende oder Reitende

nur dann befreit, wenn das zu schnelle Fahren oder Reiten ohne alles Verschulden
desselben durch einen Zufall veranlaßt worden ist; dagegen trifft, wenn das Pferd
ein geliehenes war, jene Strafe den Verleiher, wenir dieser unterlassen hat, den Lcihcr
mit denjenigen Eigenschaftendes Pferdes bekannt zu machen, welche bei dessen
Gebrauch zur Verhütung von Unglücksfällen besonders beachtet werden müssen.

s. 3)7.
Diejenigen, welche auf öffentlichen Straßen oder Wegen mit Gefahr für

Andere durch schnelles Fahren zu wetteifernsuchen, sollen mit Geldbuße von fünf
bis zu fünfzig Thalcrn oder mit Gefangniß von acht Tagen bis zu sechs Wochen
bestraft werden.
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Z. 348.

Bei drei bis zehn Thalern Geldbuße soll Niemand innerhalb der Städte

Pferde einfahren.

Z. 349.

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher in den Städten mit Schlitten

ohne Geläute oder Schelle fahrt.

Z. 33V.

Niemand darf Pferde in Städten oder Dörfern auf öffentlichen Straßen 8.

oder Plätzen oder an andern Orten , wo sie durch Ausreißen oder Schlagen oder

sonst Schaden anrichten können, ohne Aufsicht mit Vernachlässigung der erforderlichen

Sicherheits-Maaßregcln stehen lassen. — Der Führer eines Fuhrwerks muß beim

Anhalten, wenn er sich von demselben entfernen will, die Pferde zuvor absträngen,

imglcichcn während des Fahrcns entweder stets auf dem Fuhrwerke, das Leitseil in

der Hand, oder auf einem der Zugthiere, oder in ihrer unmittelbaren Nähe bleiben

und das Gespann beständig unter Aufsicht halten. Wer diesen Vorschriften zuwider

handelt, bat eine Geldbuße von einem bis zu zehn Thalcrn verwirkt.

§. 331.

Wer nach der öffentlichen Straße oder nach Orten hinaus, wo Menschen s.

zu verkehren pflegen, vor seinen Fenstern, oder sonst an seinem Hause Sachen ohne

gehörige Befestigung aufstellt oder aushängt, durch deren Herabfallen oder Umstürzen

Jemand beschädigt werden kann, hat Geldbuße bis zu fünf Thalcrn zu gewärtigen.

Z. 332.

Gleiche Strafe hat derjenige verwirkt, welcher Sachen, wodurch die Vor¬

übergehenden beschädigt oder verunreinigt werden können, aus den Fenstern oder

sonst vom Hause herabwirft oder gießt.

Z. 333.

Die Nichtbcfolgung der zur Unterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit an to.

den Häusern oder auf den Straßen erlassenen Ortspolizci-Verordnungen ist, sofern

diese nicht eine andere Strafe bestimmen, mit Geldbuße bis zu fünf Thalern

zu ahnden.

Vernachlässigte Auf¬

sicht über Pferde.

Unvorsichtiges' Auf¬
stellen oder Aufhän¬

gen von Sachen..

Vernachlässigung der
öffentlichen Reinlich¬
keit.

Vierzehnter Titel.
Verbrechen wider die persönliche Freiheit.

Z. 334.

Wer unbefugter Weise einen Menschen des Gebrauchs der persönlichen 1. Widerrechtliches Gefan-

Frcihcit beraubt, ist mit Gefangniß oder mit Strafarbcit oder Zuchthaus bis zu genhaltcn.

fünf Jahren zu bestrafen.

War die Freihcits-Beraubung mit Gefahr oder Nachthcil für die Gesundheit

verbunden, oder wurde sie an Eltern (Z. 74.) verübt, so tritt Strafarbcit oder

Zuchthaus bis zu zehn Jahren ein.

H2
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Z. 355.
Diese Strafbcstimmung (K. 354.) findet keine Anwendung, wenn

4. ein auf der That ertappter oder flüchtiger Verbrecher, ein entflohener Gefan¬
gener oder Sträfling, oder eine Person unter Umständen, welche sie der
Bcabsichtigungeines Verbrechensverdächtig machen,

2. im Falle der Nothwchr (§. 84.) oder einer erlaubten Sclbsthülfe (§. 101.)
derjenige, gegen welchen sie ausgeübt wurde, oder

3. Jemand in einem Zustande, durch welchen er selbst oder Andere der Gefahr
einer erheblichen Beschädigungausgesetztsind, zur Abwendung dieser Gefahr

festgenommen, und der Obrigkeit ohne Verzug der Festgenommene überliefert, oder
doch die geschehene Festnehmungangezeigt worden ist.

Befindet sich in dem Falle zu 3. der Festgenommeneunter der Aussicht des
Vaters oder Ehemanns, so ist die Uebcrlicferungoder Anzeige an die Obrigkeit
nicht erforderlich.

Z. 350.
2. Menschenraub. Wer flH nnbcfugterwciseeines Menschen entweder durch List oder Gewalt,

oder vor dessen zurückgelegtemsechszchntcn Jahre ohne die Einwilligung seiner
Eltern oder Vormünder bemächtigt, und ihn entweder dem Schutze des Staats
durch Entfernung aus dem Staatsgebiete, oder dem Schutze derjenigen entzogen
hat, unter deren Aufsicht oder Gewalt er steht, soll bestraft werden:

1. mit zwanzigjährigerbis lebenslänglicher Zuchthausstrafe, wenn dabei beab¬
sichtigt wurde, den Geraubten in entfernte Wcltgcgcndcn auszusetzen, oder
ihn in Sklaverei oder Leibeigenschaft zu bringen;

2. mit Zuchthausstrafevon zehn bis zu zwanzig Jahren, wenn der Geraubte in
auswärtige Kriegs - oder Schiffsdicnstegebrachtwerden sollte, oder wenn ein
noch nicht volle sechszchn Jahre altes Kind geraubt worden ist, um dasselbe
zum Betteln oder zu andern unsittlichen Zwecken zu gebrauchen, oder wenn das
Verbrechen gegen ein solches Kind von Seiltänzern, Kunstreitern,Marionetten-
Spielern oder Gauklern verübt worden ist;

3. mit Strafarbeit oder Zuchthausstrafevon fünf bis zu zehn Jahren, wenn das
Verbrechen zu andern Zwecken verübt wurde.

Z. 357.
Ucberlasscn Eltern oder Vormünder ein noch nicht volle sechszchn Jahre

altes Kind einem Andern zu den im A. 356. I^o. 1. und 2. bezeichneten Zwecken,
so soll sowohl gegen den letzteren, als gegen die Eltern oder Vormünder in den
Fällen No. 1. fünf- bis zehnjährige Zuchthausstrafe, und in den Fällen No. 2.
Strafarbcit bis zu fünf Jahren eintreten.

Die Strafe fällt jedoch weg, wenn die Ucberlassung an Seiltänzer, Kunst¬
reiter, Marioncttcnspiclcroder Gaukler mit obrigkeitlicher Genehmigung erfolgt ist.

Z. 358.
3. Entführung. Wer ssch einer Frauensperson durch List oder Gewalt bemächtigt, und die¬

selbe hinwegführtoder in seiner Gewalt zurückhält, um sie zur Eingehung einer Ehe
oder zum unehelichen Beischlaf zu vermögen, wird bestraft:
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1. wenn cr einen dieser Zwecke wirklich erreicht hat, mit fünf bis zehnjähriger

Strafarbcit oder Zuchthausstrafe,

2. sonst aber mit Strafarbcit oder Zuchthaus von einem bis zu fünf Jahren.

Hat derselbe sich zugleich der Nothzucht, Körperverletzung, oder eines andern

Verbrechens gegen die Entführte schuldig gemacht, so finden die Vorschriften der

118. u. f. Anwendung.

Z. 359.

Die Bestimmungen des Z. 358. treten auch gegen denjenigen ein, welcher

ein noch nicht volle sechszehn Jahr altes Mädchen, mit ihrer Einwilligung, jedoch

ohne Zustimmung ihrer Eltern oder Vormünder, zu den eben daselbst angegebenen

Zwecken entführt.

Z. 360.

Ist eine minderjährige Frauensperson, welche schon das sechszchntc Jahr

zurückgelegt hat, mit ihrem Willen aus der Gewalt ihrer Eltern oder Vormünder

entführt worden, so soll der Thäter mit Gcfängniß nicht unter sechs Monaten oder

mit Strafarbeit bis zu drei Jahren, die Entführte selbst aber mit der Hälfte dieser

Strafen belegt werden.

Z. 361.

Die Entführung wird nicht von Amtswegcn bestraft, sondern in den Fällen

des Z. 358. nur.auf.den Antrag der Entführten oder ihrer Eltern, ihres Vormundes

oder Ehegatten, und in den Fällen der KZ. 350. und 360. nur auf den Antrag

der genannten Angehörigen der Entführten.

Z. 362.

Hat der Entführer die Entführte gchcirathct, so findet die Bestrafung nur

dann statt, wenn die Ehe zuvor für nichtig erklärt worden ist.

Z. 363.

Wer unbcfugtcrweise gegen einen Andern Gewalt oder Drohungen anwendet,

um ihn zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung zu nöthigcn, soll, wenn

seine That nicht ein anderes schwereres Verbrechen darstellt, auf Antrag des Gcnö-

thigtcn mit Gcfängniß oder Strafarbeit bis zu zwei Jahren bestraft werden.

s. 36ff.

Wer einen Andern mit einem strafbaren Angriff unter solchen Umständen 5. Drohung,

bedroht, bei denen die Erfüllung der Drohung zn erwarten steht, soll, in sofern

nicht für gewisse Fälle eine besondere Strafe bestimmt ist, auf Antrag des Bedrohten

mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder mit Gefänglich bis zu sechs Monaten

bestraft, und kann zugleich unter Polizei-Aufsicht gestellt werden (M 39. u. f.).

Ist die Drohnng schon als Versuch eines Verbrechens zu betrachten, so

tritt, statt der vorstehend bestimmten Strafe, die Strafe dieses Versuchs ein.

Z. 365.

Wer widerrechtlich in das Haus, die Wohnung, das Geschäftszimmer oder

das befriedigte Bcsitzthum eines Andern, oder in abgeschlossene Räume, welche

zum öffentlichen Dienste bestimmt sind, eindringt, oder, wenn cr ohne Bcfugniß

Nothigung.

6. Verletzung des Haus¬
rechts.
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darin verweilt, auf geschehene Aufforderungsich nicht entfernt, ist auf Antrag des
Beleidigten mit Geldbuße bis zu einhundert Thalern oder mit Gefangniß bis zu
drei Monaten zu bestrafen. Diese Strafe kann auf Strafarbeit bis zu zwei Jahren
erhöht werden, wenn sich Mehrere vereint dieses Verbrechens schuldig gemacht
haben. War der Thatcr bei Verübung des Verbrechensmit Waffen versehen, oder
ist Gewalt an Sachen verübt worden, so tritt Gefangniß nicht unter drei Monaten
oder Strafarbeit bis zu vier Jahren ein.

Fmlfzehtttee Titel»
Überschreitung und Mißbrauch des Rechts

der Zucht.
Z. 366.

Wer vermöge des Rechts der Zucht zur Anwendung einer körperlichen Züch¬
tigung befugt ist, und diese Bcfugniß, es sey in der Art oder in dem Maaßc der
Züchtigung, überschreitet,hat, wenn er dem Gezüchtigteneine der in den W. 322.
und 323. bezeichneten Verletzungenzufügte, Gefangnißstrafe nicht unter einem
Monate oder Strafarbcit bis zu fünf Jahren, in leichtern Fallen aber Geldbuße
bis zu hundert Thalcrn oder Gefangnißstrafe bis zu drei Monaten verwirkt.

Z. 367.
Wer vermöge des ihm zustehenden Rechts der Zucht zu einer Einsperrung

befugt ist, und diese Bcfugniß, es sey in der Art oder in der Dauer der Einsper¬
rung überschreitet, soll mit Gefangniß oder mit Strafarbcit bis zu fünf Jahren
belegt werden. In minder erheblichen Fallen kann, anstatt der Gefangnißstrafe,
aus Geldbuße bis zu hundert Thalcrn erkannt werden.

§. 368.
Wenn bei Ausübung des Rechts der Zucht Lehrer oder Erzieher gegen ihre

Schüler oder Zöglinge, Lchrherren oder Meister gegen ihre Lehrlinge oder Gesellen,
Dienstherrschaftengegen ihr Gesinde, und Schiffs-Kapitainc gegen die Schiffs-
Mannschaft eine Ucbcrschreitung anderer Art, als der in den W. 367. und 368.
bezeichneten,sich schuldig machen, so tritt eine Geldbuße bis zu einhundertThalcrn
oder eine Gefangnißstrafe bis zu drei Monaten ein.

Die Vorschrift des K. 28t. wegen der dem Beleidigtenzu leistenden Privat-
Genugthuuug findet hier gleichfalls Anwendung.

Z. 369.
In den Fällen des Z. 368., so wie in den minder erheblichen Fallen der

ZZ. 366. und 367. findet eine Bestrafung nur auf den Antrag des Beleidigten oder
desjenigen statt, welcher denselben vor Gericht zu vertreten gesetzlich befugt ist.

Z. 370.
Erlaubt sich derjenige, welchem zwar ein Recht der Zucht, nicht aber die

Bcfugniß zur körperlichen Züchtigung oder zur Einsperrung zusteht, seinen Unter¬
gebenen körperlich zu züchtigen oder einzusperren,so finden gegen ihn die allgemeinen
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Strasbestimmungcn über Körperverletzung(KK. 322. 323. und 326.) oder wider¬
rechtliche Gcfangcnhaltung (§. 354.) Anwendung. In minder erheblichen Fällen
kann jedoch, wenn der Untergebene durch ein beleidigendesoder widerspenstiges
Betragen den Vorgesetzten gereizt hat, die Strafe bis auf die Halste gemildert,
und, anstatt der Gcfängnißstrafc, auf Geldbuße erkannt werden.

Sechszehuter Titel.

Verbrechen wider die Sittlichkeit.

S- ^
Der Bcischlafzwischcn ehelichen Verwandten in auf- und absteigender Linie wird 4. Blutschande,

k. an den erstcrcn mit Zuchthaus von drei bis zu fünf Jahren, und
2. an den letzteren mit Strafarbcit von sechs Monaten bis zu zwei Jahren

bestraft.

s. 372.
Der Beischlaf zwischen voll- oder halbbürtigen ehelichen Geschwistern wird

mit ein- bis zweijährigerStrafarbeit bestraft.
Z. 373.

Ist das Vcrwandschaftsvcrhältniß unter den in den AK. 37k. und 372.
bezeichneten Personen ein uneheliches, so wird der Bcischlafzwischcndenselben mit
der Hälfte der in jenen KK. bestimmten Strafen belegt; eine Bestrafung kann aber,
wenn die uneheliche Vcrwandschaft von Seiten des Vaters herrührt (Z. 74.), nur
in sofern eintreten, als diese entweder durch Anerkenntnis; des Vaters, oder durch
rechtskräftigesErkenntnis;bereits festgestellt ist.

s. 374.
Wenn Sticf- oder Schwicger-Eltern mit ihren Sticf- oder Schwiegcr-

Kindcrn den Beischlaf vollziehen, so sind
k. die Erstcrcn mit Strafarbcit von einem bis zu drei Jahren,
2. die Sticf- oder Schwicgcrkindcraber mit Gcfängniß nicht unter drei Monaten

zu bestrafen.
Z. 373.

Der Beischlafdes einen Ehegatten mit einem unehelichen Kinde des andern,
ungleichen der Beischlaf des Vaters oder der Mutter eines unehelichen Kindes mit
dessen Ehegatten hat Gefängnißstrafe nicht unter einem Monate zur Folge. Diese
Strafe findet aber in den Fällen, wenn der Beischlaf von einer Ehefrau mit dem
unehelichen Sohne ihres Ehemannes, oder von dem Vater mit der Ehefrau seines
unehelichen Sohnes verübt worden ist, nur dann Anwendung, wenn die uneheliche
Verwandtschaftder darüber im K. 373. enthaltenenBestimmunggemäß festgestellt ist.

Z. 376.
Ist in den Fällen der KK. 37k. 373. 374. und 375. das Kind, mit

welchem das Verbrechen verübt worden ist, noch nicht volle sechszchn Jahre alt,
so bleibt dasselbe mit Strafe verschont.
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Z. 377.
2. Ehebruch. Der Ehebruch einer Ehefrau wird nüt drei- bis stchsmonatlichcm,und der

Ehebruch eines Ehemannes mit scchswöchcutlichcm bis dreimonatlichemGefängnisse
bestraft. Gleiche Strafe, wie den ehebrecherische»Gatte», trifft den unvcrheira-
thcten Mitschuldigen; war aber auch der Mitschuldige vcrheirathct, so tritt gegen
Beide Gesangnißstrafenicht unter sechs Monaten ein.

Z. 378.
Eine Bestrafung wegen Ehebruchs findet nur statt, wenn wegen dieses

Verbrechens auf Ehescheidungoder aus Trennung von Tisch und Bett angetragen
wird. Gegen den schuldigen Ehegatten soll die Strafe (Z. 377.) zugleich in dem
Erkenntnisse über die Scheidung oder die Trennung durch den Ehcrichtcrvon Amts-
wegcn ausgesprochen werden.

s. 379.
Wird der Autrag auf Scheidung oder Trennung vor der rechtskräftigen

Entscheidunghierüber zurückgenommen,so fallt jedes weitere Strafverfahren wegen
des Ehebruchs fort; in dem Falle aber, wenn wegen eines unter zwei verheirathetcn
Personen verübten Ehebruchs sowohl von dem einen, als von dem andern belei¬
digten Ehegatten auf Scheidung oder Trennung angetragen war, nur in sofern, als
Beide den Antrag zurücknehmen.

Z. 380.
Die Bestrafung des Mitschuldigen, sowie derjenigen, welche die Verübung

des Verbrechens durch ihre Vermittlung oder durch Verschaffung der Gelegenheit
dazu befördern <W. 308 — 400.) ist nach Eintritt der Rechtskraft des Schciduugs-
odcr Trcnnungs-Urtcls ini ordentlichen Gerichtsstandezu veranlassen.

Z. 381.
3. Mehrfache Ehe. Ei» Ehegatte, welcher vor Auflösung seiner Ehe eine neue Ehe schließt, hat

Strafarbeit oder Zuchthausstrafe von einem bis zu fünf Jahren verwirkt. Mit
gleicher Strafe ist eine unverhcirathctcPerson zu belegen, welche mit einer noch
verheirathetcneine eheliche Verbindung eingeht.

Diese Bestimmungen sind auch dann anzuwenden, wenn die frühere Ehe
nichtig war, und die neue Che geschlossenward, bevor die frühere rechtskräftig für
nichtig erklärt worden war.

Z. 382.
Die Verjährung dieses Verbrechens (Z. 381.) beginnt mit dem Zeitpunkte,

zu welchem eine der beiden Ehen aufgelöst worden ist.

Z. 383.
4. Nothzucht. Wer eine Frauensperson durch Gewalt oder gefährliche Drohungen zur

Duldung des außerehelichen Beischlafszwingt, oder dieselbe, nachdem er sie absicht¬
lich durch Beibringung betäubenderMittel des Bewußtseyns beraubt hat, in diesem
Zustande zur Befriedigung der Wollust mißbraucht, soll mit fünf- bis zehnjähriger
Zuchthausstrafebelegt werden.
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Z. 38-5.

Eben diese Straft trifft denjenigen, welcher auch ohne Anwendung irgend

eines Zwanges ein Mädchen, welches das zwölfte Jahr noch nicht zurückgelegt hat,

zur Befriedigung der Wollust mißbraucht.

Z. 385.

Hat in den Fällen der KZ. 383. und 384. die gemißbrauchte Person dadurch

an ihrer Gesundheit einen bleibenden Nachtheil erlitten, so tritt gegen den Schuldigen

Zuchthausstrafe von zehn bis zu fünfzehn Jahren, und wenn der Tod der Gemiß-

brauchtcn dadurch verursacht worden ist, fünfzehnjährige bis lcbcnswierigc Zucht¬

hausstraft ein.

In dem letztem Falle kann bei besonders erschwerenden Umständen auf

Todesstrafe erkannt werden.

Z. 386.

Wer eine in einem willen- oder bewußtlosen Zustande befindliche Frauens- ^ Unzucht mir bewußt-

pcrson zur Befriedigung der Wollust mißbraucht, soll, falls er deren Zustand nicht Personen,

etwa absichtlich herbeigeführt hat (Z. 383.), mit Strafarbeit oder Zuchthausstrafe

bis zu fünf Jahren bestrast werden.

Z. 387.

Wer eine Frauensperson durch vorgespiegelte Trauung oder dadurch, daß 6. Betrüglichc Verleitung

er dieselbe in einen solchen Jrrthum versetzte, in welchem sie den Beischlaf für erlaubt öw" Beischlaf,

halten mußte, zur Gestattung desselben verleitet hat, ist mit Zuchthausstrafe von

zwei bis zu fünf Jahren zu belegen.

Z. 388.

Wer ein unbescholtenes, über zwölf, aber noch nicht volle scchszchn Jahr 7. Verführung,

altes Mädchen zum Beischlaf verführt, hat dreimonatliche bis einjährige Gcfäng-

nißstrafc oder Strafarbeit verwirkt.

§. 389.

Männliche Dienstboten oder andere in Lohn und Brod der Hausherrschaft

stehende männliche Hausgenossen, welche eine über sechszchn, aber noch nicht

ein und zwanzig Jahr alte, dem Hausherrn oder der Hausfrau verwandte, ver¬

schwägerte, oder deren Vormundschaft, Pflege oder Aufsicht anvertraute, und bei

denselben sich aufhaltende Frauensperson zum Beischlaf verführen, sind mit Gefäng¬

lich nicht unter einem Monate zu belegen.

Z. 390.

In den Fällen der ZK. 383. und 386. bis 389. tritt die Untersuchung und Gemeinsame Bcstim-

Bestrasung nur aus den Antrag der Gemißbrauchtcn selbst oder ihrer Eltern, ihres ^""6 Z» 4—..

Vormundes oder Ehegatten oder der Hausherrschaft (K. 389.) ein.

Z. 39L.

Eltern (Z. 74.), Vormünder, Erzieher oder Lehrer, welche mit ihren 8. Mißbrauch zur Unzucht.

Kindern, Pflegebefohlenen, Zöglingen oder Schülern unzüchtige Handlungen

treiben, oder dieselben zur Vcrübung oder Duldung unzüchtiger Handlungen ver¬

leiten, sollen, sofern nicht die That ein schwereres Verbrechen in sich schließt, mit

Entwurf. ^
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dcm Verluste der Ehrenrechte (K. 33.) und Strafarbeit oder Zuchthaus von einem
bis zu fünf Jahren bestraft werden.

Z. 392.
Vorsteher, Auffehcr, Wärter oder andere Beamte von Gefangen-, Straf-,

Arbeits-, Armen- oder Kranken-Anstalten, imglcichcn die bei solchen Anstalten
beschäftigtenAerztc und Wundärzte, so wie Beamte, welche mit einer Frauens¬
person, gegen welche sie eine Untersuchungzu führen haben, oder welche ihrer
amtlichenAufsicht anvertraut ist, sich fleischlich vermischen oder andere unzüchtige
Handlungen treiben, sind mit dem Verluste der Ehrenrechte (K. 33.) und mit
sechsmonatlichcr bis zweijährigerStrafarbeit zu bestrafen.

Z. 393.
s. Widernatürliche Die widernatürlicheBefriedigungdes Geschlechtstriebes wird bestrast:

Unzucht. ^ wenn sie an einer Person unter Anwendungvon Zwang, oder an einem noch
nicht zwölf Jahre alten Kinde verübt worden, mit Zuchthaus nicht unter
fünf Jahren,

2. wenn der Thätcr eine noch nicht volle scchszchn Jahre alte Person, oder eine solche
dazu gcmißbraucht hat, zu welcher er in einem der in den KZ. 391. u. 392.
bezeichneten Verhältnisse steht, mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren, und

Z. in anderen Fällen, welche zur Sodomie zu rechnen sind, mit Zuchthaus oder
Strafarbeit nicht unter einem Jahre.

Zugleich ist, auch wenn nur aus Strafarbeit erkannt worden, der Verlust der
Ehrenrechte (Z. 33.) auszusprechen.

s. 394.
Hat in dcm Falle des K. 393. 1. die gcmißbrauchtePerson einen

bleibenden Nachthcil an ihrer Gesundheit erlitten, so ist auf Zuchthaus nicht unter
zehn Jahren zu erkennen.

Ist der Tod der gcmißbrauchtcn Person verursacht worden, so treten die
Strafen ein, welche für diesen Fall nach Z. 38Z. bei dem Verbrechen der Nothzucht
stattfinden.

Z. 395.
10. Grobe Angriffe auf die Grobe Angriffe aus die weibliche Schaamhaftigkcit find, sofern nicht nach

weibliche Schaamhaf- Vorschriften der ZK. 383 — 387., 391. und 392. eine härtere Strafe statt-
^ " ' findet, mit Gefängniß nicht unter einem Monate oder mit Strafarbeit bis zu zwei

Jahren zu belegen.
Auch kann auf den Verlust der Ehrenrechte(§. 33.) erkannt werden.

Z. 396.
11. Oeffentliche Verletzung Gleiche Strafe (Z. 395.) trifft den, welcher fich öffentlich einer groben

der Schaamhastigkeir. Verletzungder Schaamhaftigkcit schuldig macht.

Z. 397.
Eben diese Strafe (Z. 395.) hat derjenige verwirkt, welcher unzüchtige bild¬

liche Darstellungenoder Schriften öffentlich ausstellt oder im Umhertragcnfeilbietet»
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Polizeiliche Vorschrift.

Auch sind sämmtlichc Exemplare solcher Darstellungen und Schriften, so

wie die Platten oder Formen, mit denen die ersten: angefertigt sind, zu konstszircn

und zu vernichten.

Z. 398.

Wer die Unzucht minderjähriger oder verheiratheter Personen durch seine 12. Kuppelei.

Vcrmittelung, oder durch Gewährung, oder Verschaffung der Gelegenheit dazu

befördert, hat neben dem Verluste der Ehrenrechte (§. 33.) Strafarbeit oder Zucht¬

hausstrafe bis zu drei Jahren verwirkt.

Z. 399.

Wer der Unzucht durch seine Vcrmittelung oder durch Gewährung oder

Verschaffung der Gelegenheit dazu aus Gewinnsucht Vorschub leistet, ist mit Zucht¬

hausstrafe von einem bis zu fünf Jahren zu belegen.

§. 400.

Diese Strafen (W. 398. u. 399.) können bis zur Verdoppelung geschärft

werden, wenn zur Verübung des Verbrechens Gewalt oder hinterlistige Kunstgriffe

angewandt worden sind.

s. 401.

Weibspersonen, welche den polizeilichen Anordnungen zur Verhütung der

gcwcrbmäßigen oder öffentlichen Unzucht zuwiderhandeln, sind von der Polizeibehörde,

ohne Zulassung eines gerichtlichen Verfahrens, mit Gefängnis' bis zu sechs Wochen

zu bestrafen.

Siebzehnter Titel.
Diebstahl und Unterschlagung.

Z. 402.

Einen Diebstahl begeht, wer eine fremde bewegliche Sache ihrem Eigen- i. Diebstahl,

thümer oder Inhaber ohne dessen Einwilligung in der Absicht wegnimmt, dieselbe Begriff,

sich oder einem Andern rechtswidrig zuzueignen.

Der Diebstahl ist vollendet, sobald der Thätcr die Sache an sich

genommen hat.

§. 403.

Entwendungen unter Ehegatten begründen nur einen Civil-Anspruch.

Z. 404.

Diebstahl unter Verwandten und Verschwägerten in auf- und absteigender

Linie, unter Geschwistern, sowie unter Adoptiv-Eltern und Kindern, ungleichen

an Pflege-Eltern, Vormündern und Erziehern wird nur auf den Antrag des Be-

stohlenen bestraft.

Befindet sich jedoch der Bestohlcne unter der häuslichen Zucht einer andern

Person, so ist nur letztere zu dem Antrage berechtigt.

Wenn andere Mitschuldige vorhanden sind, ist auch gegen diese die Unter¬

suchung nur auf Antrag zu eröffnen.

J2
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Z. >405.

Gemeiner Diebstahl. Der Diebstahl ist mit Gefängiiiß nicht unter sechs Wochen oder mit

Strafarbcit bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

Z. 406.

Auf Strafarbeit soll jederzeit erkannt werden, wenn

st. der Diebstahl in einem zum Gottesdienste bestimmten Gebäude begangen wird

und nicht die strengere Strafe des H. 407. ?<o. st. eintritt;

2. der Diebstahl an öffentlichen Denkmälern verübt wird;

3. Baume, die auf öffentlichen Wegen oder Platzen stehen, gestohlen werden;

4. der Diebstahl

an Getreide aus freistehenden, zu dessen Aufbewahrung aufgestellten

Fruchthaufcn,

an Vieh auf der Weide, in Pferchen oder Nachtkoppeln,

an Bienenstöcken auf dem Stande,

an Ackergeräthcn auf dem Felde,

an Tuchen, Linnen, anderen Geweben oder Garnen auf dem Nahmen

oder auf der Bleiche

verübt wird;

6. Wächter Sachen, die ihrer Bewachung anvertraut waren, stehlen, oder

einen Diebstahl an solchen Sachen wissentlich geschehen lassen;

6. Gäste in den Wirthshäusern stehlen;

7. der Diebstahl mittelst Einbruchs oder Einstcigens in Gebäude verübt wird

und nicht die strengere Strafe des A. 407. No. 2. eintritt.

Z. 407.

Schwerer Diebstahl. Der Diebstahl wird mit Zuchthaus von zwei bis zu zehn Jahren bestraft, wenn

4. Gegenstände, welche dem Gottesdienste unmittelbar gewidmet sind, aus

einem zum Gottesdienste bestimmten Gebäude entwendet werden;

2. der Diebstahl durch Einsteigen von Außen, mittelst Einbruchs, oder mittelst

falscher Schlüssel, in einem zum Gottesdienste bestimmten Gebäude oder in

bewohnten Gebäuden verübt wird;

3. der Dieb sich in ein fremdes bewohntes Gebäude einschleicht oder darin

verbirgt, und in demselben den Diebstahl während der Nacht, d. h. in der

Zeit von einer Stunde nach Sonnen-Untergang bis zu einer Stunde vor

Sonnen-Aufgang verübt;

4. der Diebstahl mittelst Abschneidcns, Ablösens oder Erbrechens der Befcsti-

gungs- oder Verwahrungsmittcl, oder durch Anwendung falscher Schlüssel,

а) auf öffentlichen Plätzen, Land- oder Wasserstraßen, imgleichcn auf Post¬

oder Eisenbahnhöfen,

б) an den durch die Post, auf Eisenbahnen, zu Schiffe oder durch Fracht¬

fuhrleute versandten Sachen

verübt wird;
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Z. dcr Dicb Waffen bei sich führt, sofern nicht aus bcsondcrn Umstanden erhellet,
daß derselbe nicht die Absicht gehabt habe, von den Waffen Gebrauch zu machen;

6. dcr Diebstahl von einem Gastwirthe an Sachen seiner Gaste begangenwird;
der Dicb eine Wassers-, Feuers- oder Kriegsnoth, oder sonst einen Noth-
stand zur Vcrübung des Diebstahls benutzt;

8. dcr Dicb sich blödsinnigerPersonen oder Kinder unter zwölf Jahren ohne
Gewalt oder Drohung gegen deren Person bemächtigt und ihnen Geld oder
Sachen, welche sie au oder bei sich tragen, wegnimmt.

Z. 408.
Zu den bewohntenGebäuden werden gerechnet:

Hauser, Gebäude, Schiffe und Hütten, in welchen Menschen wohnen,
sollte sich auch zur Zeit des begangenen Diebstahls Niemand darin auf¬
gehalten haben;

2. der zu einem bewohnten Gebäude gehörige Hofraum, in sofern derselbe
umschlossen ist, so wie die in einem solchen Hofraum befindliche Gebäude
jeder Art.

Ein Hofraum ist umschlossen, wenn man in denselbennur durch den Gebrauch
von Schlüsseln, durch Einbrechenoder Einsteigengelangen kann.

Z. 409.
Als Einsteigenvon Außen ist anzusehen, wenn eingedrungen wird

4. in Gebäude oder umschlossene Hosraume über Dachwerk, Thüreu, Mauern,
oder andere zur Schutzwchr gegen das Eindringen von Menschenbestimmte
Einfriedigungen, oder

2. in Gebäude durch Fenster, Kellerlöcher oder andere dergleichen nicht zum
Eingange bestimmte, unter oder über der Erde befindliche Ocffnungcn.

Z. 410.
Einen Einbruch begeht,

1. wer mittelst irgend eines Werkzeugs oder auf irgend eine gewaltsameWeise
entweder einen vorher nicht vorhanden gewesenenoder einen verschlossenen
Eingang sich eröffnet, oder eine schon vorhandeneOcffnung zum Eindringen
erweitert, oder sonst eine Ocffnung macht, mittelst welcher er den vorhandenen
Eingang zum Eindringen sich öffnen, oder auch, ohne einzudringen, die
Entwendung im Innern vollbringenkann, imgleichcn

2. derjenige, welcher im Jnncru eines Gebäudes in vorstehender Weise Thülen,
Wände, Eingänge oder Durchgänge, Schränke, Kisten oder andere ähnliche
Behältnisseeröffnet.

Z. 411.
Unter falschen Schlüsseln werden verstanden Dietriche, Haken und andere

zum Oeffncu von Schlössern geeignete Werkzeuge,sowie nachgemachte,veränderte
und solche Schlüssel, welche nicht für das damit geöffnete Schloß bestimmt waren.
Den falschen Schlüsseln sind hierin die von dem Diebe vorher entwendeten rechten
Schlüssel gleich zu achten.



( 70 )

Z. ff 12.

Diebstahl in Banden. Diebstahl in Banden (A. 69.) wird mit fünf- bis fünfzehnjährigem Zucht-

Haufe bestraft.

Ist einer der Theilnehmcr als Anführer aufgetreten, so trifft denselben zehn¬

jährige bis lebcnswicrige Zuchthausstrafe.

Z. ffl?.

Leichen-Diebstahl. Diebstähle an Gegenständen verübt, welche einer bereits zu ihrer Ruhestätte

gebrachten Leiche beigegeben waren, sowie die Entwendung einer Leiche oder eines

Thciles derselben, werden mit Strafarbeit bis zu fünf Jahren bestraft.

Ist der Diebstahl von Todtengrabern oder andern auf dem Friedhofe ange¬

stellten Aufsehern begangen, so tritt Zuchthausstrafe bis zu zehn Jahren ein.

§. ff 14.

Der Forst-, Wild- und Fischdiebstahl wird nach bcsondcrn Vorschriften

bestraft.

S- ^5.

Ruckfall. Beim ersten und zweiten Rückfalle ist gegen den Dieb die Bestimmung des

§. 423. mit der Maaßgabc in Anwendung zu bringen, daß in den Fällen der

§Z. 496. 496. und 443. stets auf Zuchrhausstrafe zu erkennen ist.

Beim dritten Rückfalle tritt fünfzehnjährige bis lebenswierigc Zuchthaus¬

strafe ein.

Es macht hierbei keinen Unterschied, ob die früher verübten Verbrechen

Diebstahle oder gleichartige Verbrechen (Z. 424.) sind.

Z. fflli.

Zumessungsgrunde. Strafe ist bei der Zumcssung besonders dann zu steigern, wenn der

Diebstahl

4. bei Nachtzeit (K. 498. 3.), oder

2. von Personen, welche für Lohn oder Kost Dienste leisten, oder zur Er¬

lernung einer Kunst oder eines Gewerbes angenommen worden sind, an der

Dienstherrschast, dem Meister, Hausherrn oder an einer Person, welche sich

mit dem Thäter in derselben häuslichen Gemeinschaft befindet, verübt wird.

Z. 417.

Hehlerei. Wer Sachen, von denen er weiß, daß sie gestohlen sind, verheimlicht,

oder einen Dieb in Beziehung auf den verübten Diebstahl aus eigenem Interesse

begünstigt oder an den Vortheilen eines zu seiner Kenntnis gekommenen Diebstahls

Thcil nimmt, wird nach A. 72. mit der Maaßgabc bestraft, daß nach Bcwandniß

der Umstände auch auf Zuchthausstrafe, niemals aber auf Geldbuße erkannt werden
kann.

Als Hehler ist auch derjenige anzusehen, welcher Sachen, von denen er

weiß, daß sie gestohlen sind, kauft oder zum Pfände nimmt.

Z. ff 18.

Wer aus der Verhchlung gestohlener Sachen oder der Begünstigung von

Dieben ein Gewerbe macht, hat Zuchthausstrafe bis zu fünf Jahren verwirkt.
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Als gcwcrbmäßigcr Hehler wird derjenige angesehen, welcher das Ver¬
brechen mehr als zweimal begangenhat.

Z. 419.
Im Rückfalle (§K. 417. 418.) finden die Bestimmungen des §. 416.

Anwendung.
Z. 420.

In allen Fällen des Diebstahls und der Hehlerei tritt, auch wenn nur auf Bestim-
Gefänglich oder Strafarbeit erkannt wird, der Verlust der Ehrenrechte(K. 33.) ein. ^ Verlust der Ehrenrechte

Z. 421.
Bei den: schweren Diebstahle (A. 407.), bei dem Diebstahle in Banden t>) Polizei-Aufsicht.

(§. 412.), bei der gcwerbmäßigenDiebcshehlerci (K. 418.), so wie in allen
Rückfällen bei Diebstahl und Hehlerei ist jederzeit auf Stellung unter Polizei-
Aufsicht zu erkennen.

In wiefern letztere auch in anderen Fällen des Diebstahls und der Hehlerei
eintreten soll, hat der Richter zu ermessen.

s. 422.
Bei den im ersten Satze des K. 421. bezeichneten Verbrechendes Diebstahls c) Körperliche Züchtigung,

und der Hehlereikann, in sofern zeitige Freiheitsstrafeeintritt, zugleich auf körper¬
liche Züchtigung erkannt werden.

Z. 423.
Wer eine fremde bewegliche Sache, welche er auf Grund eines, deren II- Unterschlagung.

Herausgabe an den Eigenthümcr oder einen Dritten bedingenden, Rechtsgeschäfts
in seinem Besitze oder seiner Gewahrsam hat, in rechtswidrigerAbsicht sich zueignet,
ist der Unterschlagungschuldig.

Als Zueignung wird insonderheitangesehen, wenn der Inhaber die Sache
veräußert, verpfändet oder verbraucht, oder sonst in seinen Nutzen verwendet,
oder den Besitz oder die Gewahrsam derselbenwider besseres Wissen dem Berech¬
tigten abläugnct.

Z. 424.
Einer Unterschlagung wird es gleich geachtet, wenn derjenige, welcher

eine Sache gefunden oder auf andere Art zufällig in seine Gewahrsam bekommen
hat, solches auf Befragen der Obrigkeit abläugnct, oder die Sache durch Ver¬
wendung in seinen Nutzen dem Eigenthümcr zu entziehen sucht.

Z. 425.
Die Unterschlagungwird mit Verlust der Ehrenrechte (H. 33.) und mit

Gcfängniß nicht unter sechs Wochen oder mit Strafarbeit bis zu fünf Jahren
bestraft, und es kann zugleich auf Stellung unter Polizei-Aufsicht erkannt werden.

Z. 426.
Es soll jedoch niemals auf Gcfängniß, und es kann nach Umständen

sogar auf Zuchtbaus bis zu fünf Jahren erkannt werden, wenn
1. das Verbrechendurch Ocffncn von Schloß oder Siegel, oder durch Erbrechen

von Behältnissenverübt wird;
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2. Sachen, die bei einer Wassers-, Feuers- oder Kriegsnoth, oder sonst
während eines Nothftandes anvertraut worden, unterschlagen werden;

3. Personen, welche Kommission?- oder Spcditionshandel treiben, Gastwirthc,
Fuhrleute oder Schiffsleutc, öffentliche Boten, Inhaber öffentlicher Pfand¬
hauser, desgleichen die von ihnen angenommenen Gehülfen, z. B. Handlungs¬
diener, Schreiber, Aufseher, Fuhr- oder Schiffsknechtcu. s. w., Sachen, die
ihnen vermöge solcher Geschäfte oder Gewerbe anvertraut sind, unterschlagen;

4. Vormünder, Kuratoren, Sequester, Testaments - Exckutorcn oder Verwalter
von Stiftungen an den ihnen in dieser Eigenschaft anvertrauten Sachen eine
Unterschlagung begehen;

5. diejenigen, welche zu gewissen Geschäften von einer öffentlichenBehörde
verpflichtet sind, hierbei einer Unterschlagungsich schuldig machen.

s. 427.
Im Rückfalle finden die Vorschriften der M 415. und 421. Anwendung.

Z. 428.
Die Strafe ist bei der Zumcssungbesonders dann zu steigern, wenn die

Unterschlagung von den im 416. Zsto. 2. bezeichneten Personen begangenwird.

Z. 429.
Was über die Unzulässi'gkcit einer Strafe bei Entwendungen unter Ehe¬

gatten (H. 403.) und über die Ausschließungdes Verfahrens von Amtswcgcn bei
den im Z. 404. erwähnten Diebstählen verordnet ist, findet auch bei der Unter¬
schlagung statt.

Z. 430.
Die Unterschlagung der Haus - und Wirthschaftsbeamten, Gcwcrbsgehülscn

und Dienstbotenwird nur auf den Antrag der Herrschaftbestraft.

§. 431.
Die Bestimmungen über die Hehlerei beim Diebstahl (K§. 417 — 422.)

finden auch aus die Hehlerei bei der Unterschlagung Anwendung.

K. 432.
III. PolizeilicheStraf- Die Entwendung oder Unterschlagung von Eßwaarcn, Getränken, Gartcn-

vorschriften: yhxj- FAdfrüchtcn zum eigenen Genuß oder Verbrauch auf der Stelle soll, in
1) Entwendung oder sofern sie nicht von den im K. 426. Isto. 3. erwähnten Personen unter den daselbst

Unter,chlagung vim ang^benen Verhältnissenbegangen wird, nur mit Geldbuße bis zu fünfzig Thalcrn
,w>u..,n. Gefängniß bis zu sechs Wochen bestraft werden.

Z. 433.
Dieselbe Strafe (Z. 432.) soll eintreten, wenn bei geringfügigenGegen¬

ständen aus den Umständenerhellet, daß die Handlung nicht in der Abficht geschehen
ist, sich unredlicher Weise Gewinn zu verschaffen.

2) Unvorsichtiger Ankauf ^ .
gestohlener oder unter- Wer gestohlene oder unterschlagene Sachen erwirbt oder zum Pfände nimmt,
schlagener Sachen. von denen er mit Rücksicht auf die Person dessen, der sie ihm anbot, und aus die
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Umstände, unter welchen dies geschah, vcrmnthen konnte, daß sie gestohlen oder
unterschlagen waren, hat Geldbuße bis zu fünfzig Thalcrn oder Gefängniß bis zu
sechs Wochen verwirkt.

Z. 433.
Wegen der widerrechtlichenZueignung der bei den Ucbungcn der Artillerie

verschossenenEisen-Munition, hat es bei der Verordnung vom 23stcn Juli 1833. sein
Bewenden, und es soll ohne Unterschied des Werths des Unterschlagenen die Strafe
in Geldbuße bis zu fünfzig Thalcrn oder in Gefängniß bis zu sechs Wochen bestehen.

Achtzehnter TiteS.
Raub und Erpressung.

Z. 436.
Einen Naub begeht derjenige, welcher gegen eine Person Gewalt verübt, Raub,

oder Drohungen mit gegenwärtigerGefahr für Leib oder Leben anwendet, um cnt- Begriff,
weder einen Diebstahl auszuführen, oder um sich, bei dem Diebstahl betroffen oder
auf frischer That verfolgt, im Besitze des gestohlenen Guts zu erhalten.

Das Verbrechen ist vollendet, sobald in der erwähnten Absicht Gewalt
oder Drohung angewandt ist.

Z. 437.
Der Naub ist mit fünfjährigem bis lcbcnswicrigem Zuchthaus zu bestrafen. Straft.
Es soll jedoch niemals auf eine geringere als zehnjährigeZuchthausstrafe

erkannt werden, wenn
4. der Naub mittelst Einbruchs oder Einsteigens in Gebäude der im K. 467.

2. bezeichneten Art, oder
2. aus einem öffentlichen Wege oder Platze verübt worden ist;
3. der Räuber Waffen bei sich geführt hat; oder
4. bei dem Raube ein Mensch gemartert oder auf die im K. 323. bezeichnete

Weise verletzt worden ist.

Z. 438.
Naub in Banden zieht lcbcnswicrigc Zuchthausstrafenach sich.
Ist einer der Theilnchmer als Anführer aufgetreten, so trifft denselben die

Todesstrafe.

Z. 439.
Wer schon früher wegen Raubes bestraft worden ist, und von neuem

einen Raub begeht, hat lebcnswierigeZuchthausstrafe verwirkt.
Z. 440.

Gegen Räuber, welche zu einer zeitigen Zuchthausstrafevcrurtheilt werden,
kann zugleich körperliche Züchtigung eintreten.

Dieselben sind jederzeit unter Polizei-Aussicht zu stellen.

§. 441.
Wer sich der Hehlereian geraubten Sachen schuldig macht, soll, wenn er

von dem Raube Kcuntniß hatte, in dem Falle des Z. 417. mit Zuchthaus bis zu

Entwurf. ^

3) WiderrcchtlichcZueig-
nung verschossener
Eisen-Munition.
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fünf Jahren, und in dem Falle des Z. 418. mit Zuchthaus von fünf bis zu zehn
Jahren bestraft werden.

Auch finden gegen ihn die Bestimmungendes §. 440. Anwendung.

Z. 442.
Ii, Erpressung. Wer außer dem Falle des Raubes durch Gewalt oder Drohungen Jemanden

zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nothigt, um sich oder Andern einen
rechtswidrigenVorthcil zu verschaffen,macht sich der Erpressungschuldig.

Das Verbrechenist vollendet, sobald in der erwähnten Absicht Gewalt oder
Drohung angewandt ist.

Z. 443.
Ist die Erpressung durch Gewalt an Personen oder durch Drohungen mit

gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben verübt worden, so treten nach Verschieden¬
heit der Fälle die für den Raub in den W 437 — 441. bestimmten Strafen ein.

Z. 444.
In anderen, als den im Z. 443. bezeichneten Fällen wird die Erpressung

mit Strafarbcit oder Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft, und der Thätcr unter
Polizei - Aufsicht gestellt.

Jedoch ist auf Zuchthaus nicht unter drei Jahren zu erkennen, wenn die
Erpressung durch mündliche oder schriftliche Bedrohung mit zukünftiger Verübung
eines Mordes oder einer Uebcrfchwcmmung (Z. 524.) oder Brandstiftung
(W. 629. 630.) geschehen ist.

Z. 446.
Drohung mit einer Denunziation oder Civilklage, von welcher der Drohende

weiß, daß sie ungegründct ist, zieht Gcfängnißstrafe nach sich.
Hat die angedrohteDenunziation ein Verbrechenzum Gegenstande, so tritt

die Strafe im ersten Absätze des K. 444. ein.

s. 446.
Die Strafe der Erpressung ist bei der Zumcssung besonders zu steigern, wenn

sie durch Mißbrauch oder Vorspiegelungeiner Amtsgewalt verübt worden ist.

Z. 447.
Die §Z. 416. und 421. finden auch auf die ErpressungAnwendung.

Neunzehnter Titel.
Betrug und Untreue.

Z. 448.
1) Betrug. Wer zum Nachthcil der Rechte eines Andern, es mag dabei ein Vorthcil

beabsichtigtseyn oder nicht, Jemanden arglistigerweisc in einen Jrrthum versetzt
und dadurch in Schaden bringt, begeht einen Betrug.
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Z. 449.

Der Betrug wird mit Gesängniß nicht unter vierzehn Tagen oder mit

Strafarbeit bis zu fünf Jahren und zugleich mit Geldbuße von fünfzig bis zu

tausend Thalcrn bestraft.

Außerdem kann auch auf Verlust der Ehrenrechte (§. 33.) und auf Stellung

unter Polizei-Aufsicht erkannt werden.

Z. 450.

Es soll jedoch niemals auf Gcfängniß, und es kann nach Umständen sogar

auf Zuchthaus bis zu fünf Jahren erkannt werden, wenn der Betrug verübt wird:

1. von Vormündern, Kuratoren, Sequestern, Testamcnts-Epckutorcn oder Ver¬

waltern von Stiftungen gegen diejenigen, deren Angelegenheiten ihnen anver¬

traut sind;

2. durch Mißbrauch der Religion, religiöser Handlungen oder solcher Gegen¬

stände, welche sich nur zum Gebrauche beim Gottesdienst eignen;

3. durch Mißbrauch eines achten, oder durch Anwendung eines falschen öffent¬

lichen Siegels, Stempels oder Merkzeichens;

4. durch fälschliche Beilegung einer Amtscigcnschaft oder durch Vorspiegelung

eines amtlichen Auftrags;

5. bei Kollekten durch falsche Angabe ihres Zweckes oder Anlasses;

6. durch Mißbrauch einer für einen Andern bestimmten öffentlichen Urkunde;

7. durch Vernichtung, Beschädigung oder Unterdrückung von Urkunden;

8. durch Gebrauch einer Urkunde, welche über ein Schcingeschaft ausgestellt

worden ist;

9. durch Verbreitung unwahrer Gerüchte, welche auf das Steigen oder Fallen

des Preises der Waarcn oder der zum öffentlichen Umlauf bestimmten Schuld-

papicrc einwirken;

10. von Gewcrbtrcibcudcn, durch Anwendung unrichtiger zum Messen oder Wiegen

bestimmter Werkzeuge;

11. von Gcwcrbtrcibendcn, welche Gold, Silber oder Edelsteine feilhalten oder

verarbeiten, durch Verkauf von unechten oder geringhaltigem Gegenständen

dieser Art für echte oder vollhaltigcrc, oder durch Vertauschung von dergleichen

ihnen anvertrauten echten oder vollhaltigcrn Gegenständen gegen unechte oder

geringhaltigere;

12. durch Verausgabung mit einem öffentlichen Siegel verschlossener und mit

Angabe des Inhalts versehener Geldbeutel, Geldpakcte und Gcldrollen, deren

Inhalt durch künstliche Eröffnung verringert worden ist;

13. durch unrichtige Führung der eigenen Handelsbücher;

14. vom Versicherer gegen den Versicherten oder vom letztern gegen den erstem

in Bezug auf das Versichcrungsgcschäft. Diese Bestimmung tritt in die Stelle

der Strafvorschrift im zweiten Absätze des §. 28. des Gesetzes über das

Mobiliar-Feucr-Vcrsichcrungs-Wcscn, vom 8ten Mai 1837.

In diesen Fällen lchlo 1 — 14.) soll zugleich jederzeit der Verlust der

Ehrenrechte (Z. 33.) eintreten.

K 2
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In dem Falle zu 19. findet außerdem die Konfiskation der unrichtigen
zum Messen oder Wiegen bestimmten Werkzeuge, so wie in dem Falle zu 1k. die
Konfiskation des noch im Besitze des Betrügers befindlichenGegenstandes des
Betrugs statt.

Z. -451.
Was über die Unzuläsfigkcit einer Strafe bei Entwendungen unter Ehegatten

(Z. 494.) und über die Ausschließung des Verfahrens von Amtswegen bei den,
im §. 495. erwähnten Diebstählen verordnet ist, findet in gleicher Art auch beim
Betrüge statt.

Die 415. und 421. finden auch auf den Betrug Anwendung.

Z. 452.
2) Untreue der Vormünder/ Vormünder, Kuratoren, Sequester und Verwalter von Stiftungen, welche

Kuratoren u. f. w. vorsätzlich zum Nachthcilc derjenigen handeln, deren Vermögen ihrer Aufsicht oder
Verwaltung anvertraut ist, sind, in sofern nicht durch die Handlung eine härtere
Strafe verwirkt ist, mit Strafarbeit oder Zuchthaus bis zu fünf Iahren und
zugleich Geldbuße von fünfzig bis zu tausend Thalern, sowie mit dem Verluste der
Ehrenrechte(Z. 33.) zu bestrafen.

Z. 453.
Gegen Bevollmächtigte, Nechtsbcistände, Hans- und Wirthschaftsbcamte,

Gewcrbsgchülfcnund Dienstboten, welche bei den ihnen übertragenen Geschäften
vorsätzlich diejenigen benachtheiligcn, deren Geschäfte sie besorgen, treten die
Strafen der Unterschlagungein. (§§. 425. 427. u. 433.)

§. 454.
Die Untreue der Haus- und Wirthschaftsbcamte», Gewcrbsgchülfcn und

Dienstbotenwird nur auf den Antrag der Herrschaftbestraft.

Z. 455.
Polizeiliche Strafvor- Gcwcrbtrcibende, bei denen ein zum Gebrauche in ihrem Gewerbegeeignetes,

schriftcn: ^in Stempel eines inländischen Eichungs-Amtes nicht versehenes Maaß oder
Gebrauch ungcstcm- Gewicht oder eine unrichtige Waage gefunden wird, sollen, auch wenn sie sich
pclten Maaßco oder nicht in ihrem Gewerbe bedient haben, mit Konfiskationdes ungecichten

Maaßcs oder Gewichts und zugleich mit Geldbuße bis zu fünfzig Thalern bestraft
werden.

In Ansehung der Bestrafung sonstiger -Vergehen wider die Maaß- und
Gewichts-Polizei hat es bei den darüber bestehenden Verordnungensein Bewenden.

Zwanzigster Titel.
Fälschung.

Z. 45k.
I. Münzvcrbrechen. Wer inländisches oder ausländischesMetall- oder Papiergeld nachmacht,

echtes Metall- oder Papiergeld in einer Weise verändert, daß dasselbe de» Schein
eines höheren Werthes erhält, oder verrufenem Metall- oder Papiergelde durch
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Veränderungen an demselbendas Ansehen eines noch geltendengicbt, begeht eine
Münzfälschung.

Das Verbrechen ist mit dem Nachmachen oder Verfälschen des Geldes vollendet.
s. 457.

Der Münzfälscher (§. 466.) soll mit Zuchthaus von fünf bis zwanzig Jah¬
ren bestraft und unter Polizei - Aufsicht gestellt werden.

Z. 458.
Wer den Werth echter, im Umlaufe bcstndlicher Metall-Geldstücke durch

Beschneiden, Abfeilen oder auf andere Art verringert, hat Zuchthausstrafe bis zu
fünf Jahren verwirkt, und ist unter Polizei-Aufsicht zu stellen.

Z. 459.
Bei Zumefsungder Strafe (§Z. 467. und 468.), ist besonders zu berück¬

sichtigen , ob der Thätcr das Geld ausgegebenhat, oder nicht.
Z. 460.

Wer falsches Geld (M 466. und 468.), wissend daß es falsch ist, aus¬
zieht oder aus dem Auslande einführt, hat die in den M 467. u. 468. bestimmte
Strafe verwirkt.

Ist jedoch nach den Uniständen anzunehmen, daß derselbe das falsche Geld
als echt empfangen oder nicht in der Absicht, es weiter zu verbreiten, an sich ge¬
bracht hat, so tritt nur eine Geldbuße von zehn bis zu fünfhundert Thalern ein.

§. 461.
Die Bestimmungender 466. 467. 469. und 469. finden auch Anwen¬

dung, wenn die daselbst bezeichnetenHandlungen in Beziehung auf in - oder auslän¬
dische, unter öffentlicher Autorität, zum Umlauf bestimmte Schuld-Urkunden oder
deren Zinsscbeinc begangenworden sind.

Z. 462.
Wer in betrügerischer Absicht (Z. 448.) eine falsche Urkunde anfertigt oder II. Urkunden-Fälschung,

eine echte Urkunde verfälscht, begeht eine Urkundenfälschung.
Das Verbrechen ist vollendet, sobald von der falschen oder verfälschten

Urkunde Gebrauch gemacht worden, auch wenn noch keine Täuschung dadurch
bewirkt ist.

Unter Urkunde ist jede Schrift zu verstehen, welche zum Beweise einer
Thatsachc dienen kann.

Z. 463.
Einer Urkundenfälschung ist es gleich zu achten, wenn Jemand in betrügeri¬

scher Absicht (Z. 448.) ein nur mit der Unterschrift eines Andern versehenes Papier
mit einem Aufsatze ausfüllt oder ausfüllen läßt.

Z. 464.
Die Urkundenfälschungwird mit Verlust der Ehrenrechte (A. 38.) sowie

mit Strafarbcit oder Zuchthaus bis zu fünf Jahren und zugleich mit Geldbuße von
fünfzig bis zu tausend Thalcrn bestraft. Auch kann außerdem auf Stellung unter
Polizei-Aufsicht erkannt werden.
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Z. 465.

Zuchthaus von zwei bis zu zehn Jahren und Geldbuße von einhundert bis

zu zweitausend Thalern und jederzeit Stellung unter Polizei-Aufsicht trifft den¬

jenigen, welcher

1. Urkunden, welche mit der Unterschrift des Königs oder mit dem Königlichen

Jnsicgcl ausgefertigt sind,

2. inländisches Stcmpclpapicr oder Urkunden, welche von in- oder ausländischen

Staats-, Kommunal- oder Korporationsbehördcn, von in- oder auslän¬

dischen Beamten, oder von solchen Personen, welche nach den Gesetzen des

In - oder Auslandes öffentlichen Glauben haben, aufgenommen, ausgefertigt

oder beglaubigt sind,

3. Bücher, Register, Kataster oder Jnvcntaricn, welche unter amtlichem Glauben

geführt werden,

4. lctztwilligc Verordnungen,

6. Wechsel, kaufmännische Anweisungen und Handclsbillets

verfälscht oder dergleichen falsche Urkunden anfertigt.

Z. 466.

Die in den AK. 464. und 466. bestimmten Strafen treffen auch denjenigen,

welcher zwar die Fälschung einer Urkunde nicht selbst verübt, von derselben jedoch,

obgleich er weiß, daß sie falsch oder verfälscht ist (AK. 462. u. 463.) in betrügeri¬

scher Absicht Gebrauch macht.

Z. 467.

Die AK. 416. und 421. gelten auch für die Urkundenfälschung.

Z. 468.

Wer vorsätzlich die Aufnahme unrichtiger Thatsachen in öffentliche Urkunden

Bücher, Register u. s. w. veranlaßt, wird mit Gefängniß oder mit Strafarbcit bis
zu zwei Jahren bestraft.

Liegt der Handlung eine betrügerische Absicht (A. 448.) zum Grunde, so

tritt die im Z. 466. bestimmte Strafe ein.

§. 409.

Gefängniß oder Strafarbcit bis zu zwei Jahren trifft denjenigen, welcher

1. einen falschen Reisepaß anfertigt, einen echten Reisepaß verfälscht, oder von

einem falschen oder verfälschten Reisepaß wissentlich Gebrauch macht, oder

2. in einem Reisepaß einen falschen Namen annimmt, von einem echten

für einen Andern ausgestellten Reisepaß, als sey er für ihn ausgestellt,

Gebrauch macht, einen für ihn ausgestellten Reisepaß einem Andern zum

Gebrauch überläßt, oder als Zeuge dazu mitwirkt, daß ein Reisepaß unter

einem falschen Namen verabfolgt wird.

Ist die unter 1. bezeichnete Handlung in betrügerischer Absicht (K. 448.) verübt,

so tritt die Strafe der Fälschung (K. 466.) ein. Ist von einem ächten Passe in

betrügerischer Absicht Gebrauch gemacht worden, so kommt die Strafe des K. 46tt.

No. 6. zur Anwendung.
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Z. 470.

Die im A. 469. bestimmten Strafen treten gleichfalls ein, wenn die darin

bezeichneten Handlungen in Beziehung auf Legitimationsschcinc, welche die Stelle

eines Reisepasses vertreten, ferner in Beziehung auf Zwangspasse, Wanderbücher,

Fähigkeits- und Führungs-Zeugnisse, Hcimathscheiue, militairische Urlaubspässc

oder Marschrouten verübt worden sind.

s. 471.

Die unbefugte Anfertigung öffentlicher Siegel, Stempel u. s.w. wird nach l!l. UnbefugteAnftrngung

der Verordnung vom 6tcn Juni 1836. bestraft. Gebrauch'ö1scn!?icher

ff72. Siegel, Stempel w.

Ist von einem der im §. 1. der Verordnung vom 6tcn Juni 4836. bezeich¬

neten Siegel, Stempel u. f. w. ein rechtswidriger Gebrauch gemacht worden, so

soll, wenn nicht durch die Handlung als Münz- oder Urkundenfälschung, oder

als Betrug eine Hartcrc Strafe verwirkt ist, der Thater mit Gcfängniß nicht unter

sechs Wochen oder mit Strafarbeit bis zu fünf Jahren bestrast werden.

Z. 473.

Die im K. 466. bestimmte Strafe trifft auch denjenigen, welcher, in iv. Fälschung von Grenz-

bctrügcrischcr Absicht Grenzmale vernichtet, unkenntlich macht oder verrückt, oder malen.

Sicher- oder Merkpsahle, welche die Höhe des Wasserstandes bezeichne», verändert.

Z. 474.

In Ansehung der Fälschung von Warenbezeichnungen, welche nicht mittelst V. Fälschung von Waarcn-

öffentlichcr Siegel oder Stempel beivirkt sind, hat es bei dem Gesetze vom 4tcn Bezeichnungen.

Juli 1849. sein Bewenden. Sind dergleichen Bezeichnungen mittelst öffentlicher

Siegel oder Stempel bewirkt, so tritt nach Beschaffenheit des Falles die im K. 469.

3. oder die im K. 472. bestimmte Strafe ein.

Z. 475.

Das falsche Geld <M. 466. und 468.), die im §. 461. erwähnten falschen Gemeinsame Bestimmung.

Papiere, die unbefugt angefertigten Siegel und Stempel (K. 471.), sowie die mit

falschen Zeichen oder Stempeln versehenen, dem Falscher oder dessen Mitschuldigen

gehörigen Waaren (K. 474.) sind zu konfisziren.

Außerdem tritt nach Vorschrift des A. 27. die Konfiskation der zur Fälschung

gebrauchten Werkzeuge ein.

Z. 476.

Wer von dein Umlaufe falschen Geldes oder falscher Papiere (K. 461.) Polizeiliche Vorschriften,

glaubhafte Kenntniß erhält, und nicht unverzüglich der Obrigkeit davon Anzeige

macht, hat Geldbuße bis zu zwanzig Thalern verwirkt.
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Ein und zwanzigster Titel.
Verbrechen wider Standes- und Familienrechte.

§. 477.
Anmaaßung von Wer sich unbefugter Weise, jedoch ohne betrügerische Absicht (g. 448.)

Standes-und Ehren- Atel, Würden, Orden, Ehrenrechte oder eine» höheren Stand beilegt, wer

Uniform, Amtskleidung oder Amtszeichen unbefugt tragt, hat Gcfäugnißstrafe bis

zu drei Monaten oder Geldbuße bis zu einhundert Thalcrn verwirkt.

Diese Strafe findet auch auf Inländer Anwendung, welche im Jnlande

ohne Genehmigung des Königs oder der kompetenten inländischen Behörde

sich einer solchen im Auslande erworbenen Auszeichnung bedienen, in sofern sie

zur Zeit der Erwerbung Inländer waren.
§. 478.

Verbrechen gegen Wer vorsätzlich Rechte des Familienstandes verändert oder unterdrückt, wer

Familicnrechte. insbesondere ein Kind unterschiebt oder verwechselt, oder als von einer bestimmten

Mutter gebore» fälschlich ausgiebt, hat Gefängnis oder Strafarbcit bis zu zwei

Jahren verwirkt.

Liegt der Handlung eine betrügerische Absicht (§. 448.) zuni Grunde, so

tritt die im K. 465. bestimmte Strafe ein.
Z. 479.

Wer sich wissentlich fremde Familicnrechte anmaaßt, soll mit Strafarbeit

bis zu fünf Jahren bestraft werden.
Z. 480.

Polizeiliche Vorschrift. Niemand soll bei Geldbuße bis zu fünfzig Thalcrn oder bei Gefängnis-

Unbefugte Zlenderung des strafe bis zu sechs Wochen sich eines ihm nicht zukommenden Familiennamens

Namens oder Wappens. Familicnwappcns bedienen, oder seinen Familiennamen, oder sein Familien¬

wappen ohne landesherrliche Erlaubnis verändern.

Zwei und zwanzigster Titel.
Bankerut.

Z. 481.
Gcwcrbtrcibcnde, welche in den Zustand der Zahlungs-Unfähigkeit verfallen

sind, sollen wegen bctrüglichcn Bankeruts mit Zuchthausstrafe von zwei bis zu

fünfzehn Jahren bestraft und unter Polizei-Aufsicht gestellt werden, wenn sie

4. ihr Vermögen ganz oder theilweise verheimlicht oder den Gläubigern ent¬

zogen, oder

2. ganz oder theilweise erdichtete Schulden aufgestellt, oder

3. aus betrüglicher Absicht Handclsbücher entweder gar nicht oder so unordentlich

geführt haben, daß sie keine Uebersicht des Vermögenszustandes und der

einzelnen Geschäfte gewähren, oder wenn sie ihre Handelsbücher verfälscht,

vorsätzlich unlesbar gemacht, vernichtet, oder auf die Seite gebracht, oder
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4. Gelder, geldwerthe Papiere oder Waaren, die ihnen vermöge Auftrags oder
zur Verwahrung anvertraut sind, angegriffen haben.

Dem bezüglichen Baukcrut ist es gleich zu achten, wenn ein Gcwcrb-
treibendcr, in der Absicht seine Gläubiger zu verkürzen, sich falschlich für zahlungs¬
unfähig ausgegeben hat.

Z. -482.
Gewcrbtrcibeudesind bei eingetretener Zahlungs-Unfahigkeitwegen gemeinen

Bankcruts mit Strasarbcit bis zu fünf Jahren zu belegen, wenn sie,
1. durch Ausschweifungen, Spiel oder übertriebenen Auswand sich außer Zahlungs¬

stand gesetzt haben; oder
2. ohne betrügliche Absicht Handclsbücher entweder gar nicht oder so unordentlich

geführt haben, daß sie keine Uebcrsicht des Vermögens-Zustandes und der
einzelnen Geschäftegewähren; oder

3. unterlassen haben, die Balance ihres Vermögens alljährlich zu ziehen; oder
4. Gelder aufgenommen, Krcditpapicreausgestellt, Waaren bezogen, solche unter

dem Preise verkauft, oder einzelne Glaubiger auf Kosten der Gesammtheit
begünstigt haben, obgleich das Activ-Vcrmögennach der letzten Balance nicht
die Hälfte der Schulden deckte.

Die Bestimmungen zu 2. und 3. bleiben jedoch außer Anwendung bei solchen
Gewerbtreibenden, bei denen die Führung von Büchern nach Beschaffenheitihres
Gewerbes nicht gebrauchlichist.

Z. -483.
Wenn Personen, welche nicht zu den Gewerbtreibendengehören, in der

Absicht, ihre Glaubiger zu verkürzen, sich fälschlich für zahlungsunfähig ausgeben,
oder bei wirklich eingetretener Zahlungs-Unfähigkcitihr Vermögenganz oder theilweise
verheimliche»,oder den Gläubigern entziehen, oder ganz oder theilweiseerdichtete
Schulden aufstellen, so sollen dieselben als Betrüger nach A. 46G bestraft werden.

Setzen sich solche Personen durch Ausschweifungen,Spiel oder übertriebenen
Aufwand außer Zahlungsstand, so haben dieselben Gcsangnißstrafeverwirkt.

Z. 484.
Wer zu den im Z. 484. und 483. erwähnten bezüglichenHandlungen mit¬

wirkt, ist nach den Grundsätzendes fünften Abschnitts im ersten Titel zu bestrafen.

Drei und zwanzigster Titel.
Strafbarer Eigennutz.

Z. 485.
Einen Wucher begeht, wer sich von seinem Schuldner höhere Zinsen, als I. Wucher,

die Gesetze zulassen, oder bei Darlchncn die Zurückzahlungeiner höhern Summe,
als die Schuld wirklich betragt, vorbedingt.

Der Wucher wird mit Gefänglich nicht unter sechs Wochen und zugleich
mit Geldbuße von fünfzig bis zu tausend Thalcru bestraft, wenn

Entwurf. ^
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Ii. Nachdruck.

III. Beeinträchtigung der

Versteigerungen.

IV. Verbotene Spiele.

V. Widerrechtlicher Ge¬

brauch fremder verpfän¬

deter Sachen.

1. derselbe gewcrbmäßigbetrieben, oder
2. das Geschäft so eingekleidetwird, daß dadurch der Wucher versteckt werden soll.

Gewerbmaßigcr Wucher ist vorhanden, wenn Jemand mehr als einmal in dem
Zeiträume eines Jahres sich wuchcrlichc Handlungen zu Schulden kommen läßt.

Z. 486.
Beeinträchtigungendes Eigenthums an Werken der Wissenschaft und Kunst

werden nach bcsondcrn Verordnungenbcurlheilt.
s. 487.

Wer einen Anderen durch Gewalt, Drohung, arglistige Erregung eines
Jrrthums oder durch Zusicherung oder Gewährung eines Vorthcils vom Mitbictcn
bei den von einer öffentlichen Behörde vorgenommenen Versteigerungen, sie mögen
Verkäufe, Verpachtungen, -Vermicthungcn,Lieferungen oder Unternehmungenzum
Gegenstand haben, abhält, ist mit Gefängniß nicht unter vierzehn Tagen und
zugleich mit Geldbuße bis zu tausend Thalcrn zu bestrafen.

§. 488.
Hazardspiclcsind verboten, wenn sie aus Gewinnsuchtgespielt werden.
Ob dies der Fall sey, ist nach Beschaffenheitder spielenden Personen, des

Einsatzes und der übrigen Umstände zu ermessen.
Z. -489.

Unter solchen Verhältnissen (H. 488.) werden auch Wetten, selbst bei
erlaubten Spielen, den verbotenen Hazardspielengleich geachtet.

Z. 490.
Wer an verbotenenSpielen Thcil nimmt, hat Geldbuße bis zu fünfhundert

Thalern verwirkt; wer aber bei solchen Spielen Bank macht, soll mit Gefängniß
und zugleich mit Geldbuße bis zu tausend Thalcrn bestraft werden.

Z. 494.
Gegen diejenigen, welche vom Hazardspiclc ein Gewerbe machen, tritt,

außer dem Verluste der Ehrenrechte (§. 33.), Strafarbeit bis zu zwei Jahren und
zugleich Geldbuße von einhundertbis zu zweitausend Thalern ein.

Gegen Ausländer ist zugleich auf Landesverweisung zu erkennen.
s. 492.

Die auf dem Spieltische und in der Bank befindlichen Gelder sind in allen
Fällen (W. 490. und 494.) zu konfiszircn.

Z. 493.
Inhaber öffentlicher Versammlungsörteraller Art, welche verbotene Spiele

gestatten, oder zur Verheimlichungderselben mitwirken, sind mit Geldbuße bis zu
fünfhundert Thalern zu bestrafen.

Z. 494.
OcffcntlichcPfandlciher, welche die ihnen anvertrauten Pfänder rechts¬

widrig gebrauchen, haben Gefängniß und zugleich Geldbuße bis zu fünfhundert
Thalern verwirkt.
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Z. 495.
Wcr seine eigene Sache aus der Gewahrsam des Nutznießers, Pfand- Vl. Entwendung der eige

glaubigers oder desjenigen, welchem an der Sache das Zurückhaltungsrcchtzusteht, "en Sache,
ohne dessen Einwilligung in rechtswidrigerAbsicht wegnimmt, hat Gcfäiiguißstrafe
oder Strafarbeit bis zu zwei Jahren verwirkt.

Die Bestimmungenim §. 403. und 404. finden hier gleichfalls Anwendung.
§. 496.

Wer seine, von der Obrigkeit gepfändete oder in Beschlag genommeneVll. Entziehung gepfande
Sache vorsatzlich der Beschlagnahmeentzieht, wird mit Gesängniß oder mit Straf- ^ Sachen.
Arbeit bis zu zwei Jahren bestraft.

s. 497.
Reisende oder Schiffslcutc, welche ohne Vorwissen des Schiffers, imgleichenVlll. Gefährdung von

Schiffer, welche ohne Vorwissen des Rheders Gegenständean Bord nehmen, welche Schiffen,
das Schiff gefährden, oder dessen Konfiskationoder Beschlagnahme veranlassen können
(unfrei machen), sind nach Vcrhältniß der entstandenenGefahr oder des entstan¬
denen Schadens mit Gefänglichoder mit Strafarbeit bis zu drei Jahren zu bestrafen.

Z. 498.
Wcr versiegelte Briefe oder andere versiegelteUrkunden, die nicht an ihn IX. Vcrletzungkfrenider

gerichtet sind, eigenmächtigöffnet, um unbcfugterweisezur Kenntniß des Inhalts Geheimnisse,
zu gelangen, oder zu gleichem Zweck offener Briefe oder Urkunden sich unbcfugter¬
weise durch Gewalt oder List bemächtigt, soll, in sofern nicht durch diese Handlung
eine härtere Strafe verwirkt ist, auf den Antrag des Verletzten mit einer Geldbuße
bis zu fünfhundert Thalern oder mit Gefänglich oder mit Strafarbcit bis zu zwei
Jahren bestraft werde».

Z. 499.
Wahrsager, Traumdeuter, Kartcnlcger, Geisterbanncr, Schatzgräber und Polizeiliche Vorschrift.

Goldmacher sind, in sofern sie die Gaukelei gegen Entgelt treiben, mit Gefänglich
bis zu sechs Wochen zu bestrafen.

Vier und zwanzigster Titel.
EigenthumSb es chädigung.

Z. 500.
Wcr vorsätzlich und rechtswidrig Gegenstände der Verehrung einer vom

Staate aufgenommenenoder geduldeten Religionsgescllschaft,Sachen, welche dem
Gottesdienste unmittelbar gewidmet sind, öffentliche Denkmäler, Grabmäler,
Gegenstände, welche zu öffentlichenKunst- oder wissenschaftlichen Sammlungen
gehören, Schriften, welche in Archiven, Registraturen oder Depositoricnöffentlicher
Behörden aufbewahrt werden, öffentliche Belcuchtungs-Anstalten und Feucrlösch-
Gcräthschaften, Wegweiseroder Meilenzeiger, Baume, die auf öffentlichen Wegen
oder Plätzen stehen, oder Gegenstände der im K. 406. 4. bezeichneten Art
beschädigt oder zerstört, hat Gefängnißstrafe nicht unter sechs Wochen oder Straf¬
arbeit bis zu fünf Jahren verwirkt, und kann unter Polizei-Aufsichtgestellt werden.

L2
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Z. 501.
Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher in Gebäude oder in solche Räume

eindringt, welche durch Mauern oder andere zur Schutzwehr gegen das Eindringen
von Menschen bestimmte Einfriedigungenumschlossen sind, und dort vorsätzlich und
rechtswidrigfremdes Eigcnthum beschädigt oder zerstört.

Z. 502.

Vorsätzliche und rechtswidrige Beschädigungoder Zerstörungfremden Eigen¬
thums zieht in allen denjenigen Fällen, in welchen nicht durch besondere Vor¬
schriften ein Anderes bestimmt ist, Gefängnißstrafc nach sich.

Unter besonders milderndenUmständenkann in diesen Fällen auf Geldbuße,
statt Gesängniß, erkannt werden.

§. 503.
Die Strafe (W. 500 — 502.) ist bei der Zumcssung besonders zu steigern

und durch den Verlust der Ehrenrechte zu schärfen, wenn die Beschädigung aus
Bosheit verübt worden ist.

Z. 504.
Die Bestimmungender W. 403. und 404. finden bei Eigcnthumsbeschädi-

gungen gleichfalls Anwendung.

§. 505.

PolizeilicheVorschriften. Wer unbefugterWeise über bestellte Acckcr oder Gärten, oder über Aeckcr,
1) Unbefugtes Betreten Gärten, Wiesen oder Weiden, welche mit einer Einfriedigung versehen sind, oder

von Feldern -c. deren Betreten durch Warnungstafeln untersagt ist, geht, fährt, reitet, oder Vieh
treibt, hat, sofern nicht die Vorschriftenüber die Pfändungen Platz greifen, Geld¬
buße bis zu zwanzig Thalern verwirkt.

Z. 506.
2) Abpflügenvon vffent- Dieselbe Strafe (K. 505.) tritt gegen denjenigen ein, welcher durch Sch¬

lichen Wegen. pflügen, Abgraben oder durch andere unbefugteHandlungen die Breite öffentlicher
Wege verringert.

§. 507.
3) Werfen mit Steinen te. Wer an Orten, wo Menschensich befinden, gefährlicher Weise mit Steinen

oder anderen harten Körpern, imglcichenwer dergleichen Gegenstände in umschlos¬
sene Hofräumc oder Gärten, oder auf Pferde oder andere Zug- oder Lastthiere
wirft, hat Geldbuße bis zu zwanzig Thalcrn verwirkt.

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher auf Personen, gegen Gebäude
oder in umschlossene Hosräume oder Gärten, oder auf Pferde oder andere Zug¬
oder LastthiereUnrath wirft.
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l. Erzwingung hoher»

oder geringem Arbeits¬
lohns :e.

Fünf und zwanzigster Titel.

Gemeingefährliche Verbrechen.

Z. 508.
Fabrik-Unternehmer oder Handwerker, welche, um ihre Gewcrbsgehülfen

oder Arbeiter oder auch die Obrigkeit zu gewissen Handlungen oder Zugeständnissen

zu bewegen, die Einstellung ihrer Gewerbe, oder welche, um eine Verminderung

des Lohns durchzusetzen, eine Entlassung oder Zurückweisung aller derjenigen

Gewcrbsgehülfen oder Arbeiter, welche sich mit dem geringeren Lohne nicht begnügen

wollen, mit einander verabreden, oder zu einer solchen Uebereinkunft auffordern,

imglcichcn Fabrikarbeiter, Handwerksgesellen oder andere Gcwerbsgehülfen ver¬

schiedener Fabrikherren oder Meister, welche, um ihre Fabrikherrcn oder ihre Meister

oder auch die Obrigkeit zu gewissen Handlungen oder Zugeständnissen zu bewegen,

die Einstellung ihrer Arbeit mit einander verabreden, oder zu einer solchen Ueber¬

einkunft auffordern, sind mit Gefänglich zu bestrafen.

Z. 509.
Dieselbe Strafe (Z. 508.) tritt ein, wenn Fabrikarbeiter, Handwerks¬

gesellen oder andere Gewcrbsgehülfen verschiedener Fabrikherren oder Meister Verab¬

redungen treffen, durch welche das Arbeiten in einer Fabrik oder andern Gcwerbs-

Anstalt oder an einem ganzen Orte eingestellt oder verhindert werden soll.

Z. 510.
Die ZK. 508. und 509. finden auch auf Berg- und Hüttenarbeiter

Anwendung.
Z. 511.

Wer die mit öffentlichen Behörden geschlossenen Lieferungsvertragc über il. Unterlassene Lieferung

Bedürfnisse des Heeres zur Zeit eines Krieges, oder über die Zufuhr von Lebens¬

mitteln zur Abwendung oder Beseitigung eines Nothstandes entweder nicht zur

bestimmten Zeit oder nicht in der vorbcdungenen Weise erfüllt, hat, wenn es mit

Vorsatz geschieht, jedoch keine landesverrätherische Absicht dabei vorwaltet, Zucht¬

hausstrafe bis zu zehn Jahren verwirkt. Liegt dem Verbrechen Fahrlässigkeit zum

Grunde, so tritt Gefänglich oder Strafarbeit bis zu zwei Jahren ein.

Dieselben Strafen finden auch gegen die Unterlieferanten, Agenten oder

Bevollmächtigten des Lieferanten Anwendung, welche mit Kenntniß des Zwecks der

Lieferung das Unterbleiben derselben absichtlich oder aus Fahrlässigkeit veranlassen.

Z. 512.
Wer Gegenstände, aus deren Gebrauche, wegen ihrer an sich schädlichen

Beschaffenheit oder wegen ihrer Vermischung mit schädlichen Stoffen, Schaden ent¬

stehen kann, mit Verschweigung ihrer schädlichen Eigenschaft zum Verkaufe oder

Gebrauche feil hält, ungeachtet er von ihrer Schädlichkeit Kenntniß hatte, soll mit

Konfiskation der Vorräthe und mit Strafarbeit oder Zuchthaus bis zu fünf

Jahren bestraft werden.

III. Verkauf schädlicher
Sachen.
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Z. 513.
IV. Verbreitung anstecken- Die Verletzung derjenigen Absperrungs- und Aufsichts - Maaßrcgcln, sowie

der Krankheiten. derjenigen Einfuhrverbote, welche von der Obrigkeit zur Verhütung des Einführens
oder Vcrbrcitcns einer ansteckenden Krankheit angeordnetworden sind, ist mit Gc-
fangniß oder mit Geldbuße bis zu dreihundertThalern zu bestrafen.

Bei Zumessung dieser Strafe ist besonders zu berücksichtigen,ob die Hand¬
lung mit Vorsatz oder aus Fahrlässigkeit begangenworden ist.

§. 514.
Ist die im §. 513. bezeichnete Uebertretungmit Vorsatz geschehen, und in

Folge derselben ein Mensch von der ansteckenden Krankheit ergriffen worden, so
tritt Strafarbeit oder Zuchthausstrafe bis zu zwanzig Jahren ein.

Liegt einer solchen Uebertretung nur Fahrlässigkeit zum Grunde, so ist auf
Gefänglichoder Strafarbcit bis zu fünf Jahren zu erkennen.

Z. 515.
V. Verbreitung von Vieh- Gcfängniß bis zu sechs Monaten oder Geldbuße bis zu zweihundert Thalcrn

siuchcn. findet Statt, wenn die im §. 513. bezeichneten Handlungen in Beziehungauf die
zur Verhütung des Einführens oder Verbrcitcns von Viehseuchengetroffenen An¬
ordnungen begangen wurden.

Ist in Folge hiervon ein Stück Vieh von der Seuche ergriffen worden, so
tritt die Hälfte der im A. 514. bestimmten Strafe ein.

Z. 516.
VI. GemeingefährlicheZer- Wer vorsätzlich Wasserleitungen,Schleusen, Wehre, Deiche, Dämme oder

stvrung oder Bcschädi- andere Wasserbauten, imglcichcn wer Brücken, Fähren, Wege oder Schutzwehrcn
j,i einer Weise zerstört oder beschädigt, daß dadurch für Andere Gefahr entstehen
kann, desgleichen, wer vorsätzlichdie Stvrung des Fahrwassers in schiffbaren
Strömen, Flüssen oder Kanälen bewirkt, soll mit Strafarbeit oder Zuchthaus bis
zu fünf Jahren bestraft und unter Polizei-Aufsicht gestellt werden.

Z. 517.
Hat in Folge einer solchen Handlung (Z. 516.) ein Mensch eine schwere

körperliche Verletzung (M. 322. und 323.) erlitten, so tritt ein- bis zehnjährige,
und wenn ein Mensch das Leben verloren hat, fünf- bis fünfzehnjährigeStrafarbcit
oder Zuchthausstrafe ein. Ist eine Tödtung beabsichtigtworden, so finden die
Strafbcstimmungen über den Mord Anwendung.

§. 518.
Liegt der Handlung (W. 516. und 517.) Fahrlässigkeitzum Grunde, so

tritt Gefängniß oder Strafarbeit bis zu drei Jahren ein.
Z. 519.

Bei Beschädigungenvon Eisenbahn-Anlagen findet die Verordnung vom
3t)sten November 1840. Anwendung.

Z. 520.
> II. Veruriachte Siran- Wer mit Gefahr für das Leben Anderer die Strandung oder das Versinken

dung u. s. w. emes Schiffes vorsätzlich verursacht, hat zehnjährige bis lebenswierigeZuchthaus-



( 87 )

strafe, und wenn ein Mensch dadurch das Leben verloren hat, die Todesstrafe

verwirkt. Wird der Schuldige nur zu zeitiger Zuchthausstrafe vcrurthcilt, so ist

zugleich aus Stellung unter Polizei-Aufsicht zu erkennen.

Liegt der That Fahrlässigkeit zum Grunde, so tritt Strafarbcit bis zu fünf

Jahren ein.
Z. 52k.

Wer ohne Gefahr für das Leben Anderer die Strandung oder das Versinken

eines Schiffs bewirkt, hat, wenn dies zum Zwecke eines Betruges geschieht,

fünf- bis zehnjährige Zuchthausstrafe verwirkt.

Z. 522.
Die vorsätzliche und rechtswidrige Verursachung des Strundens oder des

Versinkens eines Schiffs wird in den Fällen, wo die KK. 520. und 521. keine

Anwendung finden, nach Vorschrift des K. 500. bestraft.

§. 523.
Wer vorsätzlich die zur Sicherung der Schiffahrt bestimmten Feuer- oder

andere Zeichen zerstört, wegschafft oder unbrauchbar macht, oder dergleichen Feuer¬

zeichen auslöscht, ungleichen wer vorsätzlich zur Nachtzeit auf der Strandhöhe Feuer

anzündet oder sonst falsche Zeichen aufstellt, hat Strafarbcit oder Zuchthaus

von einem bis zu zehn Jahren verwirkt, und ist unter Polizei-Aufsicht zu stellen.

Ist in Folge der That ein Schiff gestrandet, so tritt zehnjährige bis lcbcnswierige

Strafarbcit oder Zuchthausstrafe, und hat ein Mensch das Leben verloren, die

Todesstrafe ein.

Liegt der That Fahrlässigkeit zum Grunde, so tritt Strafarbcit bis zu fünf

Jahren ein.
Z. 523.

Wer vorsätzlich eine Uebcrschwcmmung mit gemeiner Gefahr für Leben oder ^UI, Uebcrschwemmung.

Eigenthum verursacht, soll mit Zuchrhaus von fünf bis zwanzig Jahren bestraft

und unter Polizei-Aufsicht gestellt werden.

Die Todesstrafe tritt ein, wenn in Folge der Ueberschwemmung ein Mensch

das Leben verloren hat.
§. 525.

Ist die Ueberschwemmung von dem Thätcr nur in der Absicht verursacht

worden, sein Eigcnthum vor Gefahr zu schützen, so bleibt nicht nur die Todesstrafe

ausgeschlossen, sondern es kann auch der Nichter bei besonders mildernden Umständen

die Freiheitsstrafe bis auf zweijährige Strafarbcit ermäßigen.

Z. 526.
Ist die Ueberschwemmung durch Fahrlässigkeit verursacht, so tritt Straf¬

arbcit bis zu fünf Jahren ein.
s. 527.

Die vorsätzliche Vcrurjachung einer Ueberschwemmung, durch welche keine

gemeine Gefahr für Leben oder Eigcnthum entstehen kann, wird nach Vorschrift

des H. 500. bestraft.
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s. 528.

Die mit überlegtem Vorsatze verübte Androhung einer Uebcschwcmmung

wird, in sofern nicht die Strafbcstimmung des Z. 444. Anwendung findet, mit

Strafarbeit oder Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft; zugleich ist auf Stellung

unter Polizei-Aufsicht zu erkennen.

Z. 529.

IX. Brandstiftung. Wer zum Gottesdienst bestimmte oder bewohnte Gebäude (H. 407. I.)

oder solche unbewohnte Gebäude, welche sich in dem umschlossenen Hofraum

(H. 408.) eines bewohnten Gebäudes befinden oder an letzteres angrenzen, vor¬

sätzlich in Brand setzt, hat zehnjährige bis lcbenswicrige Zuchthausstrafe verwirkt.

Hat in Folge des Brandes ein Mensch das Leben verloren, so ist gegen

den Brandstifter auf die Todesstrafe zu erkennen.

Diese Bestimmungen finden auch dann Anwendung, wenn Gegenstände,

welche sich in der Nähe der gedachten Gebäude befinden, angezündet worden sind,

und aus den Umständen erhellet, daß solches in der Absicht geschehen ist, diese

Gebäude in Brand zu setzen.

H. 550.

Wer vorsätzlich einen Brand verursacht, welcher mit gemeiner Gefahr für

fremdes Eigenthum, jedoch nicht mit Gefahr für die im A. 529. erwähnten

Gebäude verbunden ist, insonderheit wer Waldungen, Torfmoore, Kohlengruben,

noch nicht abgcerndtcte Früchte w. in Brand setzt, hat Zuchthausstrafe von fünf

bis zu zwanzig Jahren verwirkt.

Z. 531.

Wer eine Wohnung oder Sache ohne Gefahr für Menschen oder fremdes

Eigcnthum anzündet, hat, wenn dies zum Zwecke eines Betruges geschieht, Zucht¬

haus bis zu zehn Jahren verwirkt.

Z. 532.

Das Verbrechen der Brandstiftung Zg. 529—531. ist vollendet, sobald sich

das Feuer andern Gegenständen, als dem gebrauchten Zündstoffe, mitgethcilt hat.

A. 533.

Brandstiftungen, welche nicht zu den in den §Z. 529 — 531. bezeichneten

gehören, werden nach Vorschrift des Z. 500. bestraft.

Z. 534.

Wer durch Fahrlässigkeit eine Feucrsbrunst der in den M 529. und 530.

bezeichneten Art veranlaßt, hat Gefänglich nicht unter sechs Wochen oder Stras-

arbeit bis zu fünf Jahren verwirkt.

Z. 535.

Die mit überlegtem Vorsatze verübte Androhung einer Brandstiftung wird,

in sofern nicht die Strafbcstimmung des Z. 444. Anwendung findet, mit Strafarbeit

oder Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft.
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Z. 536.
In allen Fällen, in denen wegen vorsätzlicher Brandstiftung (ZK. 529.

bis 631.) zeitige Freiheitsstrafe stattfindet, sowie in dcni Falle des K. 536. ist auf
Stellung unter Polizei-Aufsicht zu erkennen.

s. 537.
Wer bei Unglücksfällen oder bei einer gemeinen Gefahr oder Noch, oder zur

Ausführung eines obrigkeitlichen Befehls von der Obrigkeit oder deren Stellvertreter
zur Hilfsleistung aufgefordert ist, und dieser Aufforderung, obgleich er derselben ohne
eigene erhebliche Gefahr genügen konnte, keine Folge leistet, hat Geldbuße bis zu
fünfzig Thalern oder Gcfängniß bis zu sechs Wochen verwirkt.

s. 538.
Wer den Vorschriften zur Verhütung des Einführens oder Verbrcitens von

ansteckenden Krankheiten oder Viehseuchen zuwiderhandelt, ist, sofern nicht die
Bestimmungen der KZ. 613—616. Anwendung finden, mit Gcfängniß bis zu sechs
Wochen oder Geldbuße bis zu fünfzig Thalern zu bestrafen.

s. 539.
Wer ohne obrigkeitliche Erlaubniß wilde oder andere von Natur schädliche

Thicrc hält, ist mit Geldbuße bis zu fünfzig Thalern zu belegen.
Eben diese Strafe trifft denjenigen, welcher dergleichen Thiere zwar mit

obrigkeitlicher Erlaubniß hält, jedoch die nöthigcn Vorfichtsmaaßrcgeln zur Ver¬
hütung von Beschädigungen unterläßt.

Z. 510.
Auch zahme Thiere, welche Eigenschaften haben, die dem Publikum Gefahr

bringen können, müssen von dem Eigenthümer oder Besitzer, der dies weiß, bei
Geldbuße bis zu fünfzig Thalcrn dergestalt verwahrt oder unter Aufsicht gehalten
werden, daß Niemand durch sie beschädigt werden kann.

Z. 511.
In allen diesen Fällen (KK. 639. und 610.) kann die Polizeibehörde, sosern

andere Maaßrcgeln zur Sicherung des Publikums nicht ausreichen, die Wcg-
schaffung oder Tödtung solcher Thiere auf Kosten des Eigcnthümers veranlassen.

Z. 512.
Das Hetzen der Hunde auf Menschen zieht Geldbuße bis zu fünfzig Thalern

oder Gcfängniß bis zu sechs Wochen nach sich.
Z. 513.

Wer durch boshaftes Quälen oder rohe Mißhandlung von Thieren zu
Acrgerniß Anlaß gicbt, ist mit Gefängniß bis zu sechs Wochen oder mit Geldbuße
bis zu fünfzig Thalcrn zu bestrafen.

Z. 511.
Bauherren, welche einen Bau oder eine Reparatur, wozu die polizei¬

liche Genehmigung erforderlich ist, entweder ohne dieselbe, oder mit eigenmächtiger
Abweichung von dem durch die Polizeibehörde genehmigten Bauplan ausführen
lassen, verfallen in eine Geldbuße von fünf bis zu fünfzig Thalcrn, und sind ver-

Entnnirf. ^

PolizeilicheVorschriften.
1. Verweigerte Hülfs¬

lcistung bei Unglücks¬
fällen w.

2. UebertrctungderSicher-
heitsmaaßregeln gegen
ansteckende Krankheiten
und Viehseuchen.

3) GesetzwidrigesHalten
schädlicher Thiere.

4) Thicrquälerci.

Kontraventionengegen
Baupolizei.
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pflichtet, auf Verlangen der Polizeibehörde die nicht genehmigtenEinrichtungen
abzuändern.

§. 545.
Diese im K. 644. bestimmte Strafe trifft auch denjenigen, welcher Bauten

und Reparaturen von Gebäuden und sonstigen Bauwerken, als: Brunnen, Brücken,
Schleusen u. s. w. vornimmt, ohne die von der Polizei angeordneten oder sonst
erforderlichen Maaßregcln zur Sicherung des Publikums zu treffen.

Z. 546.
Gleiche Strafe (K. 644.) ist gegen diejenigen zu verhängen, welche auf

oder an öffentlichen Straßen, Wegen oder Plätzen, auf Höfen, in Häusern oder
überhaupt an Orten, wo Menschenhinkommen, Brunnen, Keller, Grube», Ocff-
nungen oder Abhänge dergestalt unbedeckt oder unvcrwahrt lassen, daß daraus
Gefahr für Andere entstehen kann.

§. 647.
Wer in den Städten oder Dörfern ohne polizeiliche Erlaubniß durch Anlagen

irgend einer Art, oder durch Ausstellung von Gegenständenauf öffentlichen Straßen
oder Plätzen den zum Verkehr des Publikums bestimmten Raum verengt, ist mit
Geldbuße bis zu zehn Thalern zu bestrafen.

Z. 548.
6) Ucbertretung der Bauherren, welche ohne obrigkeitliche Genehmigung eine neue Feuerstätte

Vorschriften zur Ver- ^cr vorhandene an einen andern Ort verlegen, sind mit
S«"?»"" x«„. biS j» f.msziz z»

§. 549.
Bei Vermeidung gleicher Strafe (Z. 648.) müssen Gewcrbtreibendc,

welche in Feuer arbeiten, wegen Anlegung und Verwahrung ihrer Werkstätten, so
wie wegen der Art und Zeit, sich des Feuers zu bedienen, die von der Polizei-
Behörde ertheilten Vorschriftenbefolgen.

Z. 550.
In Ansehung der Anlage und des Gebrauchs der Dampfmaschinen sind

die Verordnungen vom Isten Januar 4831. und 27stcn September 4837. zu
befolgen.

Z. 554.
Hauswirthe, sowie diejenigen, welchen die Pflichten eines Hauswirths

obliegen, haben, wenn sie nicht dafür sorgen, daß die Feuerstätten in ihren
Häusern in baulichem und brandsichcrcmStande unterhalten und die Schorn¬
steine zur rechten Zeit gereinigt werden, eine Geldbuße bis zu zehn Thalern
verwirkt.

Z. 552.
Wer Waarcn, Materialien und andere Vorräthe, welche leicht sich von

selbst entzünden oder Feuer fangen, an Orten und in Behältnissenaufbewahrt, wo
ihre Entzündung gefährlich werden kann, sowie derjenige, welcher Stoffe, die nicht
ohne Gefahr einer Entzündung bei einander liegen können, nicht abgesondert auf¬
bewahrt, hat Geldbuße bis zu zwanzig Thalern verwirkt.
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§. 553.
Bei Geldbuße bis zu zehn Thalern soll Niemand Scheunen, Ställe, Böden

und andere Behältnisse, welche zur Aufbewahrung feuerfangcnder Sachen dienen,
mit unverwahrtem Feuer oder Lichte betreten.

Z. 553.
Das Tabackrauchen an diesen Orten (K. 553.), sowie in Wäldern bei

trockener Jahreszeit, ist bei zwei Thalcrn Geldbuße und Konfiskation der Tabacks-
pfcife untersagt.

Z. 555.
Mit Geldbuße bis zu zwanzig Thalcrn werden diejenigen bestraft:

1. welche bei trockener Jahreszeit oder an gefährlichen Stellen in Wäldern oder
Haiden, oder

2. zwar a» andern Orten, jedoch in gefährlicherNähe von fcucrfangcnden
Sachen oder von Gebäuden, Feuer anmachen,

3. welche Gefäße mit brennenden Kohlen, oder andere Feuer enthaltendeBehält¬
nisse unbeaufsichtigtan Orten stehen lassen, wo ein Brand dadurch verursacht
werden kann,

4. diejenigen, welche in der Nähe von Gebäuden, oder andern feucrfangenden
Sachen mit Feucrgewchrschießen oder Feuerwerk abbrennen.

§. 556.
Wer es unterläßt, bei einem in seiner Wohnung ausgekrochenenBrande

die öffentliche Hülse anzurufen, kann mit Geldbuße bis zu fünfzig Thalcrn bestraf!
werden.

Es soll jedoch nicht unter Geldbuße von zehn Thalern erkannt werden,
wenn eine absichtliche Verheimlichungdes Feuers statt gefundenhat.

Z. 557.
Wer wissentlich falschen Feucrlärm erregt, hat Geldbuße bis zu fünfzig

Thalern oder Gefangnißstrafe bis zu sechs Wochen verwirkt.
§. 558.

Wer die polizeilichvorgeschriebenenFeuerlvschgeräthschaftenentweder gar
nicht, oder nicht in brauchbaremZustandehält, ist mit Geldbuße bis zu zwanzig
Thalern zu bestrafen.

Sechs und zwanzigster Titel.
Verbrechen der G e w e r b t r e i b e n d e n.

§. 559.
Wer unbefugter Weise den selbstständigen Betrieb einer Kunst oder eines Allgemeine Bestimmungen.

Gewerbes unternimmt oder fortsetzt, zu welchem er einer obrigkeitlichen Erlaubniß
(Konzession, Approbation:c.) bedarf, hat Geldbuße bis zu zweihundertThalern
oder Gefängnis) bis zu drei Monaten verwirkt.

M2
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Enhält die Handlung zugleich ein Steuervergehen, so soll nicht außerdem

noch auf eine Stcucrstrase erkannt werden, es ist aber daraus bei Zumcssung der

Strafe Rücksicht zu nehmen.

§. 560.

Der Verlust der Bcfuguiß zum Gcwcrbbctriebc, als Strafe eines Verbrechens,

kann nur vom Nichter ausgesprochen werden.

In wiefern eine obrigkeitliche Erlaubniß zur Betreibung einer Kunst oder

eines Gewerbes, wegen Mangels der bei Ertheilung derselben vorausgesetzten Bedin¬

gungen, durch Beschluß der Verwaltungsbehörde entzogen werden kann, ist nach den

darüber bestehenden Verordnungen zu beurthcilen.

Z. 561.

Gewcrbtreibcnde, welche wegen eines vermittelst Mißbrauchs ihrer Kuust

oder ihres Gewerbes begangenen Verbrechens zu Zuchthausstrafe vcrurtheilt werden,

können zugleich der Bcfuguiß zur sclbstständigcn Betreibung ihrer Kunst oder ihres

Gewerbes für immer oder auf Zeit verlustig erklärt werden.

Es muß auf diesen Verlust für immer erkannt werden, wenn der Gcwcrb-

trcibcndc schon früher wegen eines solchen Verbrechens zu Zuchthaus oder Straf¬

arbeit vcrurtheilt worden ist.

Z. 562.

Gewcrbtreibcnde, welche zum Betriebe ihrer Kunst oder ihres Gewerbes

einer obrigkeitlichen, durch Unbescholtcnhcit und Zuverlässigkeit bedingten Erlaubniß

bedürfen, sie mögen zu dessen Ausübung besonders verpflichtet werden oder nicht,

sind der Befugniß zum selbstständigen Betriebe ihrer Kunst oder ihres Gewerbes

für immer verlustig zu erklären:

1. bei jeder Verurtheilung zu Zuchthaus,

2. bei Verurtheilung zu einer Strafe gelinderer Art, wenn solche wegen Dieb¬

stahls, Unterschlagung, Erpressung, Betrugs, Untreue, Fälschung oder Eides-

bruchcs erfolgt, und

3. bei Verurtheilung zu Strafarbcit, wenn der Verurthciltc ein Verbrechen, durch

welches er seine Bcrufspflichtcn verletzte, begangen hat, und früher schon

wegen eines solchen Verbrechens zu einer Freiheitsstrafe vcrurtheilt worden ist.

Z. 563.

Gewerbtrcibende, bei denen die obrigkeitliche Erlaubniß zur Betreibung ihrer

Kunst oder ihres Gewerbes durch eine besondere, von der Obrigkeit geprüfte Kunst¬

fertigkeit bedingt ist, sind der Befugniß zum sclbstständigen Betriebe ihrer Kunst

oder ihres Gewerbes für immer verlustig zu erklären, wenn sie wegen eines ihre

Bcrufspflichtcn verletzenden Verbrechens zu Zuchthaus oder Strafarbcit vcrurtheilt

werden, nachdem gegen sie wegen eines solchen Verbrechens schon früher auf Frei¬
heitsstrafe erkannt worden.

Zieht das Verbrechen Gcfängnißstrafe nach sich, so ist auf den Verlust der

Befugniß zum selbstständigcn Betriebe der Kunst oder des Gewerbes nur dann zu

erkennen, wenn der Gewcrbtreibcnde wegen solcher Verbrechen früher bereits zwei¬

mal zu Freiheitsstrafe vcrurtheilt worden ist.
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Z. 564.
Sind Gewerbtreibcndc, bei denen die Erlaubnis; zum Gewcrbbetricbc durch

eine 'von der Obrigkeit geprüfte Kunstfertigkeit bedingt ist, zum Betriebe ihrer Ge¬

schäfte von der Obrigkeit noch besonders verpflichtet, so ist gegen dieselben außer

den im K. 663. erwähnten Fällen auf den Verlust der Bcfuguiß zum selbstständigcn

Betriebe der Kunst oder des Gewerbes auch dann zu erkennen, wenn eine Ver-

urtheilung der im §. 662. I4o. 1. und 2. bezeichneten Art erfolgt.

Z. 565.
Wer der Bcfuguiß zum selbstständigen Betriebe einer Kunst oder eines

Gewerbes für immer oder auf Zeit durch rechtskräftiges Erkenntuiß oder in den

zulässigen Fällen (K. 660.) durch Beschluß der Verwaltungsbehörde für verlustig

erklart worden ist, und diesem Erkenntnisse oder Beschlüsse zuwider handelt, soll

mit Geldbuße von zehn bis zu zweihundert Thalern oder mit Gefängnis; bis

zu drei Monaten bestraft werden.
Z. 566.

In wiefern Vergehen der Gewcrbtrcibendcn gegen ihre Bcrusspflichten außer

den in diesem Gcsetzbuche erwähnten Fällen einer Strafe unterliegen, ist nach den

darüber bestehenden Verordnungen zu bcurtheilen.

Enthalten letztere wegen eines Vergehens eines Gcwcrbtreibeudcn, welcher

seine Kunst oder sein Gewerbe auf Grund einer obrigkeitlichen Erlaubnis; ausübt,

keine besondere Strafvorschrift, so tritt Geldbuße bis zu fünfzig Thalern ein.
Z. 567.

Gewcrbtreibende, welche zur Betreibung ihres Gewerbes von der Obrigkeit Besondere Bestimmungen:

besonders verpflichtet sind, sollen, wenn sie bei den ihnen übertragenen Geschäften t) Untreue im Beruf,

vorsätzlich diejenigen bcnachthciligen, deren Geschäfte sie besorgen, mit Strasarbeit

oder Zuchthaus bis zu fünf Jahren und zugleich mit Geldbuße von fünfzig bis zu

tausend Thalern bestraft werden.

Zugleich sind dieselben der Ehrenrechte (Z. 33.) und für immer der Bcfug¬

uiß zur Betreibung ihres Gewerbes für verlustig zu erklären.
§. 568.

Wenn Gewerbtrcibcnde, welchen bei Betreibung ihrer Kunst oder ihres 2) wegen Überschreitung

Gewerbes von der Obrigkeit Ta.ren vorgeschrieben sind, sich einer Ueberschreitung der gewerblichen Taxen,

dieser Taxen schuldig machen, so haben dieselben eine Geldbuße bis zu fünfzig

Thalern verwirkt.

Machen sie sich dieses Vergehens von neuem schuldig, so können sie der

Befugniß zur selbstständigen Betreibung der Kunst oder des Gewerbes für immer

oder auf Zeit (K. 32.) verlustig erklärt werden, und zwar beim ersten Rückfall,

wenn sie zu den im g. 662. erwähnten Gewerbtrcibendcn, und beim zweiten

Rückfalle, wenn sie zu einer andern Klasse von Gewerbtrcibendcn gehören.

Z. 569.
Wer ohne die vorschriftsmäßige Approbation gegen Entgelt oder einem z) j» Betreff unbefugten

besonderen obrigkeitlichen Verbote zuwider die Heilung einer äußeren oder inneren Kurirens :c.,
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Krankheit eines Anderen oder eine gcburtshülfiicheHandlung unternimmt, hat
Geldbuße bis zu zweihundert Thalcrn oder Gefängnißstrafe bis zu drei Monaten
verwirkt.

Diese Bestimmung findet jedoch keine Anwendung, wenn in einem Falle,
in welchem zu dem dringend nöthigcn Beistande eine approbirte Mcdizinalpcrson
nicht herbeigeschafft werden konnte, der Beistand von einer dazu nicht approbirten
Person geleistet worden ist. War letztere eine Medizinalperson, welche zu dieser
Art des Beistandes nicht die Approbation besaß, so muß sie den Vorfall dem Kreis-
Physikus unverzüglich anzeigen. Unterlaßt sie diese Anzeige, so soll sie mit der
Entschuldigung, daß sie den Beistand wegen einer dringenden Roth geleistet habe,
demnächst nicht weiter gehört werden.

Z. 579.
4) in Betreff der Medizi- Medizinalpersoncn, welche in Fallen einer dringenden Gefahr ihre Hülfe

nalpcrsoncn, verweigern, können, wenn sie wegen eines solchen Vergehens schon früher diszipli¬
narisch bestraft worden sind, oder wenn in Folge der verweigerten Hülfe ein erheb¬
licher Nachthcil für den Kranken entstanden ist, der Befugnis; zur ferneren Pra.ris
für immer oder auf Zeit (K. 33.) verlustig erklärt werden.

Z. 571.
Hebammen sind verpflichtet, einen approbirten Geburtshelfer herbeirufen

zu lassen, wenn bei einer Entbindung Umständesich ereignen, welche eine Gefahr
für das Leben der Mutter oder des Kindes besorgen lassen, oder wen» in der
Geburt die Mutter oder das Kind das Leben einbüßen. Die Vernachlässigungdieser
Pflicht zieht eine Geldbuße bis zu einhundertThalcrn oder Gefängnis; bis zu drei
Monaten nach sich.

Z. 572.
Mcdizinalpersonen und deren Gchülfen, welche die bei ihrer Pra,ns ihnen

bekannt gewordenen Familiengcheimnisse oder Gebrechen unbefugter Weise offenbaren,
sollen auf den Antrag des Bcthciligten mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern
oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten bestraft, beim Rückfalle aber außerdemdes
Rechts zur ferneren Prapjs für immer oder auf Zeit (K. 32.) verlustig erklärt werden.

H. 575.

5) in Betreff der Bau- Wenn Baumeister oder Bauhandwerker sich der in M. 541. 545. und 548.

meistcr rc. bezeichneten Vergehen schuldig machen, so kann die daselbst bestimmte Strafe
bis zur Verdoppelung geschärft, und im Rückfalle zugleich auf Verlust der Befugniß
zur selbstständigen Betreibung ihrer Kunst oder ihres Gewerbes für immer oder auf
Zeit (Z. 32.) erkannt werden.

Z. 574.
Baumeister, welche bei Ausführung eines Baues die Regeln ihrer Kunst

dergestaltaußer Acht lassen, daß hieraus für Andere Gefahr entsteht, haben Geld¬
buße von fünfzig bis zu zweihundert Thalern, oder Gefängniß von sechs Wochen
bis zu drei Monaten, und im Rückfalle zugleich die Befugniß zur sclbstständigen
Betreibung ihrer Kunst oder ihres Gewerbes für immer oder auf Zeit verwirkt.
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Z. 575.
Gcwcrbtrcibcnde, welche gestohlene oder unterschlageneSachen kaufen oder 6) UnvorsichtigerAnkauf

zum Pfände nehmen, nachdem sie durch eine amtliche Bekanntmachungoder durch gestohlener Sachen ,c.
glaubwürdigePrivatanzeigc von dem Verbrechenund den Kennzeichen jener Sachen
besonders benachrichtigt worden sind, sollen mit Geldbuße bis zu einhundert Thalcrn
-bestraft werden, sofern nicht die strengere Strafe des §. 417. eintritt.

Z. 576.
Wer außer dem Falle des §. 569. und 665. unbefugter Weise den selbst- Polizeiliche Strafvor-

ständigcn Betrieb einer Kunst oder eines Gewerbes unternimmt oder fortsetzt, hat, schuften,
sofern nicht dadurch eine Steucrdcfraudationsstrafe verwirkt oder in einzelnen Fallen
eine andere Strafe bestimmtist, Geldbuße bis zu fünfzig Thalcrn zu gewärtigen.

s. 577.
Wenn Sachen, von denen mit Rücksichtauf die Person des Besitzers zu

vermachen ist, daß sie gestohlen oder unterschlagensind, einem Psandlcihcr oder
einem Gcwerbtreibcnden, welcher Sachen dieser Art feil halt, zum Ankaufe oder
als Pfand angeboten werden, so ist derselbe bei Geldbuße bis zu fünfzig Thalcrn
oder Gefänglich bis zu sechs Wochen schuldig, die Sache anzuhalten und au das
Gericht oder die Polizei-Obrigkeit des Orts zur weitcrn Untersuchung abzuliefern.

Z. 578.
Schlosser sind mit Geldbuße bis zu fünfzig Thalern oder mit Gefänglich

bis zu sechs Wochen zu bestrafen, wenn sie
1. ohne Genehmigung des Inhabers einer Wohnung Schlüssel zu Zimmern

oder Behältnissenanfertigen, oder Schlösseran denselben öffnen;
2. ohne Genehmigung des Hausbesitzersoder seines Stellvertreters einen Haus¬

schlüssel anfertigen, oder demselbennach Anfertigung dieses Schlüssels das
Modell oder die Patrone desselben nicht ausliefern;

3. Nachschlüssel oder Dietriche ohne Erlaubniß der Polizeibehörde verabfolgen.

Sieben nnö zwanzigster TiteS.
Anmaßung, Erschleichung oder gesetzwidrige Übertragung

eines Amts.
Z. 579.

Wer sich die Ausübung eines öffentlichenAmts anmaßt, hat Geldbuße i) Amtsanmaßung,
bis zu fünfhundert Thalcrn oder Gcfängnißstrafe verwirkt.

Ist dadurch der Staat oder ein Anderer beschädigtworden, so kann auf
Strafarbcit bis zu zwei Jahren erkannt werden.

Z. 580.
Gleiche Strafe (K. 579.) hat derjenige verwirkt, welcher, ohne zur Ver¬

richtung geistlicher Amtshandlungen befugt zu fcyn, solche Handlungen vornimmt.
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Z. 584.

2) Amtserschleichung. Wer sich durch Bestechung, Betrug oder Fälschung in ein öffentliches Amt

einschleicht, hat, außer der durch die Handlung an sich verwirkten Strafe, die

Kassation zu gewärtigen. Z. 582.
3) Mißbrauch dcS Rechts Wenn derjenige, welchem die Ernennung zu einem öffentlichen Amte nicht

zur Ernennung oder vermöge einer amtlichen Bcfugniß, sondern aus eigenem Rechte zusteht, bei dessen

Wlsslvon^ Beamten Ausübung den darüber bestehenden gesetzlichen Vorschriften vorsätzlich entgegenhält-

wraun-a.. m. ^ ^ Fzilen ein Anderes angeordnet ist, dieses

Rechts für seine Person nach näherer Bestimmung des K. 234. verlustig zu erklären.
Z. 583.

Steht ein solches Recht einer Gemeinde, einem Kollegium oder einer Kor¬

poration zu, so verlieren diejenigen Mitglieder, welche an dem Vergehen Theil

genommen haben, auf Lebenszeit ihr Stimmrecht bei allen Wahlen zu Acmtcrn,

deren Besetzung der Gemeinde, dem Kollegium oder der Korporation zusteht. Haben

sich von der Theilnahme an dem Verbrechen nicht wenigstens drei Mitglieder frei

gehalten, so ruht das Wahlrecht der Gemeinde u. s. w. so lange, bis drei Mitglieder

wieder vorhanden sind, welche an dem Vergehen keinen Theil genommen haben.
Z. 584.

Die Ernennung (§. 582.) ist jederzeit, die Wahl A 583.) aber nur dann

ungültig, wenn die Mehrheit durch Mitglieder entstanden ist, welche sich des Ver¬

brechens schuldig gemacht haben.

Das Recht zur Wiedcrbcsctzung des Amts geht, wenn die Ernennung oder

Wahl ungültig ist, auf die vorgesetzte Behörde über; eine Ausnahme findet jedoch

Statt, wenn nach der Bestimmung am Schlüsse des Z. 583. das Wahlrecht der

Gemeinde u. s. w. nicht außer Wirksamkeit tritt.

Z. 585.
Die Bestimmungen der §§. 582 — 584. finden auch Anwendung auf die

Wahlen ständischer und Gemeinde-Repräsentanten und Abgeordneten, sowie der

Repräsentanten und Abgeordneten anderer Korporationen oder Kollegien.

Acht tmd zwanzigster Titel.
Verbrechen der Beamten.

Z. 586.
Die Vorschriften dieses Titels finden Anwendung auf alle öffentliche Beamte,

sie mögen im unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienste stehen, bleibend oder nur

vorlaufig angestellt seyn, den Amtscid schon geleistet haben oder nicht.
Z. 587.

I. AmtSverbrcchcn: Wer sich in seinen Amtsverhältnissen gegen seinen Vorgesetzten ungehorsam

1) Insubordination. bezeigt und sich dabei einer Thatlichkeit gegen denselben schuldig macht, hat, außer

der Strafe dieses letzteren Vergehens, die Amtsentsetzung verwirkt.
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Z. 588.
Wer, umlsichj oder Anderen Vortheil zu verschaffen oder um Andern zu 2) Verletzung der Amts

schaden, die Amtsverschwiegenheitverletzt, hat Kassation und Strafarbeit oder Verschwiegenheit.
Zuchthaus bis zu drei Jahren verwirkt.

Z. 589.
Beamte, welche für die Ausübung ihres Amts Gejchcnkc annehmen, fordern Z) Bestechung,

oder sich versprechenlassen, haben Geldbuße bis zu fünfhundert Thalcrn oder
Gcfangnißstrafe, und nach Umstanden zugleich Amtscntsctzung verwirkt.

Z. 590.
Läßt aber ein Beamter gegen Gewährung oder Zusicherung von Geschenken

oder anderen Vortheilcn zu einer pflichtwidrigenHandlung oder Unterlassung in
seinem Amte sich bereit sinden, so trifft denselben Kassation und Strafarbeit oder
Zuchthaus bis zu fünf Jahren. Die Strafe ist bei der Zumessung besonderszu
steigern, wenn die Handlung oder Unterlassung wirklich begangenist.

§. 591.
Derjenige, welcher einen Beamten durch Anbieten oder Gewahren von

Vortheilcn zu einer Handlung oder Unterlassungzu bestimmen sucht, hat im Falle
des A. 680. Geldbuße bis zu fünfhundert Thalern oder Gefangniß, im Falle
des §. 600. aber Gefangniß nicht unter acht Tagen, oder Strafarbeit oder Zucht¬
haus bis zu fünf Jahren, und zugleich Geldbuße von zehn bis zu tausend Thalern
verwirkt.

Die gegebenen Geschenke (M. 689. und 600.) sind dem Fiskus verfallen.

Z. 592.
Wenn ein Beamter bei Ausübung oder aus Veranlassung seines Amtes 4) Im Amte verübte In

einer Ehrcnkränkungsich schuldig macht, so ist die nach den Vorschriftendes cilftcn iurien.
Titels verwirkte Strafe bei der Zumessungzu erhöhen. In schweren Fallen kann
zugleich auf Degradation oder Amtsentsetznngerkannt werden.

Nach Beendigung der vorlaufigen Ermittelungen und vor förmlicher Eröff¬
nung der Untersuchungist die Dienstbehördemit ihrer Erklärung darüber zu hören,
ob der Beamte sich in Bezug aus die ihm angeschuldigte Handlung einer Ucbcr-
schreitung der Amtsbefngnisseschuldig gemacht hat.

Ist die Ehrcnkränkung zwischen vorgesetztenund untergebenen Beamten
vorgefallen und nicht mit Tätlichkeiten verbunden gewesen, so wird solche im
Disciplinarwegc gerügt, jedoch bleibt es der vorgesetzten Behördevorbehalten, die
Sache den Gerichten zur Bestrafung zu überweisen.

s. 593.
Beamte, welche bei der Leitung oder Entscheidung von Rechtssachen H Beugung des Rechts

vorsatzlich einer Ungerechtigkeitsich schuldig macheu, sollen mit Kassation und
Strafarbeit oder Zuchthaus von einem bis zu fünf Jahren belegt werden.

Entwurf. ^
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Gleiche Freiheitsstrafehaben Schiedsrichter verwirkt, welche bei der ihnen
übertragenen Entscheidung von Ncchtsstreitigkcitenvorsatzlich einer Ungerechtigkeit
sich schuldig machen.

Z. 594.
6) Mißbrauch der Amts- Richter, welche Jemanden mit rechtswidrigemVorsätze verhaften, oder den

gewalt in Strasiachcn.Arrest eines Angeschuldigten mit rechtswidrigem Vorsatz über die Gebühr verlängern,
haben außer der Kassationdie im zweiten Absätze des K. 364. bestimmten Strafen
verwirkt.

Z. 595.
Ein Richter, welcher einen Unschuldigen zur Untersuchungzieht, obwohl

ihm dessen Unschuld bekannt ist, hat außer der Strafe der falschen Anschuldigung
(§. 259.) die Kassation verwirkt.

Z. 595.
Ein Richter, welcher gegen einen Angeschuldigten, um von diesem ein

Geständniß zu erpressen, Zwangsmittel anwendet, ist mit Gefänguiß oder Straf¬
arbeit bis zu fünf Jahren zu bestrafen, und nach Umstanden zugleich des Amts zu
entsetzen.

Unter besonders milderndenUmstanden kann statt dieser Strafe auf Geld¬
buße erkannt werden.

Z. 597.
Ein Richter, welcher einen Unschuldigen, obwohl dessen Unschuld ihm

bekannt ist, zu einer Strafe, oder mit rechtswidrigemVorsätze einen Schuldigen
zu einer härteren Strafe, als derselbe gesetzlich verwirkt hat, verurtheilt oder gegen
einen Verurtheilten mit rechtswidrigemVorsatz eine härtere als die erkannteStrafe
vollstrecken läßt, hat, außer der Kassation, Zuchthausstrafevon zwei bis zu zwanzig
Jahren zu gewärtigen.

Z. 598.
Der Richter, welcher mit rechtswidrigemVorsatz gegen einen Angeschul¬

digten ohne dessen vorgängige, rechtskräftige Vcrurthcilung eine Strafe zur Voll¬
streckungbringt, soll des Amtes entsetzt und außerdem, wenn die Strafe nach
den Gesetzen gar nicht oder nur iu einem geringerenMaaße begründet war, mit
Strasarbcit bis zu fünf Jahren bestraft werden.

Z. 599.
Wenn ein Richter aus rechtswidrigemVorsatz

4. ein amtlich zu seiner Keuutniß gekommenesVerbrechen verschweigtoder zu
untersuchenunterläßt,

2. dem Verbrecher, um ihn der verdientenStrafe zu entziehen, auf irgend eine
Weise Vorschub leistet,

3. einen Angeschuldigten, dessen Schuld ihm bekannt ist, freispricht oder mit
einer gelinderen Strafe, als der gesetzlich verwirkten, belegt,
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4. die Vollstreckung der erkannten Strafe unterläßt, oder

5. eine gelindere statt der erkannten hartem Strafe vollstreckt,

so treten die Strafbcstimmungcn des K. 596. ein.

Z. 600.

Die vorstehend W. 594 — 599. den Richtern angedrohten Strafen finden

auch gegen andere öffentliche Beamte Anwendung, welche vermöge ihres Amtes

bei Ausübung der Strafgcwalt mitzuwirken haben, und sich hierbei der in jenen

Vorschriften bezeichneten Verbrechen schuldig machen.

Die Ucbcrtretung der im K. 599. 5tc>. 1. enthaltenen Bestimmung bleibt

jedoch, wenn sie in Beziehung auf Polizcivcrgchcn verübt worden ist, der Discipli-

nar - Ahndung vorbehalten.

Z. 601.

Ein Beamter, welcher in betrügerischer Abficht (K. 448.) Urkunden, deren

Aufnahme oder Ausstellung ihm vermöge seines Amtes obliegt, unrichtig aufnimmt

oder ausstellt, oder echte Urkunden, welche ihm vermöge seines Amtes anvertraut

sind, verfälscht, hat außer der Kassation die im Z. 465. bestimmte Strafe verwirkt.

Das Verbrechen ist vollendet, sobald die falsche Urkunde angefertigt oder

die ächte Urkunde verfälscht worden, wenngleich von derselben noch kein Gebrauch

gemacht ist; dieser letztere Umstand ist jedoch bei Zumcssung der Strafe zu

berücksichtigen.

Z. 602.

Die Vernichtung, Beschädigung oder Unterdrückung amtlich anvcrtrauter

Urkunden in betrügerischer Absicht (§. 450. ldio. 7.) wird gleich der Fälschung

(K. 601.) bestraft.

Z. 603.

Beamte, welche Gebühren oder andere für amtliche Verrichtungen zu

zahlende Vergütungen für eigene Rechnung zu beziehen haben, und hierbei den

Pflichtigen vorsätzlich mehr abfordern, als diese zu entrichten schuldig find, sollen,

wenn sie wegen eines solchen Vergehens schon früher disziplinarisch bestraft worden

sind, mit Geldbuße von fünfzig bis zu fünfhundert Thalcrn bestraft werden; auch

kann zugleich Amtscntsetzung oder Kassation eintreten.

Z. 604.

Die Amtsentsetzung oder Kassation nebst einer Geldbuße von fünfzig bis zu

fünfhundert Thalcrn findet statt, wenn ein Beamter, welcher Steuern, Gebühren

oder andere Abgaben für eine öffentliche Kasse zu erheben hat, hierbei mehr erhebt,

als die vorgeschriebenen Tarife, Ta.ren, Reglements, Kataster oder Heberollen

gestatten, und das zu viel Erhobene bei der Kasse nicht in Einnahme stellt,

sondern für sich behält.

Z. 605.

Gleiche Strafe (Z. 604.) tritt ein, wenn Beamte bei den von ihnen im

Amte zu leistenden Zahlungen den Empfängern unbefugt Abzüge machen und die

Zahlungen als vollständig geleistet in Ausgabe stellen.
N 2

7) Fälschung.

8) Unterdrückungvon
Urkunden.

9) Bedrückungder Unter-
thanen bei Erhebung
von Gebühren und Ab¬
gaben.

to) Verkürzung der Unter-
thanen bei Zahlungen.
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§. 60b.

4t) Verkürzung dcrKassen Beamte, welchen die Veranlagung, Feststellung oder Erhebung zu einer

bei Veranlagung von öffentlichen Kaste fließender Einnahmcn übertrage» ist, haben Degradation oder
Abgaben :c. Amtscntsctzung verwirkt, wenn sie die Kasse dadurch vorsatzlich verkürzen, daß sie

den von den Pflichtigen zu entrichtenden Betrag entweder gar nicht oder zu gering

in Ansatz bringen oder erheben.

Z. 607.

42) Unterschlagung amt- Ein Beamter, welcher Gelder oder andere Sachen, die er in amtlicher

lich affvcrtraulcr Gel- Eigenschaft empfangen hat, unterschlagt, soll mit Amtsentsetzung bestraft werden.

Auch kann nach Umstanden zugleich auf Strafarbeit oder Zuchthaus bis zu fünf

Jahren, und anstatt der Amtsentsctzung auf Kassation erkannt werden.

Die Absicht, das Unterschlagene wieder zu erstatten, soll die Anwendung

dieser Strafen niemals ausschließen.

Finden sich die Gelder oder Sachen, welche ein Beamter in amtlicher

Eigenschaft empfangen hat, und die noch in seiner Gewahrsam befindlich seyn sollten,

bei ihm nicht vor, so wird angenommen, daß er dieselben unterschlagen habe, es

sey denn, daß aus den Verhältnissen ein Anderes erhellet.

Z. 605.

Die Bestimmung im Z. 607. findet auch dann Anwendung, wenn ein

Beamter über Gelder oder andere Sachen, welche er in amtlicher Eigenschaft

zu empfangen hat, dem Schuldner, an dessen Stelle er solche zu berichtigen

übernimmt, eine amtliche Quittung crtheilt, die übernommene Zahlung aber nicht

unverzüglich leistet.

Z. 609.

Sind in Beziehung auf eine Unterschlagung (KZ. 607. und 608.) die zur Ein¬

tragung oder Kontrole der Einnahmcn oder Ausgaben bestimmten Rechnungen,

Register oder Bücher unrichtig geführt, verfälscht oder unterdrückt, oder unrichtige

Abschlüsse oder Auszüge aus diesen Rechnungen, Registern oder Büchern, oder

unrichtige Belage zu denselben vorgelegt, oder ist auf den Fassern, Beuteln oder

Packctcn der Geldinhalt falschlich bezeichnet, oder sind sonst Fälschungen begangen,

so tritt, außer der Kassation, Zuchthausstrafe von zwei bis zu zehn Jahren ein.

Z. 610.

Postbcamte, welche der Post anvertraute Briefe oder Pakete rechtswidrig

eröffnen oder dergleichen Briefe oder Pakete, welche keinen Gcldwerth haben, unter¬

schlagen, sollen ihres Amtes entsetzt, und können außerdem mit Strafarbeit bis zu

zwei Jahren bestraft werden.

Z. 611.

43) Untreue der gcricht- Gerichtliche Anwälte oder andere öffentlich bestellte Rechtskonsulenten,

lichcn Anwälte. welche bei den ihnen in amtlicher Eigenschaft anvertrauten Angelegenheiten vorsätzlich

zum Nachthcil ihrer Klienten handeln, insonderheit diejenigen, welche solchergestalt



( 101 )

in einem Rechtsstreite der Gegenpartei mit ihrem Rathe oder Beistände dienen,
sollen kassirt werden. Auch kann zugleich ans Strafarbeit bis zu fünf Jahren
erkannt werden.

Z. 012.

Gegen Amtsvorgcsctztc, welche vorsatzlich ihre Untergebenen zu einem Amts- 44) Bestrafung pflicht-
vcrbrechcn verleiten, kann die Strafe dieses Verbrechens, den Umständen nach, widriger Vorgesetzten,
bis zur Verdoppelung geschärft und in Fällen, in denen gegen die Untergebenen
nur Geldbuße, Freiheitsstrafe, oder Degradation eintritt, auf Amtscntsetzung
erkannt werden.

Z. 013.
Ein Vorgesetzter, welcher wissentlich geschehen läßt, daß ein Untergebener

Amtsvcrbrcchcn begeht, ist gleich dem Urheber des Verbrechens zu bestrafen.
Diese Bestimmung findet auch auf diejenigenAnwendung, denen eine Aufsicht
oder Kontrolc über die Amtsgcschäfteeines Mitbeamtcn übertragen ist, sofern das
von dem letzter» verübte Verbrechendie zu ihrer Aussicht oder Kontrolc gehörenden
Geschäftebetrifft.

Z. 014.
Hat ein Beamter Mitschuldige, die keine Beamten sind, so tritt gegen 4S) Thcilnahme dritter

dieselben statt der Degradation Gcfängnißstrafe, und statt der Amtscntsetzungoder Personen am AmtS-
Kassation, Strafarbcit bis zu drei Jahren ein. verbrechen.

Z. 015.
Pflichtwidrigkcitcnder Beamten, welche nicht vorstehend ZZ. 587. bis 609. 16 DiSziplinar-Vergchen.

als Amtsvcrbrcchcnbezeichnet worden, sind kein Gegenstand gerichtlicherUnter¬
suchung und Bestrafung, sondern werden im Disziplinarwege nach den darüber
bestehenden Vorschriftengeahndet.

Z. 010.
Wird ein Beamter zur Zuchthausstrafevcrurthcilt, so trifft ihn die Kassation, Iii. Gemeine Verbrechen,

und wenn er zu einer andern Freiheitsstrafe von einjähriger oder längerer Dauer
vcrurthcilt wird, die Amtsentsctzung.

Auch bei andern Strafen ist zugleich auf Kassation oder Amtscntsetzung zu
erkennen, wenn

1. die strafbare Handlung, die Verletzung besonderer Untcrthanspflichtcnin sich
schließt <W. 452. 160. 166. 179. 183. 205. 209. 216.), oder

2. in dem Verbrecheneine grobe Nichtachtung der Religion oder Sittlichkeit liegt
(M 238 — 241. 244. 257. 259. No. 2. 386. 392. 395 — 398.),
oder

3. dadurch ein besonderer Mangel an Ehrlicbe an den Tag gelegt wird (W. 405
406. 417. 425. 426. 444. 449. 450. 452. 453. 464. 466. 479. 485.),
oder

4. der Beamte sei» amtliches Verhältnis; zur Vcrübung von Verbrechenbenutzt
hat, zu deren Verhinderung er bestellt war.
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In der Anwendung dieser Vorschriften macht es keinen Unterschied, ob die

strafbare Handlung vor oder nach der Anstellung des Beamten begangen worden ist.

Z. 617.

Gemeinsame Bestim- Die Bestimmung im ersten Satze des Z. 616. findet auch auf Amtsver-

mnngen. brechen Anwendung.

Z. 618.

Hat ein Beamter sich des Versuchs zu einem Amts - oder gemeinen Ver¬

brechen, welches die Kassation oder Amtsentsetzung nach sich zieht, schuldig gemacht

(§§. 58. und 59.), oder an einem solchen Verbrechen als Gchülfc, Begünstiger

oder in anderer Weise Theil genommen (W. 79. bis 72.), so ist, sofern nicht

die Bestimmungen des A. 616. Platz greifen, nach richterlichem Ermessen auf

Amtsentsetzung oder nach dem Maaßstabc des K. 614. auf Freiheitsstrafe zu erkennen.

Z. 619.

Hat ein Beamter sich des Versuchs zu einem mit der Degradation bedrohten

Verbrechen schuldig gemacht oder an einem solchen Verbrechen auf die im A. 618.

erwähnte Art Theil genommen, so ist gegen denselben nach richterlichem Ermessen

auf Degradation oder Gefangnißstrafe zu erkennen.

Z. 620.
IV. Verbrechen entlassener Wenn entlassene Beamte ein Verbrechen begehen, welches, wem: sie noch

Beamten. i,n Dienste befindlich waren, die Kassation oder Amtsentsctzung zur Folge gehabt

haben würde, so sind dieselben des Rechts, ihren Amtstitcl oder ihr sonstiges

Dienstprädikat zu führen, verlustig zu erklären.

Nesm und zwanzigster Titel.

Verbrechen der Geistlichen.

Z. 621.
Geistliche, welche denjenigen landesgesctzlichen Vorschriften, oder landes¬

herrlichen Anordnungen, oder denjenigen von den Staatsbehörden innerhalb ihrer

Amtsbefugniß erlassenen Verfügungen, welche sich auf die Ausübung des geistlichen

Amts beziehen (bürgerliche Amtsvorschriften) entgegenhandeln, haben Geldbuße bis

zu fünfhundert Thalern, oder Gcfängniß bis zu sechs Monaten, und bei erschwerenden

Umständen die Entfernung aus dem Amte (§. 625.) verwirkt.

§. 622.

Gleiche Strafe (K. 621.) trifft diejenigen Geistlichen, welche sich bei der

Ausübung ihres Amts eines Mißbrauchs ihrer geistlichen Amtsbefugnisse schuldig

machen. Ein solcher Mißbrauch findet statt, wenn die Ausübung der geistlichen

Amtsbcfugnisse in Handlungen, welche das gemeine Wohl gefährden oder in will-

kührliche Bedrückungen oder Verletzungen Einzelner ausartet.
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Z. 023.
Wcnu Geistlichein ihrem amtlichenVerhältnisseeine Ehrcnkränkung, .eine

Fälschung oder Unterdrückungvon Urkunden, oder eine Veruntreuung begehen, so
sind sie mit denselbenStrafen zu belegen, welche gegen Beamte wegen solcher
Verbrechen stattsindcn(W. 502. 001. 002. und 007 — 000.).

Statt der Kassationoder Amtscntsetzung ist auf Entfernung aus dein Amte
(§. 025.) zu erkennen.

S. 02-1.

Wegen gemeiner Verbrechen, welche die Kassation oder Amtscntsetzung
eines Beamten zur Folge haben (Z. 016.), ist gegen Geistliche, außer der sonst
verwirkten Strafe, auf Entfernung aus dem Amte (K. 025.) zu erkennen.

H. 025.
Ein Geistlicher, gegen welchen auf Entfernung aus dem Amte rechtskräftig

erkannt ist, geht aller mit dem Amte verbundenerRechte verlustig, und darf selbst
zu den Verrichtungen eines Hülfsgcistlichcnnicht weiter zugelassen werden.

Mit der Entfernung aus dem Amte kann, wenn der fernere Aufenthalt des
Geistlichen in seinem bisherigen Amtssitze die öffentliche Ruhe oder Ordnung
gefährdenwürde, und die Verwaltungsbehördedarauf antragt, zugleich auf Orts¬
oder Bezirks-Verweisung erkannt werden.

Z. 020.
Die Bestimmungen des K. 018. finden, soweit sie sich aus die Kassation

oder Amtscntsetzung der Beamten beziehen, in gleicher Art auch aus die Entfernung
aus dem Amte Anwendung.

Z. 027.
Vergehen der Geistlichengegen ihre Amts- und Standespflichten, welche

nicht zugleich Verbrechen oder bürgerliche Amtsvergehen (W. 621. und 622.)
sind, werden von der geistlichen Behörde, nach den darüber für die verschiedenen
Konfessionen bestehenden Anordnungen bestraft.

Z. 028.

Wegen der in den W. 021. und 022. bezeichneten Vergehen, kann die
gerichtliche Untersuchungnur niit Genehmigung des Ministers der geistlichen Ange¬
legenheiten eingeleitet werden.

Z. 029.
Schließt eines der in den W. 627. und 028. erwähnten Verbrechen oder

Vergehen ein gemeinesVerbrechen in sich, oder ist ein solches mit denselben ver¬
bunden, so schreitendie Gerichte von Amtswegcn ein.
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